Deutscher Bundestag Drucksache 1 / 3959 

7. Wahlperiode 

08. 08. 75 


Sachge biet 71 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie (EWG) des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über gemeinsame Vorschriften für Hebezeuge und Fördergeräte 


Vorschlag einer Richtlinie (EWG) des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über elektrisch betriebene Aufzüge 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb: Dr, Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 56, Telefon 0 22 21 / 36 35 51 



Drucksache 7/3959 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Vorschlag einer Richtlinie (EWG) des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über gemeinsame Vorschriften für Hebezeuge und Fördergeräte 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung folgender Gründe: 

In allen Mitgliedstaaten bestehen zwingende Vor- 
schriften über die technischen Merkmale für den Bau, 
die Prüfung und/oder den Betrieb von Hebezeugen. 
Diese Vorschriften sind von einem Mitgliedstaat 
zum anderen verschieden; durch ihre Unterschied- 
lichkeit behindern sie den Warenverkehr und kön- 
nen ungleiche Wettbewerbsbedingungen innerhalb 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft schaffen. 

Diese Hindernisse für die Errichtung und das 
Funktionieren des gemeinsamen Marktes können 
verringert und sogar beseitigt werden, wenn in allen 
Mitgliedstaaten gleiche Vorschriften entweder in 
Ergänzung oder anstelle ihrer derzeitigen Rechts- 
vorschriften gelten. 

Um die Benutzer und dritte Personen wirksam zu 
schützen, ist eine Kontrolle der Einhaltung der tech- 
nischen Vorschriften erforderlich. Da die Prüfver- 
fahren von einem Mitgliedstaat zum anderen ver- 
schieden sind, ist es notwendig, um den freien Ver- 
kehr dieser Hebezeuge innerhalb des gemeinsamen 
Marktes zu verwirklichen und mehrfache Kontrollen 
zu vermeiden, die ebenso viele Hindernisse für den 
freien Warenverkehr darstellen, eine gegenseitige 
Anerkennung der Durchführung der Kontrolle zwi- 
schen Mitgliedstaaten herbeizuführen. 

Zur Erleichterung dieser gegenseitigen Anerken- 
nung der Kontrollen müssen insbesondere geeignete 
Verfahren für die EWG-Bauartzulassung, die EWG- 
Bauteilzulassung und die EWG-Prüfung für Hebe- 
zeuge und Fördergeräte geschaffen sowie eine Har- 
monisierung der Kriterien vorgenommen werden, 
nach denen die Auswahl der mit den Prüfungen be- 
auftragten Kontrollstellen erfolgt. 


Die Abgrenzung der Verantwortung der Kontroll- 
stellen wird in jedem Mitgliedstaat verschieden ge- 
handhabt, weshalb eine Harmonisierung auf diesem 
Gebiet erforderlich ist. 

Ist ein Hebezeug oder Fördergerät oder ein Bau- 
teil mit den EWG-Zeichen oder -Stempeln versehen, 
die den Prüfungen entsprechen, denen es unterwor- 
fen ist, so geht daraus seine Übereinstimmung mit 
den einschlägigen technischen Vorschriften hervor, 
wodurch bei der Einfuhr des Hebezeuges eine Wie- 
derholung der bereits vorgenommenen Kontrollen 
überflüssig wird. 

Die nationalen Rechtsvorschriften für Hebezeuge 
betreffen zahlreiche Kategorien von Hebezeugen 
oder Fördergeräten für sehr verschiedenartige Ver- 
wendungszwecke, Fassungsräume und Belastung. 
Zweckmäßigerweise werden in dieser Richtlinie all- 
gemeine Vorschriften über die EWG-Bauartzulas- 
sung, die EWG-Bauteilzulassung und die EWG- 
Prüfung festgelegt. In Einzelrichtlinien werden Vor- 
schriften über die technische Ausführung und die 
Prüfmodalitäten für die Hebezeuge und Bauteile so- 
wie ggf. die Bedingungen festgelegt, unter denen 
die gemeinschaftlichen technischen Vorschriften an 
die Stelle der bisherigen nationalen Vorschriften 
treten. 

Der technische Fortschritt macht eine rasche An- 
passung der Bestimmungen der Richtlinien über Vor- 
schriften für Hebezeuge und Fördergeräte notwen- 
dig. Um die Durchführung der hierfür notwendigen 
Maßnahmen zu erleichtern, muß eine enge Zusam- 
menarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und der 
Kommission gewährleistet sein, und zwar im Rah- 
men des Ausschusses für die Anpassung der Richt- 
linien über die Beseitigung der technischen Han- 
delshemmnisse bei Hebezeugen und Lastaufnahme- 
einrichtungen an den technischen Fortschritt, der 
durch die Richtlinie vom 19. November 1973 be- 
treffend die Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die 'Bescheinigungen und 
Kennzeichnungen für Drahtseile, Ketten und Last- 
haken eingesetzt worden ist ^), 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 335 
vom 5. Dezember 1973, S. . . . 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 8. August 1975 - 1/4 - 680 70 - E - He 8/75: 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 16. Juli 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirlschafts- und Sozialausschusses zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Da der Fall eintreten kann, daß Hebezeuge oder 
Fördergeräte auf den Markt gebracht werden, die 
zwar die Vorschriften der einschlägigen Einzelricht- 
linie erfüllen, aber trotzdem die Sicherheit gefähr- 
den, ist ein Verfahren vorzusehen, durch das diese 
Gefahr umgangen wird — 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

KAPITEL I 

Begriffsbestimmungen und Anwendungsbereich 


Artikel 1 

1. Als Hebezeug im Sinne dieser Richtlinie gilt je- 
des Hebe- und Fördergerät, das elektrisch, 
hydraulisch oder auf andere mechanische Weise 
bewegt wird, wie Aufzüge, Bauaufzüge, Bau- 
materialaufzüge, Lastenaufnahmegeräte, Krane 
und Hubstapler. 

2. Als Bauteil im Sinne dieser Richtlinie gilt jedes 
in den Einzelrichtlinien definierte, hauptsächliche 
Element oder Teil eines dieser Hebezeuge oder 
Fördergeräte. 

3. Hebezeuge oder Fördergeräte, die für militärische 
oder zu Versuchszwecken sowie zur Verwendung 
auf Schiffen und für die Erdölförderung auf See 
(off-shore), im Bergbau oder zum Umgang mit 
radioaktiven Stoffen besonders entworfen sind, 
fallen nicht unter den Anwendungsbereich dieser 
Richtlinie. 


Artikel .2 

1. In Einzelrichtlinien über die verschiedenen Kate- 
gorien von Hebezeugen oder Fördergeräten und/ 
oder Bauteile sind die Vorschriften über die 
technische Ausführung, die Einzelheiten bezüg- 
lich Prüfung, Kontrolle und Versuche festgelegt. 

2. In diesen Einzelrichtlinien sind ggf. insbesondere 
die Vorschriften bezüglich des Baus und Zusam- 
menbaus festgelegt, denen die Hebezeuge oder 
Fördergeräte und Bauteile genügen müssen. 

3. In den Einzelrichtlinien kann außerdem festge- 
legt werden: 

— für die betreffenden Kategorien von Hebe- 
zeugen oder Fördergeräten: 

ob sie entweder der EWG-Bauartzulassung 
oder der EWG-Bauartzulassung und der EWG** 
Prüfung unterliegen; 

— für die betreffenden Bauteile: 


ob sie der EWG-Bauteilzulassung oder der 
EWG-Bauteilzulassung und der EWG-Prüfung 
unterliegen. 

4. Es kann darin ferner festgelegt werden, zu wel- 
chem Zeitpunkt einzelstaatliche Vorschriften, die 
von den Mitgliedstaaten in Übereinstimmung 
mit der Einzelrichtlinie für ein bestimmtes Hebe- 
zeug oder Fördergerät erlassen werden, die 
früheren diesbezüglichen einzelstaatlichen Vor- 
schriften vollständig ersetzen. 


Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten dürfen das Inverkehrbringen, 
die bestimmungsgemäße Verwendung oder Inbe- 
triebnahme eines Hebezeuges oder Fördergeräts 
oder eines Bauteils eines solchen aus Gründen im 
Zusammenhang mit ihrem Bau, ihren Kontrollen, 
Prüfungen oder den Versuchen mit diesen Geräten, 
gemäß dieser Richtlinie, nicht verweigern, verbieten 
oder einschränken, wenn unter den in der ein- 
schlägigen Einzelrichtlinie vorgesehenen Bedingun- 
gen 

1. ein Hebezeug oder Fördergerät, für das die EWG- 
Bauartzulassung erforderlich ist, oder ein Bauteil, 
das der EWG-Bauteilzulassung unterworfen ist, 
der zugelassenen Bauart oder dem zugelassenen 
Bauteilmodell entspricht; 

2. ein Hebezeug oder Fördergerät, für das die 
EWG-Bauartzulassung nicht erforderlich ist, oder 
ein Bauteil, das der EWG-Bauteilzulassung nicht 
unterworfen ist, den Vorschriften der einschlägi- 
gen Einzelrichtlinie entspricht und, sofern dies 
in den entsprechenden Richtlinien festgelegt ist, 
mit einer Übereinstimmungsbescheinigung ver- 
sehen sind. 


Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten betrachten die EWG-Bauartzu- 
lassung. die EWG-Bauteilzulassung und die EWG- 
Prüfung als gleichwertig mit den entsprechenden 
nationalen Maßnahmen. 


Artikel 5 

Die Tätigkeit der zuständigen Stellen der Mitglied- 
staaten, die die EWG-Bauartzulassung für ein Hebe- 
zeug oder Fördergerät und/oder die EWG-Bauteil- 
zulassung für ein Bauteil eines Hebezeuges oder 
Fördergeräts erteilt haben, oder der Kontrollstelle, 
die die EWG-Prüfung vorgenommen hat, beschränkt 
sich auf die ordnungsgemäße Durchführung der Kon- 
trollen, Prüfungen und Versuche entsprechend den 
Vorschriften der einschlägigen Richtlinien. 
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KAPITEL II 

EWG-Bauartzulassung 


Artikel 6 

1. Unter EWG-Bauartzulassung wird die Maßnahme 
verstanden, durch welche die zuständige Stelle 
eines Mitgliedstaates nach Durchführung der 
technischen Kontrollen und Versuche bescheinigt, 
daß ein Modell eines Hebezeuges oder Förder- 
geräts den technischen Vorschriften entspricht, 
die in den einschlägigen Einzelrichtlinien festge- 
legt werden. 

2. Die zuständigen Stellen der Mitgliedstaaten er- 
teilen auf Antrag des Herstellers oder seines 
Beauftragten die EWG-Bauartzulassung für jedes 
Modell oder jedes Baumuster eines Hebezeuges 
oder Fördergeräts, wenn sie die technischen Vor- 
schriften erfüllen, die in der für die einschlägige 
Einzelrichtlinie festgelegt sind. 

3. Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen 
Maßnahmen, um sicherzustellen, daß der Antrag 
auf eine EWG-Bauartzulassung für ein bestimm- 
tes Hebezeug- oder Fördergerätmodell nur in 
einem einzigen Mitgliedstaat gestellt werden 
kann. 

4. Die gegenseitige Unterrichtung der Mitglied- 
staaten über die Anträge auf EWG-Bauartzu- 
lassung erfolgt nach den Bestimmungen von An- 
hang I, Punkt 1.1. 

5. Die zuständigen Stellen der Mitgliedstaaten er- 
teilen die EWG-Bauartzulassung gemäß den Be- 
stimmungen dieses Kapitels und der Punkte 1 
und 2 des Anhangs 1. 

6. Die EWG-Bauartzulassung bildet die Vorausset- 
zung für die EWG-Prüfung gemäß Artikel 12 
ff., sofern diese in den Einzelrichtlinien fest- 
gelegt ist. 


Artikel? 

1. Fallen die Ergebnisse der in Punkt 2 des An- 
hangs I und in den verschiedenen Einzelricht- 
linien näher aüfgeführten Prüfung zufrieden- 
stellend aus, so stellt die zuständige Stelle des 
Mitgliedstaates, die die Prüfung durchgeführt 
hat, eine Bescheinigung über die EWG-Bauartzu- 
lassung aus und stellt sie dem Antragsteller un- 
verzüglich zu. Der Antragsteller hat unter seiner 
eigenen Verantwortung auf jedem Hebezeug 
oder Fördergerät das EWG-Bauartzulassungs- 
zeichen anzubringen und - falls die maßgebliche 
Einzelrichtlinie für eine bestimmte Kategorie von 
Hebezeugen oder Fördergeräten es vorsieht - 
für jedes betreffende Hebezeug eine Überein- 
stimmungsbescheinigung auszustellen. 


2. Die Vorschriften über Zulassungsbescheinigung, 
Zulassungszeichen und Bekanntmachung der 
EWG-Bauartzulassung sind im Anhang I, Num- 
mern 3, 4 und 5 aufgeführt. 

3. Die Einzelrichtlinien können die EWG-Bauartzu- 
lassung an bestimmte Auflagen binden oder zeit- 
lich begrenzen. 

4. Sofern dies in der Einzelrichtlinie festgelegt ist, 
muß der Hersteller der zuständigen Stelle die 
Aufnahme der Serienherstellung eines Hebezeu- 
ges, das die EWG-Bauartzulassung erhalten hat, 
mitteilen. 

Artikel 8 

1. Der Mitgliedstaat, der eine EWG-Bauartzulas- 
sung erteilt hat, kann diese widerrufen, wenn 
er feststellt, daß Hebezeuge oder Fördergeräte, 
für die die Zulassung erteilt worden ist, der zu- 
gelassenen Bauart oder den Bestimmungen der 
einschlägigen Einzelrichtlinie nicht entsprechen. 

2. Der Mitgliedstaat, der eine EWG-Bauartzulas- 
sung erteilt hat, muß diese widerrufen: 

a) im Falle von Hebezeugen oder Fördergeräten, 
die der EWG-Bauartzulassung unterworfen 
sind, wenn festgestellt wird, daß die Einrich- 
tungen, für deren Bauart die Zulassung er- 
teilt worden ist, einen Mangel hinsichtlich der 
in der EWG-Bauartzulassung festgelegten 
Planung oder Baumethode aufweisen, der eine 
Gefahr für die Sicherheit darstellt; 

b) in den in Absatz 1 dieses Artikels vorgese- 
henen Fällen bei Einrichtungen, die auf Grund 
einer Einzelrichtlinie nicht der EWG-Prüfung 
unterworfen sind, wenn der Hersteller nach 
Verwarnung seine Produktion nicht ändert. 

3. Wird ein Mitgliedstaat von einem anderen Mit- 
gliedstaat über einen der in Absatz 1 und 2 
dieses Artikels festgelegten Fall unterrichtet, so 
trifft er nach Anhörung des betreffenden Staates 
die in den genannten Absätzen vorgesehenen 
Maßnahmen. 

4. Ist sich die zuständige Stelle des Mitgliedstaates, 
die die EWG-Bauartgenehmigung erteilt hat und 
die zuständige Stelle eines anderen Mitglied- 
staates nicht über die Zweckmäßigkeit oder die 
Notwendigkeit eines Widerrufs einig, so wird 
die Kommission laufend über den Stand der Be- 
mühungen unterrichtet. 

5. Der Widerruf einer EWG-Bauartzulassung kann 
nur von der zuständigen Stelle des Mitglied- 
staates ausgesprochen werden, die sie erteilt hat; 
sie unterrichtet hiervon unverzüglich die zustän- 
digen Stellen der anderen Mitgliedstaaten und 
die Kommission. 
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KAPITEL III 

EWG-Bauteilzulassung 


Artikel 9 

1. Unter EWG-Bauteilzulassung wird die Maß- 
nahme verstanden, durch welche die zuständige 
Stelle eines Mitgliedstaates nach Durchführung 
der technischen Kontrollen und Versuche fest- 
stellt und bescheinigt, daß ein Modell eines 
Hebezeug- oder Fördergerätebauteils den in den 
betreffenden Einzelrichtlinien festgelegten tech- 
nischen Vorschriften entspricht. 

2. Die zuständigen Stellen der Mitgliedstaaten er- 
teilen auf Antrag des Herstellers oder seines 
Beauftragten die EWG-Bauteilzulassung für je- 
des Modell eines Flebezeug- oder Fördergeräte- 
bauteils, wenn es die in der einschlägigen Einzel- 
richtlinie festgelegten Vorschriften erfüllt. 

3. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen um sicherzustellen, daß der Antrag 
auf eine EWG-Bauteilzulassung für ein bestimm- 
tes Bauteil nur in einem einzigen Mitgliedstaat 
gestellt werden kann. 

4. Die gegenseitige Unterrichtung der Mitglied- 
staaten über einen Antrag auf EWG-Bauteilzu- 
lassung erfolgt nach den Bestimmungen von An- 
lage II Punkt 1.1. 

5. Die zuständigen Stellen der Mitgliedstaaten er- 
teilen die EWG-Bauteilzulassung gemäß den Be- 
stimmungen dieses Kapitels und der Punkte 1 
und 2 des Anhangs 11. 

6. Die EWG-Bauteilzulassung bildet die Voraus- 
setzung für die EWG-Prüfung gemäß Artikel 12 ff., 
sofern diese in den Einzelrichtlinien vorgesehen 
ist. 


Artikel 10 

1. Fallen die Ergebnisse der in Punkt 2 des An- 
hangs II und in den verschiedenen Einzelricht- 
linien näher ausgeführten Prüfung zufrieden- 
stellend aus, so stellt die zuständige Stelle des 
Mitgliedstaates, die die Prüfung durchgeführt hat, 
eine Bescheinigung über die EWG-Bauteilzulas- 
sung aus und stellt sie unverzüglich dem Antrag- 
steller zu. Der Antragsteller hat unter seiner 
eigenen Verantwortung auf jedem Hebezeug- 
oder Fördergerätbauteil das EWG-Bauteilzulas- 
sungszeichen anzubringen und - falls die maß- 
gebliche Einzelrichtlinie für eine bestimmte Hebe- 
zeug- oder Fördergerätart es vorsieht - für jedes 
Hebezeug- oder Fördergerätbauteil eine Über- 
einstimmungsbescheinigung auszustellen. 


2. Die Vorschriften über Zulassungsbescheinigung, 
Zulassungszeichen und Bekanntmachung der 
EWG-Bauteilzulassung sind im Anhang II, Num- 
mern 3, 4 und 5 aufgeführt. 

3. Die Einzelrichtlinien können die EWG-Bauteil- 
zulassung an bestimmte Auflagen binden oder 
zeitlich begrenzen. 

4. Sofern die Einzelrichtlinie es erfordert, muß der 
Hersteller der zuständigen Stelle die Aufnahme 
der Serienherstellung eines Hebezeugbauteils, 
das die EWG-Bauteilzulassung erhalten hat, mit- 
teilen. 


Artikel 11 

1. Der Mitgliedstaat, der eine EWG-Bauteilzulas- 
sung erteilt hat, kann diese widerrufen, wenn er 
feststellt, daß Bauteile eines Hebezeuges oder 
Fördergeräts, für deren Modell die Bauteilzu- 
lassung erteilt worden ist, dem zugelassenen 
Modell oder den Bestimmungen der einschlägi- 
gen Einzelrichtlinie nicht entsprechen. 

2. Der Mitgliedstaat, der eine EWG-Bauteilzulas- 
sung erteilt hat, muß diese widerrufen, 

a) bei Bauteilen, für die die EWG-Prüfung er- 
forderlich ist - wenn festgestellt wird, daß 
diese Bauteile, für deren Modell die Zulas- 
sung erteilt worden ist, einen Mangel hin- 
sichtlich der in der EWG-Bauteilzulassung 
präzisierten Planung oder Baumethode auf- 
weisen, der eine Gefahr für die Sicherheit 
darstellt; 

b) in den unter Absatz 1 dieses Artikels erwähn- 
ten Fällen bei Bauteilen, die nicht auf Grund 
einer Einzelrichtlinie eine EWG-Prüfung er- 
fordern - wenn der Hersteller nach Verwar- 
nung sein Fabrikationsverfahren nicht ändert. 

3. Wird der betreffende Mitgliedstaat von einem 
anderen Mitgliedstaat darüber unterrichtet, daß 
einer der in Absatz 1 oder 2 dieses Artikels ge- 
nannten Fälle vorliegt, so ergreift er nach An- 
hörung dieses Staates die in den genannten Ab- 
sätzen vorgesehenen Maßnahmen. 

4. Sind sich die zuständige Stelle des Mitglied- 
staates, die die EWG-Bauteilzulassung erteilt hat 
und die zuständige Stelle eines anderen Mitglied- 
staates nicht über die Zweckmäßigkeit oder die 
Notwendigkeit eines Widerrufs einig, so wird die 
Kommission laufend über den Stand der Be- 
mühungen unterrichtet. 

5. Der Widerruf einer EWG-Bauteilzulassung kann 
nur von der zuständigen Stelle des Mitglied- 
staates ausgesprochen werden, die sie erteilt hat; 
sie unterrichtet hiervon unverzüglich die zustän- 
digen Stellen der anderen Mitgliedstaaten und 
die Kommission. 
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KAPITEL IV 

EWG-Prüfung 

Artikel 12 

1. Die EWG-Prüfung bezweckt eine Kontrolle dei 
Übereinstimmung eines in Serie gefertigten 
Hebezeuges oder Fördergeräts sowie seiner Bau- 
teile mit dem zugelassenen Modell oder Bauteil. 

2. Der Hersteller muß jede zweckdienlich erschei- 
nende Methode anwenden, um die Übereinstim- 
mung der serienmäßig hergestellten Geräte mit 
dem zugelassenen Gerät oder Bauteil und den 
Bestimmungen der einschlägigen Einzelrichtlinie 
zu gewährleisten. 

3. Die Durchführung der EWG-Prüfung erfolgt und 
wird bescheinigt gemäß den in Anhang III dieser 
Richtlinie und in den Bestimmungen der entspre- 
chenden Einzelrichtlinie beschriebenen Einzel- 
heiten. 

Artikel 13 

1. Der Hersteller hält der Kontrollstelle die Bücher, 
Protokolle und jede andere Auskunft zur Ver- 
fügung, aus denen hervorgeht, daß die Hebe- 
zeuge oder Fördergeräte oder Bauteile geprüft 
worden sind. 

2. Der Hersteller kann der Kontrollstelle den Zu- 
gang zur Produktionsstätte nicht verweigern, 
wenn es die ordnungsgemäße Durchführung der 
dieser Stelle übertragenen Aufgaben erfordert. 

Artikel 14 

In Einzelrichtlinien werden für die betreffende Kate- 
gorie von Hebezeugen oder Fördergeräten die Mo- 
dalitäten für die Einschaltung der Kontrollstelle bei 
der EWG-Prüfung festgelegt, je nachdem, ob die 
EWG-Bauartzulassung bzw. EWG-Bauteilzulassung 
für ein Hebezeug- oder ein Bauteilmodell gewährt 
worden ist. 

Artikel 15 

1. Nach Artikeln 13 und 14 muß die Kontrollstelle 
jede Kontrolle vornehmen können, die für erfor- 
derlich erachtet wird, um sich vergewissern zu 
können, daß die vom Hersteller durchgeführten 
Prüfungen befriedigend sind. 

2. Soweit es in einer Einzelrichtlinie vorgesehen 
ist, stellt die Kontrollstelle eine Bescheinigung 
über die vorgenommenen Kontrollen und ihr Er- 
gebnis aus. 

Artikel 16 

In Einzelrichtlinien kann vorgeschrieben werden, 
daß die in Serien hergestellten Hebezeuge oder 
Fördergeräte und ihre Bauteile mit Nummern ver- 
sehen werden, die ihre Identifizierung ermöglichen. 


Artikel 17 

Sieht die Einzelrichtlinie für eine bestimmte Kate- 
gorie von Hebezeugen oder Fördergeräten keine 
EWG-Prüfung vor, dann versieht der Hersteller nach 
Prüfung der Übereinstimmung jedes Hebezeuges 
oder Fördergeräts bzw. Bauteils mit den einschlägi- 
gen Vorschriften der betreffenden Einzelrichtlinie 
sowie dem zugelassenen Modell oder Bauteil jedes 
Hebezeug oder Fördergerät oder Bauteil unter sei- 
ner Verantwortung mit den in Anhang I oder 11 
Punkt 5.2. beschriebenen Zeichen. 


KAPITEL V 

Gemeinsame Bestimmungen 
für die EWG-Bauartzulassung, 
die EWG-Bauteilzulassung und die EWG-Prüfung 

Artikel 18 

1. Die Übereinstimmung eines Hebezeuges oder För- 
dergeräts oder Bauteils mit dem zugelassenen 
Modell wird durch das Anbringen der Zeichen 
gemäß Artikel 7 und 10 und gegebenenfalls Arti- 
kel 17 dieser Richtlinie bescheinigt. 

2. Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen 
Maßnahmen, um sicherzustellen, daß die der 
EWG-Bauartzulassung unterliegenden Hebezeu- 
ge oder Fördergeräte und die der Bauteilzulas- 
sung unterliegenden Bauteile nicht mit Zeichen, 
Marken oder Aufschriften versehen werden, die 
zu einer Verwechslung mit den EWG-Zeichen 
führen können. 

Artikel 19 

Jeder Mitgliedstaat gibt den übrigen Mitgliedstaaten 
und der Kommission bekannt: 

— die Liste der für die Erteilung der EWG-Bauart- 
zulassung für Hebezeuge und Fördergeräte zu- 
ständigen Stellen, 

— die Liste der für die Erteilung der EWG-Bauteil- 
zulassung für Hebezeug- oder Fördergerätbau- 
teile zuständigen Steilen, 

— alle späteren Änderungen dieser Listen, 

— die Liste der Kontrollstellen, die von den zu- 
ständigen Stellen der Mitgliedstaaten mit der 
Durchführung der 

a) vor Erteilung der EWG-Bauartzulassung bzw. 
der EWG-Bauteilzulassung, und 

b) der im Rahmen der EWG-Prüfung vorzuneh- 
menden 

Prüfungen und Versuche betraut sind, 

— je nachträgliche Änderung dieser Listen. 


6 



Deutsdier Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3959 


Artikel 20 

Die Bestimmung einer Kontrollstelle und ihre Beauf- 
tragung mit den in dieser Richtlinie und den ein- 
schlägigen Einzelrichtlinien festgelegten Aufgaben 
durch einen Mitgliedstaat ist nur möglich, wenn 
diese Stelle die in Anhang IV festgelegten Kriterien 
erfüllt. 

KAPITEL VI 

Anpassung der Richtlinie 
an den technischen Fortsdiritt 

Artikel 21 

1. Die Änderungen, die notwendig sind, um die 
Anhänge I, II und III dieser Richtlinie an den 
technischen Fortschritt anzupassen, werden ge- 
mäß Artikel 5 der Richtlinie des Rates vom 
19. November 1973 betreffend die Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten be- 
treffend die Bescheinigungen und Kennzeichnun- 
gen für Drahtseile, Ketten und Lasthaken durdi- 
geführt. 

2. In den maßgeblichen Einzelrichtlinien über Hebe- 
zeuge und Fördergeräte im Sinne von Artikel 1, 
erster Absatz, wird angegeben, welche Bestim- 
mungen ihrer technischen Anhänge nach diesem 
gleichen Verfahren angepaßt werden können. 

KAPITEL VII 

Schutzklausel 

Artikel 22 

1. Stellt ein Mitgliedstaat fest, daß ein Hebezeug 
oder Fördergerät oder Hebezeugbauteil trotz 
seiner Übereinstimmung mit dieser Richtlinie 
und den Einzelrichtlinien für die Sicherheit eine 
Gefahr darstellt, und kann er dies detailliert 
begründen, so kann dieser Staat das Inverkehr- 
bringen, den Betrieb und die Inbetriebnahme 
dieses Hebezeuges oder Fördergeräts oder Hebe- 
zeugbauteils auf seinem Hoheitsgebiet vorläufig 
untersagen oder bestimmten Bedingungen unter- 
werfen. Er unterrichtet darüber unverzüglich die 
Kommission und die anderen Mitgliedstaaten 
unter Angabe der Gründe für seinen Beschluß. 


2. Die Kommission konsultiert binnen sechs Wochen 
die beteiligten Mitgliedstaaten, nimmt sodann 
unverzüglich Stellung und ergreift die geeigneten 
Maßnahmen. 

3. Hält die Kommission technische Anpassungen 
der Richtlinie für notwendig, so werden diese 
entweder von der Kommission oder vom Rat 
nach dem in Artikel 5 der Richtlinie des Rates vom 
19. November 1973 zur Angleichung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die Bescheinigung und Kennzeichnungen 
für Drahtseile, Ketten und Lasthaken vorgese- 
henen Verfahren beschlossen. Hat ein Mitglied- 
staat in einem solchen Falle Schutzmaßnahmen 
eingeführt, so kann er diese aufrechterhalten, 
bis diese Anpassungen in Kraft treten. 

KAPITEL VIII 

Sdilußbestimmungen 

Artikel 23 

Jede Maßnahme, die von einem Mitgliedstaat zur 
Durchführung dieser Richtlinie und der einschlägigen 
Einzelrichtlinien getroffen und durch die die EWG- 
Bauartzulassung oder die EWG-Bauteilzulassung 
verweigert oder widerrufen wird, der Vertrieb oder 
die Inbetriebnahme eines Hebezeuges oder Förder- 
geräts untersagt wird, ist genau zu begründen. Sie 
ist den Betroffenen unter Angabe der in den Mit- 
gliedstaaten zulässigen Rechtsmittel und der ein- 
schlägigen Fristen unverzüglich mitzuteilen. 


Artikel 24 

1. Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungs Vorschriften in Kraft, 
um dieser Richtlinie binnen 18 Monaten nach 
ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und setzen 
die Kommission hierüber unverzüglich in Kennt- 
nis. 

2. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den 
Wortlaut der innerstaatlichen Bestimmungen mit, 
die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden 
Gebiet erlassen. 

Artikel 25 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Anhang I 

EWG-Bauartzulassung 

1. Antrag auf EWG-Bauartzulassung 

1.1. Antrag und Schriftverkehr müssen in der Amtssprache oder einer der Amtssprachen des Staates 
abgefaßt sein, in dem der Antrag gestellt wird. Dieser Mitgliedstaat kann verlangen, daß die 
beigefügten Unterlagen ebenfalls in dieser Amtssprache abgefaßt sind. 

Die zuständige Stelle des Mitgliedstaates, die den Antrag erhalten hat, hat gleichzeitig jeder zu- 
ständigen Stelle der anderen Mitgliedstaaten eine Kopie des Antrags zu übermitteln. 

1.2. Der Antrag muß folgende Angaben enthalten: 

— Name und Wohnsitz des Herstellers oder der Firma, seines (ihres) Bevollmächtigten oder des 
Antragstellers, 

— Kategorie des Hebezeuges oder Fördergeräts, 

— vorgesehener Verwendungszweck, 

— technische Merkmale, 

— etwaige Handelsbezeichnung. 

1.3. Dem Antrag sind beizufügen: 

1.3.1. drei Ausfertigungen^) der für seine Prüfung erforderlichen Dokumente entsprechend den Bestim- 

mungen der Einzelrichtlinien und allen anderen darin enthaltenen Angaben, 

1.3.2. eine Erklärung, derzufolge für das gleiche Modell kein anderer Antrag auf EWG-Bauartzulassung 
eingereicht worden ist, 

1.3.3. gegebenenfalls Dokumente über bereits erteilte einzelstaatliche Genehmigungen und über ver- 
wendete Bauteile, die bereits Gegenstand einer EWG-Bauteilzulassung oder EWG-Prüfung sind. 

2. EWG-Bauartzulassungsprüfung 

2.1. Die EWG-Bauartzulassungsprüfung wird anhand einer Konstruktionszeichnung und des Modells 

durch geführt. 

Die Prüfung umfaßt alle in den Einzelrichtlinien festgelegten Untersuchungen und Versuche. 

2.2. Die Einzelrichtlinien für die verschiedenen Kategorien von Hebezeugen und Fördergeräten legen 
gegebenenfalls die Bauvorschriften und die Koeffizienten für die Berechnung fest und bestimmen 
die Art und die Qualitätsanforderungen der für die Herstellung dieser Hebezeuge zulässigen 
Werkstoffe. 

3. EWG-Bauartzulassungsbescheinigung und -Zeichen 

3.1. Die EWG-Bauartzulassungsbescheinigung gibt die Ergebnisse der Bauartprüfung wieder und legt 

die übrigen einzuhaltenden Erfordernisse fest. Ihr sind die Beschreibungen, Pläne und Schema- 
zeichnungen beizufügen, die zur Identifizierung der Bauart und eventuell zur Erläuterung der 
Arbeitsweise notwendig sind. Das Zulassungszeichen nach Artikel 7 der Richtlinie hat die Form 
eines stilisierten 8. 

Dieses Zeichen enthält: 

— im oberen Teil den großen Erkennungsbuchstaben des die Zulassung erteilenden Staates (B für 
Belgien, D für Bundesrepublik Deutschland, DK für Dänemark, F für Frankreich, I für Italien, 
IR für Irland, L für Luxemburg, NL für die Niederlande, UK für das Vereinigte Königreich) sowie 
die letzten Ziffern des Zulas sungs Jahres; 

— im unteren Teil das Unters cheidungssy mb ol der zuständigen Stelle, die die Zulassung erteilt 
hat, und die Kenn-Nummer der EWG-Bauartzulassung. 

Beispiele für diese Bauartzulassungszeichen finden sich unter Nummer 5.1. und 5.2. dieses Anhangs. 

1) für die zuständige Behörde, die mit der Durchführung der Prüfungen und Versuche beauftragte Stelle und den 
Antragsteller. 
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3.2. Das im vorstehenden Punkt aufgeführte Zeichen, das vom Hersteller gemäß den Bestimmungen 
der Richtlinie auf jedem betreffenden Hebezeug oder Fördergerät angebracht wird, muß gut sicht- 
bar und leserlich, unablöslich und unverletzbar sein. 

4. Bekanntmachung der EWG-Bauartzulassung 

4.1. Die EWG-Bauartzulassungen werden in einer Sonderbeilage zum Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften bekanntgegeben. 

4.2. Zum Zeitpunkt der Zustellung an den Interessenten gehen der Kommission sowie den in dem 
gemäß Artikel 19 zugestellten Verzeichnis enthaltenen zuständigen Stellen Abschriften der Zulas- 
sungsbescheinigungen ZU; auf Wunsch können diese auch Abschriften der Prüfprotokolle erhalten. 

4.3. Der Widerruf einer EWG-Bauartzulassung wird dem Betroffenen unter Zusendung einer Abschrift 
des Prüfberichtes der Kommission sowie den gemäß Artikel 19 bekanntgemachten zuständigen 
Stellen mitgeteilt. 

4.4. Die zuständige Stelle, die eine EWG-Bauartzulassung ablehnt, unterrichtet hiervon den Betroffenen, 
der eine Abschrift des Prüfberichtes erhalten kann, sowie die in dem gemäß Artikel 19 bekannt- 
gemachten Verzeichnis aufgeführten zuständigen Stellen und die Kommission. 

5 . Zeichen für EWG-Bauartzulassung 

5.1. Zeichen für EWG-Bauartzulassung mit nachfolgender EWG-Prüfung 

EWG-Bauartzulassung erteilt von der zuständigen Stelle der Bundes- 
republik Deutschland im Jahre 1971 (vgl. Nr. 3.1. erster Strich). 

Kennummer der EWG-Bauartzulassung (vgl. Nr. 3.1. zweiter Strich). 

5.2. Zeichen für EWG-Bauartzulassung bei Befreiung von der EWG-Prüfung 

EWG-Bauartzulassung erteilt von der zuständigen Stelle der 
Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1971. 

Kennummer der EWG-Bauartzulassung. 


5.3. Die Einzelrichtlinien können die Anbringungsstellen und die Abmessungen der Zeichen für die 
EWG-Bauartzulassung festlegen. 

Werden keine Angaben in den Einzelrichtlinien gemacht, so betragen die Durchmesser der die 
Zeichen umgebenden Kreise 6,3 mm oder 12,5 mm. 
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Anhang II 


EWG-Bauteilzulassung 


1. Antrag auf EWG-Bauteilzulassung 

1.1. Antrag und Schriftverkehr müssen in der Amtssprache oder einer der Amtssprachen des Staates 
abgefaßt sein, in dem der Antrag gestellt wird. Dieser Mitgliedstaat kann verlangen, daß die 
beigefügten Unterlagen ebenfalls in der gleichen Amtssprache abgefaßt sind. 

Die zuständige Stelle des Mitgliedstaates, die den Antrag erhalten hat, hat gleichzeitig jeder 
zuständigen Stelle der anderen Mitgliedstaaten eine Kopie des Antrags zu übermitteln. 

1.2. Der Antrag muß folgende Angaben erhalten: 

— Name und Wohnsitz des Herstellers oder der Firma, seines (ihres) Bevollmächtigten oder des 
Antragstellers, 

— Art des Hebezeuges oder Fördergeräts, für das das Bauteil Anwendung findet, 

— technische Merkmale des Bauteils, 

— etwaige Handelsbezeichnung. 

1.3. Dem Antrag sind beizufügen: 

1.3.1. drei Ausfertigungen^) der für seine Prüfung erforderlichen Dokumente entsprechend den Bestim- 
mungen der Einzelrichtlinien und allen anderen darin enthaltenen Angaben; 

1.3.2. eine Erklärung, derzufolge für das gleiche Modell kein anderer Antrag auf EWG-Bauartzulassung 
eingericht worden ist; 

1.3.3. gegebenenfalls Dokumente über bereits erteilte einzelstaatliche Genehmigungen und über ver- 
wendete Bauteile, die bereits Gegenstand einer EWG-Bauteilzulassung oder EWG-Prüfung sind. 

2. EWG-Bauteilzulassungsprüfung 

2.1. Die EWG-Bauteilzulassungsprüfung wird anhand einer Konstruktionszeichnung und eines Bauteil- 

modells durchgeführt. 

Die Prüfung umfaßt sämtliche in den Einzelrichtlinien festgelegte Prüfungen und Versuche. 

2.2. Die Einzelrichtlinien für bestimmte Hebezeugarten legen gegebenenfalls insbesondere den Anwen- 
dungsbereich, die Sicherheitsbeiwerte fest und bestimmen die Art und die Qualitätsanforderungen 
der für die Herstellung dieser Bauteile zulässigen Werkstoffe. 

3. EWG-Bauteilzulassungsbescheinigung und -Zeichen 

3.1. Die EWG-Bauteilzulassungsbescheinigung gibt die Ergebnisse der Bauartprüfung wieder und legt 

gegebenenfalls die übrigen einzuhaltenden Erfordernisse fest. Ihr sind die Beschreibungen, Pläne 
und Schemazeichnungen beizufügen, die zur Identifizierung der Bauart und eventuell zur Erläute- 
rung der Arbeitsweise notwendig sind. Das Zulassungszeichen nach Artikel 9 der Richtlinie hat die 
Form eines stilisierten 8. 

Dieses Zeichen enthält: 

— im oberen Teil den großen Erkennungsbuchstaben des die Zulassung erteilenden Staates (B für 
Belgien, D für Bundesrepublik Deutschland, DK für Dänemark, F für Frankreich, I für Italien, 
IR für Irland, L für Luxemburg, NL für die Niederlande, UK für das Vereinigte Königreich) sowie 
die letzten Ziffern des Zulassungsjahres; 

— im unteren Teil das Unterscheidungssymbol der zuständigen Stelle, die die Zulassung erteilt 
hat, und die Kennummer der EWG-Bauteilzulassung. Beispiele für diese Bauteilzulassungs- 
zeichen finden sich unter Nummer 5.1. und 5.2. dieses Anhangs. 


ü für die zuständige Behörde, die mit der Durchführung der Prüfungen und Versuche beauftragte Stelle und den 
Antragsteller 
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3.2. Das vom Hersteller gemäß den Bestimmungen der Richtlinie auf jedem Bauteil angebrachte Zulas- 
sungszeichen muß gut sichtbar und leserlich, unablöslich und unverletzbar sein. 

4. Bekanntmachung der EWG-Baiileüzulassung 

4.1. Die EWG-Bauteilzulassungen werden in einer Sonderbeilage zum Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften bekanntgegeben. 

4.2. Zum Zeitpunkt der Zustellung an den Interessenten gehen der Kommission sowie den in dem 
gemäß Artikel 19 zugestellten Verzeichnis enthaltenen zuständigen Stellen Abschriften der Zulas- 
sungsbescheinigungen ZU; auf Wunsch können diese auch Abschriften der Prüfprotokolle erhalten. 

4.3. Der Widerruf einer EWG-Bauteilzulassung wird den Betroffenen unter Zusendung einer Abschrift 
des Prüfberichtes der Kommission sowie den gemäß Artikel 19 bekanntgemachten zuständigen 
Stellen mitgeteilt. 

4.4. Die zuständige Stelle, die eine EWG-Bauteilzulassung ablehnt, unterrichtet hiervon den Betroffenen, 
der eine Abschrift des Prüfberichtes erhalten kann, sowie die in dem gemäß Artikel 19 bekannt- 
gemachten Verzeichnis aufgeführter Kontrollbehörden und die Kommission. 


5. Zeichen für EWG-Bauteilzulassung 

5.1. Zeichen für EWG-Bauteilzulassung mit nachfolgender EWG-Prüfung 


Beispiel: 


EWG-Bauteilzulassung erteilt von der zuständigen Stelle der Bundes- 
republik Deutschland im Jahre 1971 (vgl. Nr. 3.1. erster Strich) 

Kennummer der EWG-Bauartzulassung (vgl. Nr. 3.1. zweiter Strich). 



5.2, 


5.3. 


Zeichen für EWG-Bauteilzulassung bei Befreiung von der EWG-Prüfung 


Beispiel: 



EWG-Bauteilzulassung erteilt von der zuständigen Stelle der 
Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1971 

Kennummer der EWG-Bauteilzulassung. 


Die Einzelrichtlinien können die Anbringungsstellen und die Abmessungen der Zeichen für die 
EWG-Bauteilzulassung festlegen. 

Werden keine Angaben in den Einzelrichtlinien gemacht, so betragen die Durchmesser der die 
Zeichen umgebenden Kreise 6,3 mm oder 12,5 mm. 
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Anhang 

1 . 

1 . 1 . 

1 . 1 . 1 . 


1 . 1 . 2 . 

2 . 


3 . 

3.1. 

3.1.1. 

3.1. 1.1. 


3.2. 


3.3. 

3.3.1. 

3.3.2. 


III 


EWG-Prüfung 

Allgemeine Bemerkungen 

Die EWG-Prüfung kann in einem oder mehreren Prüfabschnitten vor sich gehen. 

Unbeschadet der in den Einzelrichtlinien festgelegten Bestimmungen 

— erfolgt die EWG-Prüfung in einem einzigen Prüfvorgang bei Hebezeugen oder Fördergeräten 
oder Bauteilen, die beim Verlassen des Herstellungsbetriebs ein einheitliches Ganzes darstellen, 
d. h. die grundsätzlich ohne vorherige Zerlegung an den Gebrauchsort überführt werden können 
und gebrauchsfertig sind; 

— erfolgt die EWG-Prüfung in zwei oder mehr Prüfgängen bei Hebezeugen oder Fördergeräten 
oder Bauteilen, deren ordnungsgemäße Arbeitsweise von der Gesamtheit mehrerer Teile oder 
Vorrichtungen abhängt. 

Der erste Teil der Prüfung soll es ermöglichen, sich insbesondere von der Übereinstimmung des 

Hebezeuges oder Fördergeräts oder Bauteils mit der zugelassenen Bauart zu vergewissern. 

Art der EWG-Prüfung 

Die EWG-Prüfung umfaßt die in den Einzelrichtlinien festgelegten Untersuchungen und Versuche 

und gegebenenfalls eine Kontrolle zur Beurteilung der Tauglichkeit des Hebezeuges oder Bauteils 

unter normalen Betriebsbedingungen. 


Stempel der EWG-Prüfung 

Beschreibung der Stempel der EWG-Prüfung 

Unbeschadet der Bestimmungen der Einzelrichtlinien sind für die EWG-Prüfung folgende Stempel 
nach Nummer 3.3. dieses Anhanges zu verwenden: 

Der EWG-Prüfstempel, der aus zwei Zeichen besteht: 

a) dem ersten Zeichen ausgeführt in Form eines Kleinen „e", das: 

— im oberen Teil das Kennzeichen des Landes trägt, in dem die Erstprüfung vorgenommen 
wurde (B für Belgien, D für Bundesrepublik Deutschland, DK für Dänemark, F für Frank- 
reich, I für Italien, IR für Irland, L für Luxemburg, NL für die Niederlande, UK für das Ver- 
einigte Königreich) sowie erforderlichenfalls eine oder zwei Ziffern, die auf eine gebietliche 
Unterteilung hinweisen; 

— im unteren Teil die Kennummer der Kontrollstelle; 

b) dem zweiten Zeichen, das aus den beiden letzten Ziffern des Prüfjahres in einer sechseckigen 
Umrandung besteht. 

Form und Abmessungen der Stempel 

Form, Abmessungen und Umrisse der Buchstaben und Zahlen für die Stempel der EWG-Prüfung 
gemäß Nummer 3.1. werden durch beiliegende Zeichnungen festgelegt; die beiden ersten Zeich- 
nungen stellen die Einzelteile des Stempels dar, die dritte zeigt ein Beispiel für die Gesamtaus- 
führung des Stempels. Die in den Zeichnungen angegebenen Abmessungen sind Relativwerte; sie 
sind auf den Durchmesser des um den Kleinbuchstaben „e" und das sechseckige Feld beschriebenen 
Kreises bezogen. 

Die Einzelrichtlinien können die Anbringungsstelle und die Abmessungen der Stempel für die 
EWG-Prüfung festlegen. 

Werden keine Angaben in den Einzelrichtlinien gemacht, so betragen die Durchmesser der die 
Zeichen umgebenden Kreise 6,3 mm oder 12,5 mm. 

Die Kontrollstellen der Mitgliedstaaten übermitteln sich gegenseitig die Originalzeichnungen der 
Stempel für die EWG-Prüfung nach den aus der Anlage ersichtlichen Mustern. 

Anbringung der Stempel 

Der EWG-Prüfstempel wird an der hierfür vorgesehenen Stelle des vollständig geprüften und als 
mit den EWG-Vorschriften übereinstimmend anerkannten Hebezeuges oder Fördergeräts oder 
Bauteils angebracht. 

Der von der Kontrollstelle auf jedem Hebezeug oder Bauteil angebrachte Prüfstempel muß gut 
sichtbar und leserlich, unablösbar und unverletzbar sein. 
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Anhang TV 


Von den Mitgliedstaaten zu berücksichtigende Auswahlkriterien für Kontrollstellen, die mit den der Ertei- 
lung der EWG-Bauart- und EWG-Bauteilzulassung vorausgehenden Prüfungen und Versuchen sowie mit 
der EWG-Prüfung beauftragt werden 

1. Die Prüfstelle, ihr Leiter und die mit der Durchführung der Prüfung beauftragten Personen dürfen weder 
mit dem Hersteller, dem Lieferanten oder Installateur der zu prüfenden Hebezeuge oder Fördergeräte 
oder Einrichtungen identisch noch Beauftragte einer dieser Personen sein. Sie dürfen diese Hebezeuge 
oder Fördergeräte oder Bauteile weder vertreiben, vertreten oder instandhalten, noch Beauftragte von 
diesen Personen sein. 

2. Die Kontrollstelle muß die Überprüfungen auf höchster Ebene der beruflichen Integrität und der tech- 
nischen Kompetenz durchführen und unabhängig von jeder Einflußnahme wirtschaftlicher Interessen- 
gruppen auf die technische Beurteilung der geprüften Geräte sein. 

3. Die Kontrollstelle muß über die erforderlichen Geräte für die Durchführung der Prüfungen, für die sie 
zugelassen ist, verfügen. 

4. Die mit den Kontrollen beauftragten Personen müssen besitzen: 

a) eine ausreichende Kenntnis der Vorschriften für die von ihnen durchzuführenden Kontrollen und 
eine ausreichende praktische Erfahrung auf diesem Gebiet; 

b) die erforderliche Eignung für die Abfassung der Bescheinigungen, Protokolle und Berichte, in denen 
die durchgeführten Kontrollen niedergelegt werden. 

5. Die Unabhängigkeit des Personals ist durch ausreichende Beschäftigungsgarantien zu gewährleisten. 
Die Höhe seiner Entlohnung richtet sich nicht nach den finanziellen Ergebnissen der Prüfstelle oder der 
Anzahl der durchgeführten Prüfungen, 

6. Die Kontrollstelle muß den vertraulichen Charakter der vom Hersteller oder seinem Vertreter einge- 
reichten Entwürfe und Unterlagen wahren. 

7. Die Kontrollstelle hat jedes von einem Hersteller oder seinem Vertreter mitgeteilte Vorhaben und jede 
diesbezügliche Dokumentation vertraulich zu behandeln. 
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Vorschlag einer Richtlinie (EWG) des Rates zur Angieichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über elektrisch betriebene Aufzüge 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In den Mitgliedstaaten werden die Ausführung 
sowie die Kontrollen von elektrisch betriebenen 
Aufzügen durch zwingende Vorschriften geregelt, 
die sich von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat unter- 
scheiden und dadurch den Warenverkehr mit diesen 
Aufzügen behindern. Deshalb sind diese Bestim- 
mungen einander anzugleichen. 

Die Richtlinie des Rates vom 

zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten über gemeinsame Vorschriften für Hebe- 
zeuge oder Fördergeräte definiert insbesondere die 
Verfahren der EWG-Bauartzulassung, der EWG- 
Bauteilzulassung und der EWG-Prüfung. Gemäß 
dieser Richtlinie sind die technischen Vorschriften 
festzulegen, denen elektrisch betriebene Aufzüge 
und deren hauptsächliche Bauteile der EWG-Bauart 
(Türverschlüsse, Schachttüren, Geschwindigkeitsbe- 
grenzer, Fangvorrichtungen, hydraulische Puffer) ge- 
nügen müssen, um nach erfolgter Kontrolle und ver- 
sehen mit den vorgesehenen Stempeln und Zeichen, 
frei eingeführt, vermarktet und verwendet werden 
zu können — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Diese Richtlinie findet Anwendung auf fest ein- 
gebaute Hebecinrichtungen, die festgelegte 
Ebenen bedienen, einen elektrisch angetriebenen 
Fahrkorb haben, der für die Beförderung von 
Personen und Gütern eingerichtet ist und sich 
mindestens teilweise längs senkrechter oder 
gegenüber der senkrechten um weniger als 15^ 
geneigter Führungen bewegt - nachstehend mit 
Aufzug bezeichnet. 

2. Diese Richtlinie gilt nicht für: Personen- und 
Lastenaufzüge, die nicht durch einen Elektro- 
motor angetrieben werden, Anlagen mit einer 
durch Flüssigkeit angetriebenen Einrichtung (ins- 


besondere hydraulische oder elektrohydraulische 
Personen- und Lastenaufzüge), Hebeeinrichtun- 
gen, die unter den folgenden Bezeichnungen be- 
kannt sind: Paternoster, Zahnstangenaufzüge, 
Spindelaufzüge, Bergwerksförderanlagen, Thea- 
terbühneaufzüge, selbsttätige Einlagerungsge- 
räte, Kübelaufzüge, Bauaufzüge für Personen und 
Güter, Hebeeinrichtungen für Schiffsrausrüstun- 
gen, Montage- und Wartungseinrichtungen. Auf- 
züge für die Erdölförderung auf See (off-shore) 
und für Behinderte. 


Artikel 2 

1. Die Mitgiiedstaaten dürfen, unbeschadet Arti- 
kel 3, den Einbau und die Inbetriebnahme von 
Aufzügen nicht verweigern, verbieten oder be- 
schränken, wenn sie den Bestimmungen des An- 
hangs I entsprechen und wenn dies vor der Inbe- 
triebnahme bei der Abnahmeprüfung auf Grund 
der Prüfungen und Versuche in Übereinstimmung 
mit den in Anhang IV dieser Richtlinie darge- 
legten Bestimmungen festgestellt worden ist. 

2. Die in Anhang I aufgeführten technischen Be- 
stimmungen beeinträchtigen kommunitäre oder 
einzelstaatliche Vorschriften im Hochbau - ins- 
besondere hinsichtlich des Brandschutzes - nicht. 

3. Die von einem Mitgliedstaat im Rahmen einer 
vorherigen Einbaugenehmigung beantragte Prü- 
fung hat nach den in Anhang III dieser Richt- 
linie dargelegtcn Bestimmungen zu erfolgen. 

4. Die Wartung sowie die regelmäßigen oder nach 
einer größeren Änderung oder einem Unglücks- 
fall erforderlichen Kontrollen haben nach den in 
Anhang I Kapitel M und Anhang V festgelegten 
Bestimmungen zu erfolgen. 


» Artikels 

Die Mitgliedstaaten können das Inverkehrbringen, 
die Verwendung zum Bau und den Einbau der nach- 
stehenden Bauteile für Aufzüge, wenn sie dem zu- 
gelassenen Modell entsprechen, mit dem Zeichen 
der EWG-Bauteilzulassung versehen und von einer 
vom Hersteller ausgestellten Ubereinstimmungsbe- 
scheinigung begleitet sind, nicht verweigern, ver- 
bieten oder beschränken: 

1. Tür Verschlüsse 

2. Schachttüren 

3. Geschwindigkeitsbegrenzer 

4. Fangvorrichtungen 

5. Hydraulische Puffer 
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Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten ergreifen alle notwendigen 
Maßnahmen, um sicherzustellen, daß die EWG-Bau- 
teilzulassung der in Artikel 3 genannten Bauteile, 
deren Modell in Anhang VI aufgeführt ist, erteilt 
wird, wenn sie den in Anhang I dieser Richtlinie 
aufgeführten technischen Anforderungen genügen 
und die in Anhang II vorgesehenen Prüfungen ein 
positives Ergebnis ausweisen. 


Artikel 5 

Die Änderungen, die notwendig sind, um die An- 
hänge dieser Richtlinie an den technischen Fort- 
schritt anzupassen, werden gemäß Artikel 5 der 
Richtlinie des Rates vom 19. November 1973 be- 
treffend die Angleichung der Rechtsvorschriften über 
die Bescheinigung und Kennzeichnung für Draht- 
teile, Ketten und Lasthaken durchgeführt. 


Artikel 6 

1. Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, 
um dieser Richtlinie binnen 18 Monaten nach 
ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und setzen 
die Kommission hiervon unverzüglich in Kennt- 
nis. 

2. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den 
Wortlaut der innerstaatlichen Bestimmungen mit, 
die sie auf dem unter dieser Richtlinie fallenden 
Gebiet erlassen. 


Artikel 7 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Anhang I 


Begriffsbestimmungen 

Die unten genannten Definitionen sollen die genaue technische Bedeutung der Begriffe geben, die für diese 
Anlage der Richtlinie verwendet wurden. Zur besseren Bezugnahme sind die folgenden Definitionen 
alphabetisch geordnet anstelle einer Gruppierung nach dem Anwendungsbereich. Unnötige Wiederholungen 
werden so vermieden. 


Aufzugs-Maschine 

Autoaufzug 

Befugte und unterwiesene 
Benutzer 

Benutzer 

Bremsfangvorrichtung 

Mindest-Brudilast der Seile 


Einfahren 

Entriegelungszone 

Fahrgast 

Fahrkorb 

Fangvorrichtung 

Führungen 

(Führungsschienen) 

Geschwindigkeitsregler 

Maschinenraum 

Nachregelung 

Nenngeschwindigkeit 

Nennlast 


Gesamtheit der Antriebsorgane, welche die Bewegung und das An- 
halten des Aufzuges gewährleisten. 

Aufzug mit Fahrkorbabmessungen, welche die Beförderung von Per- 
sonenkraftwagen ermöglichen. 

Personen, die von dem für die Aufzugsanlage Verantwortlichen dazu 
bevollmächtigt sind, den Aufzug zu benutzen und in der Benutzung 
des Aufzuges unterwiesen sind. 

Personen, die den Personen- oder Lastenaufzug benutzen. 

Besonders ausgestattete Fangvorrichtung, welche mit Bremswirkung 
in die Führungen eingreift und die beim Fangen den Stoß auf den 
Fahrkorb oder das Gegengewicht auf einen zulässigen Wert begrenzt. 

Diese Last entspricht dem nominalen Querschnitt des Seiles in mm^ 
multipliziert mit der nominalen Zugfestigkeit der Drähte (ausgedrückt 
in N/mm-) und mit dem Sicherheitsfaktor für die entsprechende Seil- 
konstruktion (ISO/DIS 2532). 

Die tatsächliche Bruchlast, ermittelt anhand einer Zerreißprobe auf- 
grund einer bestimmten Methode, muß mindestens gleich sein wie 
die Mindest-Bruchlast. 

Einrichtung, die die Haltegenauigkeit des Fahrkorbes (an den Halte- 
stellen) verbessert. 

Bereich unterhalb und oberhalb der Haltestelle, in welchem sich der 
Boden der Kabine befinden muß, damit die Schachttüre an dieser 
Haltestelle entriegelt werden kann. 

Unter Fahrgast versteht man jede in einem Personen- und Lastaufzug 
beförderte Person. 

Teil des Personen- oder Lastenaufzuges, der die Personen oder Güter 
aufnimmt. 

Mechanisches Teil, das dazu dient, den Fahrkorb oder das Gegen- 
gewicht an den Führungen anzuhalten und festzuhalten im Falle einer 
Übergeschwindigkeit in der Abwärtsfahrt oder Bruch der Aufhän- 
gungsorgane. 

Bauteile, welche den Fahrkorb- oder Gegengewichtsrahmen führen. 


Organ, welches ein Haltekommando für die Maschine gibt und wenn 
notwendig, die Fangvorrichtung zur Wirkung bringt, falls eine vorge- 
wählte Geschwindigkeit überschritten wird. 

Der Raum, in welchem die Aufzugsmaschine und/oder die Steuer- 
geräte untergebracht sind. 

Einrichtung zur Erhaltung der Bündigstellung des Fahrkorbes während 
des Be- und Entladens, gegebenenfalls durch mehrmaliges Nach- 
regeln. 

Geschwindigkeit, für welche der Personen- und Lastenaufzug oder 
der Güteraufzug konstruiert wurde und bei welcher der Hersteller 
einen Normalbetrieb gewährleistet. 

Last, für die der Aufzug ausgelegt wurde und bei welcher der Her- 
steller einen Normalbetrieb gewährleistet. 
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Nutzfläche 


Personen- und Lastenaufzug 


Puffer 

Rahmen 

Fahrschacht 

Schachtgrube 

Schürze 

Sperrfangvorrichtung 

Sperrfangvorrichtung 
mit Dämpfung 

Treibscheiben- Aufzug 

T rommelaufzug/Kettenaufzug 


Man versteht darunter die Fläche des Fahrkorbes, gemessen 1 m über 
dem Boden; die die Benutzer und Lasten während des Aufzugsbe- 
triebes einnehmen können (ohne Berücksichtigung eventueller Hand- 
läufe). Bei einem Fahrkorb ohne Türe wird ein Band von 0,1 m Breite 
vor jeder Schwelle eines türlosen Fahrkorbes bei der Berechnung der 
Nutzfläche nicht berücksichtigt. 

Eine festeingebaute Hebeeinrichtung, die verschiedene festgelegte 
Ebenen bedient, einen Fahrkorb besitzt, der offenkundig für den Zu- 
tritt von Personen bemessen und angeordnet ist, und sich mindestens 
teilweise zwischen senkrechten Führungen bewegt, oder zwischen 
solchen, deren Neigung gegen die Senkrechte weniger als 15° beträgt. 

Ein nachgiebiger Anschlag, der am Ende des betriebsmäßig durch- 
fahrenen Weges angebracht ist und hydraulisch oder mit Feder- 
system (oder einer ähnlichen Einrichtung) verzögert. 

Metallrahmen, der den Fahrkorb oder das Gegengewicht trägt und 
mit der Aufhängung verbunden ist. 

Raum, in welchem sich entweder der Fahrkorb oder das Gegen- 
gewicht oder beide bewegen. Dieser Raum ist im wesentlichen be- 
grenzt durch die Schachtgrubensohle, die senkrechten Wände und die 
Decke. 

Teil des Schachtes direkt unterhalb der untersten vom Aufzug be- 
fahrenen Haltestelle. 

Schürze mit einem senkrechten glatten Teil unterhalb der Schwellen- 
kante der Schacht- oder Fahrkorbschweile. 

Fangvorrichtung, welche durch quasi sofortiges Blockieren in die 
Führungen eingreift. 

Fangvorrichtung, welche durch quasi sofortiges Blockieren in die 
Führungen eingreift, aber derart, daß dabei der auf den Fahrkorb 
einwirkende Stoß durch ein elastisches System gedämpft wird. 

Aufzug, dessen Antrieb auf der Reibung zwischen den Tragseilen 
und den -Rillen der Treibscheibe der Maschine beruht. 

Aufzug, dessen Tragseile oder Ketten nicht durch Reibung ange- 
trieben werden. 
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Technische Anforderungen 
A - Schacht 

A.l. Allgemeines 

A.1.1. Dieser Abschnitt behandelt Fahrschächte, die einen oder mehrere Aufzugsfahrkörbe enthalten. 
A.l, 2. Das Gegengewicht eines Aufzuges muß im selben Schacht liegen wie der Fahrkorb. 

A.2. Umschließung des Schachtes 

A.2.1. Jeder Schacht muß vollständig von undurchbrochenen Wänden, wie unter A.3. beschrieben, 
umschlossen sein 

Die einzigen zugelassenen Öffnungen sind: 

— Schachttüren (siehe Abschnitt C) 

— Wartungstüren und Notzugänge des Schachtes und Wartungs-Einstiegsklappen in den Schacht 
vom Maschinenraum aus (A.2.2.) 

— Ableitung^öffnung von Gasen und Rauch im Brandfalle 
— Öffnungen für Entlüftung (A.2.3.) 

— Ständige Öffnungen zwischen Schacht und Maschinenraum oder Rollenraum. 

A.2.1.1. Wenn die nationalen Vorschriften keine strengeren Anforderungen enthalten, könnte es zulässig 
sein, daß 

a) die Höhe der Wände auf den anderen Seiten als der Zugangsseite auf eine Höhe von 2,50 m 
über allen Stellen, die Personen normalerweise zugänglich sind, begrenzt sind, 

b) auf der Zugangsseite ab einer Höhe von nicht weniger als 2,50 m über dem Haltestellen- 
niveau Maschengitter oder durchbrochene Wände verwendet werden (dieser Schutz ist nicht 
erforderlich bei mechanischer Verriegelung der Fahrkorb tür). 

Die Weite der Maschen oder Durchbrüche darf 75 mm waagerecht oder senkrecht gemessen 
nicht überschreiten. 

A.2.2. Wartungs- und Notzugangstüren, Wartungseinstiegklappen 

A.2.2. 1. Wartungs- und Notzugangstüren und Wartungseinstiegklappen an Schächten sind nur berechtigt, 
wenn sie für die Sicherheit der Benutzer oder zur Wartung unerläßlich sind. 

Die lichte Höhe von Wartungszugängen muß mindestens 1,4 m betragen. 

Die lichte Höhe von Notzugangstüren muß mindestens 1,8 m und die lichte Breite mindestens 
0,3 m betragen. 

A.2.2. 1.1. Wenn jedoch der Aufzug eine lange Fahrschachtstrecke durchquert, ohne daß eine Schachttüre 
installiert wurde, muß wenigstens bei jeder 3. Etage, in einem Abstand von nicht mehr als 11 m, 
eine Möglichkeit zur Befreiung im Fahrkorb befindlicher Fahrgäste vorgesehen sein. Diese Ein- 
richtung wird jedoch nicht gefordert, wenn der Fahrkorb Notausstiegstüren aufweist. (Fall an- 
liegenden Fahrkorbes D.12.4.). 

A.2.2. 2. Wartungs- und Notzugangstüren sowie Wartungsklappen dürfen sich nicht nach dem Schacht- 

mnern hin öffnen. 

Eine Fahrt muß automatisch verhindert sein, wenn diese Türen und Klappen nicht geschlossen 
sind. Hierfür müssen elektrische Sicherheitseinrichtungen verwendet werden gemäß der Tabelle I 
der Anlage. 

Diese Türen und Klappen müssen mit einem Schlüsselschloß versehen sein. Selbst wenn sie 
verriegelt sind, muß das öffnen vom Schachtinnern aus ohne Schlüssel möglich sein. 

A.2.2. 3. Wartungs- und Notzugangstüren, Wartungsklappen müssen vollwandig ausgeführt und den 

gleichen Bedingungen hinsichtlich mechanischer Widerstandsfähigkeit wie die Schachttüren unter- 
worfen sein. 

Unter den Wartungsklappen, die sich zwischen dem Maschinenraum und dem Schacht befinden, 
muß ein betretbares Gitter eingebaut sein, das in angemessener Weise verankert sein muß. 
Dieses Gitter darf nur bei Verrichtungen entfernt werden. 

Die Wartungs- und Notzugangstüren müssen das gleiche Verhalten im Brandfalle aufweisen wie 
die Schachtwände, in die sie eingelassen sind. 
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A.2.3. 


A.3. 

A.3.1. 


A.4. 

A.4.1. 

A.4.2. 

A.4.3. 


Entlüftung des Fahrschachfes 

Der Fahrschacht soll angemessen entlüftet sein. Er soll nicht benutzt werden, um die Entlüftung 
betriebsfremder Räume sowie des Maschinenraumes zu gewährleisten, es sei denn, daß dieser 
über dem Fahrschacht liegt. 

Bei Fehlen nationaler Vorschriften wird empfohlen, im oberen Schachtteil Ventilationsöffnungen 
vorzusehen, deren Mindestoberfläche 1 v. H. der Schachtoberfläche beträgt, und zwar entweder 
nach außen oder hin zu dem Maschinen- oder Rollenraum. 

Schachtwände 

Der gesamte Aufzugs sch acht soll die Reaktionen der Maschine, der Führungen beim Ansprechen 
der Fangvorrichtung und der Puffer standhalten können. 

Die Schacht wände sollen 

a) aus nicht brennbarem Material bestehen, 

b) eine genügende mechanische Widerstandsfähigkeit haben. 

Anmerkung: Im Falle von Aufzügen ohne Kabinentüren muß für die der Kabinenöffnung gegen- 
überliegende Schachtwand folgendes gelten: 

Sie darf keine elastische oder bleibende Verformung von mehr als 10 mm erleiden 
während der Anwendung einer senkrecht angreifenden Kraft von 300 N. Diese 
Kraft kann auf der einen oder anderen Seite an jeder beliebigen Stelle angewandt 
und auf eine runde oder quadratische Fläche von 0,0025 m- (fünfundzwanzig 
Quadratzentimeler) gleichmäßig verteilt werden. 

Ausführung der Schachtwände und der Schachttüreiir die an der Zugangsseite der Kabine liegen 

Die folgenden Bedingungen gelten für Schachttüren und für Schachtwände oder Teile von 
Schachtwänden, welche einem Fahrkorbzugang gegenüberliegen, und zwar für die gesamte 
Schachthöhe. 

Für die Abstände zwischen Kabine und Schachtwänden an der Zugangsseite, siehe Kapitel G. 
Aufzüge ohne Fahrkorbiüren 

Die Schachtwand, bestehend aus den Schachttüren und der ganzen Wand oder einem Teil der 
Wand, die einem Fahrkorbzugang gegenüberliegt, soll über die ganze Breite der Fahrkorb- 
öffnung eine durchgehende Fläche bilden. 

(I) Aufzüge mit Fahrkorbtüren 

a) Unter der Schwelle jeder Schachttür muß die Schachtwand auf eine senkrechte Strecke von 
mindestens der Hälfte der Entriegelungszone plus 50 mm den Anforderungen von A.4.3. (2) a) 
entsprechen. 

Dieses Schachtwand stück soll - entweder mit dem folgenden Türsturz - oder nach unten mit 
der Schachtflucht durch eine harte, glatte Schrägkante im Winkel von nicht weniger als 60^, 
vorzugsweise 75^, gegen die Waagerechte verbunden sein. Die Schrägkante kann in ihrem 
Versatz auf eine Länge von 50 mm begrenzt werden, wenn der Abstand zwischen der Schwelle 
und der Schachtflucht größer ist. 

b) An anderen Stellen dürfen die waagerechten Abstände zwischen Schacht und Fahrkorb- 
schwelle oder -portal oder Türe (oder Außenkante der Türen bei Schiebetüren), nicht mehr 
als 0,15 m betragen. 

Diese Regelung soll vermeiden: 

— die Gefahr eines Absturzes in den Schacht, 

— daß eine Person unter normalen Umständen zwischen Fahrkorbtür und Schachtwand ein- 
dringen kann. (In diesem Sinne soll der Abstand von 0,15 m gemessen werden, besonders 
bei Teleskoptüren, die gemeinsam betätigt werden.) 

Sonderfälle 

(1) Ein waagerechter Abstand von 0,20 m kann zugelassen werden: 

a) — über einer Höhe von höchstens 0,75 m (oder) 

b) — bei Aufzügen mit vertikalen Schiebetüren. 
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A.5. 

A.5.1. 

A.5.2. 

A.6. 

A.ö.i. 

A.6.2. 

A.7. 

A.7.1. 

A.7.1.1. 


(2) Die Forderung A.4.3. (1) braucht nicht erfüllt zu werden, 

— wenn der Fahrkorb mit einer Fahrkorbtür versehen ist, die selbsttätig verriegelt wird. 
Dabei darf es nur möglich sein, diese Tür innerhalb der Entriegelungszone hinter einer 
Schachttür zu öffnen. 

Der Fahrkorb darf sich nicht in Bewegung setzen können, bevor die Kabinentür ver- 
riegelt ist. 

Diese Verriegelung muß durch eine elektrische Sicherheitseinrichtung kontrolliert 
werden, und zwar gemäß den in der Tabelle I dieser Norm vorgeschriebenen Bedin- 
gungen {Sonderfälle C.7.2.I.). 

(11) Für Aufzüge ohne Fahrkorhtüren gilt: 

a) Die gesamte Anlage nach Punkt A.4.2. soll eine durchgehende vertikale Fläche bilden, die 
sich aus glatten und harten Teilen zusammensetzt, wie Metallblech, glatter Hartputz oder 
einem Baustoff mit gleichem Reibungswert. Gipswände sind nicht zulässig. 

b) Vorsprünge sollen nicht größer als 5 mm sein. Die Vorsprünge über 2 mm sollen mit einer 
Abschrägung von wenigstens 75^ gegenüber der Horizontalen versehen sein. 

c) Wenn die Schachttüren mit Hohlgriffen versehen sind, darf die Vertiefung auf der Schacht- 
seite 30 mm und die Breite 40 mm nicht überschreiten. Der Übergang nach oben und nach 
unten muß mindestens einen Winkel von 60°, wenn möglich 75°, gegen die Horizontale 
bilden. Die Anordnung der Griffe und Stege muß die Gefahren eines Hängenbleibens be- 
grenzen, und diese müssen so ausgebildet sein, daß man nicht mit den Fingern hineingreifen 
oder sich klemmen kann. 

Schutz der etwaigen sich unter der Fahrbahn des Fahrkorbes oder Gegengewichts befindlichen 
Räume 

Aufzugsschächte dürfen nicht über Räumen liegen, die allgemein zugänglich sind. 

Wenn zugängliche Räume unter der Bahn des Gegengewichts liegen, muß der Schachtgrubo 
für eine Last von wenigstens 500 kg/m- berechnet sein und: 

a) unter den Puffern des Gegengewichts muß ein Pfeiler eingebaut sein, der bis zum festen 
Grund herunterführt, 

b) oder das Gegengewicht muß mit einer Fangvorrichtung versehen sein. 

Gemeinsamer Schacht (für Fahrkorb oder Gegengewicht) für zwei oder mehrere Personen- und 
Lastenaufzüge oder Güteraufzüge 

Eine Abtrennung muß in der Schachtgrube zwischen den sich bewegenden Teilen (Fahrkorb 
oder Gegengewicht) verschiedener Personen- und T.astenaufzüge oder Kleingüteraufzüge ange- 
bracht sein. 

Diese Abtrennung muß sich wenigstens vom unteren Fahrbahnende der sich bewegenden Teile 
bis zu einer Höhe von 2,5 m über der Schachtgruben sohle erstrecken. 

Darüber hinaus muß diese Abtrennung nach A.6.1. sich über die volle Schachthöhe und über die 
Nutzbreite erstrecken, wenn der horizontale Abstand der Fahrkorbdachkante zu einem sich 
bewegenden Teil {Fahrkorb oder Gegengewicht) eines anderen Personen- und Lastenaufzuges 
oder Kleingüteraufzuges kleiner als 0,30 m ist. 

Diese Breite muß mindestens der des sich bewegenden Teiles (oder einem Teil des sich bewegen- 
den Teiles) entsprechen, vor dem man sich schützen will, auf beiden Seiten um 0,1 m erweitert. 

Oberer Spielraum/Schachtgrube 

Oberer Spielraum bei Treibscheibenaufzügen 

Wenn das Gegengewicht auf seinen völlig zusammengedrückten Puffern ruht, müssen die folgen- 
den drei Bedingungen gleichzeitig erfüllt sein: 

(l) Der geführte Fahrweg, welcher noch für die Aufwärtsbewegung des Fahrkorbes verbleibt, 
muß mindestens 0,035 V- Fahrweg in Meter und Geschwindigkeit (Nenngeschwindigkeit) in 
m/s. sein. 
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A.7.1.2. 

A.7.1.3. 


A.7.1.4. 


A.7.2. 

A.7.2.1. 

A.7.2. 2. 


A.7.2.3. 

A.7.3. 

A.7.3.1. 


A.7.3. 2. 


(2) Die freie Höhe über dem Fahrkorbdach muß mindestens 1 m 4- 0,035 sein. 

(3) Der freie Abstand zwischen den niedrigsten Teilen der Decke und 

a) dem obersten Punkt auf dem Dach des Fahrkorbes muß mindestens 0,30 m 4- 0,035 V- sein 

b) dem obersten Punkt der Führungsschuhe oder -rollen, gegebenenfalls der Schürze auf der 
Kabine oder der Elemente vertikaler Schiebetüren muß mindestens 0,1 m 4* 0,035 sein. 

Wenn der Fahrkorb auf seinen völlig zusammengedrückten Puffern ruht, muß der verbleibende 
Aufwärts-Fahrweg des Gegengewichts mindestens 0,035 V- Fahrweg in Meter und Geschwindig- 
keit (Nenngeschwindigkeit) in m/sec., sein. 

Wenn eine Verzögerungsüberwachung nach H.8. vorhanden ist, kann der Wert 0,035 gemäß 
A.7.1.1. und A.7.1.2. bezüglich der Berechnung des Spielraumes reduziert werden: 

a) um die Hälfte bei Aufzügen mit Nenngeschwindigkeit von < 4 m/s mit einem Mindestwert 
von 0,25 m, 

b) um zwei Drittel bei Aufzügen mit Nenngeschwindigkeit von > 4 m/s mit einem Mindestwert 
von 0,25 m. 

Im Falle von Aufzügen, welche ausgerüstet sind mit Ausgleichseilen und einer Spannvorrichtung, 
die das Springen des Gegengewichtes vermeiden, kann der Wert von 0,035 V- für die Berechnung 
der Spielräume ersetzt werden durch mindestens den 2-fachen möglichen Hub der Spannrolle 
(das Doppelte für eine Führung mit 2 Strängen) plus 1/1000 des Hubes mit einem Maximum von 
0,2 m für die Elastizität der Seile. 

Oberer Spielraum bei Seiltrommel-Aufzügen und Ketten- Aufzügen 

Wenn der Fahrkorb mit dem Fußboden der obersten Haltestelle bündig ist, muß der verbleibende 
Aufwärts-Fahrweg des Fahrkorbes mindestens noch 0,5 m betragen, bevor der Puffer wirksam 
wird. 

Wenn der Fahrkorb die Uberkopfpuffer völlig zusammengedrückt hat, müssen die folgenden 
Bedingungen gleichzeitig erfüllt sein: 

(1) Der freie Abstand über dem Dach des Fahrkorbes muß mindestens 1 m sein. 

(2) Der freie Abstand zwischen den niedrigsten Teilen der Decke und 

a) den Teilen des Fahrkorbes, die am höchsten auf dem Fahrkorbdach liegen, muß mindestens 
30 cm sein, 

b) dem obersten Punkt der Führungsschuhe oder -rollen muß mindestens 0,1 m betragen. 

Wenn ein Fahrkorb auf seinen völlig zusammengedrückten Puffern ruht, muß der verbleibende 
Aufwärts-Fahrweg des Gegengewichts mindestens 0,30 m sein. 

Schachtgrube 

Am unteren Ende des Schachtes muß sich eine Schachtgrube befinden, deren Sohle eben und 
möglichst waagerecht ist, und zwar ausgenommen etwaiger Puffersockel und Entwässerungsein- 
richtungen. 

Nach Ausführung der Verankerungen der Führungen, Puffer, eventueller Roste etc. . . . muß 
diese Schachtgrube gegen das Eindringen von Wasser geschützt sein. 

(1) Wenn, abgesehen von der Schachttür, eine besondere Zugangstür zur Schachtgrube vor- 
handen ist, muß sie die Bedingungen von A.2.2.2. und A.2.2.3. erfüllen. 

Eine solche Tür muß vorhanden sein, wenn die Schachtgrubentiefe über 2,50 m beträgt. 

(2) Wenn keine Zugangstür vorhanden ist und die Schachtgrubentiefe mehr als 1,30 m beträgt, 
muß eine dauerhaft befestigte Vorrichtung, die von der Schachttür leicht zugänglich ist, im 
Schacht vorgesehen sein, um dem zuständigen Personal zu ermöglichen, sicher zur Schacht- 
grubensohle zu gelangen. 

Diese Einrichtung darf nicht im Bereich der sich bewegenden Aufzugsteile liegen. 

Schutzraum unter dem Fahrkorb 

Wenn der Fahrkorb auf seinen völlig zusammengedrückten Puffern ruht, müssen die folgenden 
Bedingungc«! gleichzeitig erfüllt sein: 
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(1) In der Schachtgrube muß ein Raum vorhanden sein, der es ermöglicht, einen rechteckigen 
Körper mit parallelen Kanten von 0,5 X 0,6 X 0,8 m unterzubringen, wobei es gleichgültig 
ist, auf welcher Seite dieser Körper liegt. 

(2) Der freie Abstand der Schachtgrubensohle und 

a) dem tiefsten Punkt des Fahrkorbes (mit Ausnahme der in b) erwähnten) muß mindestens 
0,30 m, 

b) dem tiefsten Punkt der Führungsrollen, Führungsschuhe, Fangvorrichtungselemente, 
Schürzen und Teilen von senkrecht bewegten Türen muß mindestens 0,1 m sein. 

A.7.3.4. Schalter und Stromanschluß in der Schachtgrube 

Das Wartungspersonal, das in der Schachtgrube arbeitet, muß darin verfügen über: 

1. einen Schalter, der das Anhalten und in Ruhestellung Halten des Aufzuges gestattet, und 
zwar ohne Irrtumsmöglichkeit über den entsprechenden Haltepunkt. Dieser Schalter muß 
den in Tabelle I dieses Anhangs I vorgeschriebenen Bedingungen genügen. 

Die Wiedereinschaltung darf nur durch eine bewußte Aktion dieses Personals möglich sein; 

2. einen Stromanschluß für Beleuchtung. 

A.8. Verbot betriebsfremder Einrichtungen im Aufzugsschacht 

A.8.1. Der Schacht dient ausschließlich dem Betrieb des Aufzuges. Einrichtungen (elektrische Leitungen, 
Rohrleitungen usw.), die nicht zum Aufzug gehören, dürfen nicht in dem Aufzugsschacht einge- 
baut sein (Einrichtungen zur Heizung des Schachtes dürfen gebaut sein, jedoch müssen sich die 
Bedienungs- und Regelungsvorrichtungen außerhalb befinden). 

A.9. Beleuchtung des Schachtes 

Der Schacht muß mit einer künstlichen fest angebrachten Beleuchtung versehen sein, die selbst 
bei geschlossenen Schachttüren Licht spendet für Reparatur- und Wartungsarbeiten. 

Diese Beleuchtung soll mindestens aus je einer Lampe bestehen, im Abstand von max. 0,5 m 
von der höchsten und niedrigsten Stelle des Fahrschachtes, dazwischen weitere Lampen in einem 
Abstand von höchstens 7 m. 

Wenn von der Ausnahme gemäß A.2.1.1. Gebrauch gemacht wird, kann man sich mit der künst- 
lichen Beleuchtung in der Umgebung des Schachtes begnügen. 


B “ Maschinen- und Rollenräume 

B.l. Allgemeines 

B.1.1. In der Regel dürfen die Maschinen, deren Steuergeräte und die Rollen nur dem Personal zugäng- 
lich sein, das mit der Bedienung der Aufzugsanlage beauftragt ist. (Wartung, Prüfung, Nothilfe) 

B.l. 2. Die Maschinen, ihre Steuergeräte und die Rollen müssen in besonders dafür vorgesehenen 

Räumen untergebracht sein, die mit Türe, Wänden, Boden und Decke versehen sind. 

B.l. 2.1. Wenn nationale Vorschriften dem nicht entgegenstehen, dürfen die Maschinen, deren Steuer- 

geräte und Rollen in Räumen untergebracht sein, die auch für andere Zwecke benutzt werden 
(z. B. in außergewöhnlichen Zugangsdurchgängen zu Terrassen), wenn sie von anderen Teilen 
in diesen Räumen durch einen Abschluß mit einer Mindesthöhe von 1,8 m und mit einer ver- 
schließbaren Zugangstür getrennt sind. 

B.l. 3. Unter keinen Umständen dürfen Maschinen- und Rollenräume sowie die in B.l. 2.1. vorgesehenen 
Abschlüsse für andere als Aufzugszwecke benutzt werden. Sie dürfen weder Leitungen noch 
Rohre oder andere Teile enthalten, die nicht Teile des Aufzuges sind. (Diese Räume dürfen 
Maschinen für Güteraufzüge oder Fahrtreppen sowie die Ausrüstung für ihre eigene Beheizung 
enthalten, jedoch müssen die Bedienungs- und Regelungsvorrichtungen dieser Heizung sich 
außerhalb befinden). 
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B.1.4. 

B.1.4.1. 

B.2. 
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B.3. 
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B.3.2. 
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Die Maschinenräume sollen vorzugsweise über dem Schacht angebracht sein. 

Befinden sich die Maschinenräume über dem Schacht, kann ausnahmsweise eine Ablenkrolle 
für das Seilband zum Gegengewicht im Schacht installiert werden, vorausgesetzt, daß ihre Achse 
sicher vom Fahrkorbdach aus erreicht werden kann. 

Zugang 

Der Zugang soll vom öffentlichen Weg her bis in das Innere der Räume für die Maschine, deren 
Steuergeräte oder Rollen korrekt beleuchtet sein und er muß leicht und sicher bei jeder Gelegen- 
heit begehbar sein, ohne Durchgang durch private Räume. 

Die Zugangswege und die Zugänge zu den Maschinenräumen müssen eine Mindesthöhe von 
1,8 m aufweisen. Schwellen und Ränder, deren Höhe 0,4 m nicht überschreitet, bleiben dabei 
unberücksichtigt. 

Der Zugang 

Die Zugangswege und die Zugänge zu den Maschinenräumen müssen eine Mindesthöhe von 
1,8 m aufweisen. Schwellen und Ränder, deren Höhe 0,2 m nicht überschreiten, bleiben dabei 
unberücksichtigt. 

Der Zugang für das Personal zu den Maschinenräumen soll vorzugsweise ganz über Treppen 
führen. 

Falls der Einbau von Treppen schwierig ist, können Leitern benutzt werden, die folgende 
Bedingungen erfüllen: 

a) sie dürfen nicht rutschen oder umkippen; 

b) wenn sie in der Arbeitsstellung nicht fest verankert sind und ihre Höhe weniger als 1,50 m 
beträgt, darf ihre Neigung nicht größer als 70° gegen die Waagerechte sein; 

c) sie dürfen nur für den einen Zweck benutzt werden und müssen immer in der Nähe bereit- 
stehen. Die notwendigen Vorkehrungen müssen hierfür getroffen werden; 

d) am oberen Ende der Leiter angekommen muß das Personal über einen oder zwei in Reich- 
weite angebrachte Handgriffe verfügen. 

Damit keinesfalls die Treppen dafür benutzt werden, müssen für die Montage schwerer Teile 
und deren etwaige spätere Auswechselung Zugangsmöglichkeiten vorgesehen sein. Diese 
müssen ohne Schwierigkeiten und unter den besten Sicherheitsbedingungen für solche Arbeiten 
benutzt werden können. 

Ausführung und Ausrüstung von Maschinenräumen 

Mechanische Festigkeit, Fußbodenart, akustische Isolierung 

Maschinenräume müssen so konstruiert sein, daß sie die Belastung und die Beanspruchung 
aushalten, denen sie in der Regel ausgesetzt sind. 

Sie sollen aus haltbaren Baustoffen bestehen, die keine Staubbildung begünstigen. 

Der Maschinenraumfußboden muß eine rutschfeste Oberfläche haben. 

Wenn die Bestimmung der Gebäude es erfordert (Wohngebäude, Hotels, Krankenhäuser, Schul- 
gelände, Bibliotheken etc.), müssen entsprechend den nationalen Vorschriften die Wände, 
Böden und Decken der Maschinenräume wesentlich den Lärm absorbieren, der mit dem Betrieb 
der Anlagen verbunden ist. 

Abmessungen 

Die Abmessungen des Maschinenraumes müssen ausreichend sein, damit das Wartungspersonal 
leicht und sicher alle Teile, besonders die elektrischen Anschlüsse, erreichen kann. 

Insbesondere muß man verfügen können über: 

a) einen freien Raum von mindestens 0,50 m breit X 0,70 m. tief vor den Steuertafeln, damit man 
an die einzelnen Bauteile herankommen kann; 
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b) einen freien Raum von 0,50 m X 0,60 m für die Wartung und Prüfung der sich bewegenden 
Teile auf der Seite, wo das notwendig ist; 

c) Zugänge zu diesen freien Räumen, die eine Mindestbreite von 0,50 m haben müssen. 

Sonderfall: 

Diese Breite von 0,50 m kann auf 0,40 m verringert werden, wenn in diesem Bereich keine 
sich bewegenden Teile vorhanden sind. 

Unter keinen Umständen darf die lichte Höhe der Räume zum Begehen oder Arbeiten kleiner 
als 1,8 m sein, es sei denn, daß die nationalen Regelungen keinen höheren Wert fordern. 

Unter lichter Höhe der Räume im Gehbereich oder Arbeitsbereich wird das Maß ab Unterkante 
Träger zugrunde gelegt, gemessen: 

a) bis zur Ebene, die begangen wird, 

b) bis zur Ebene, wo man sich zwecks Durchführung der Arbeiten aufhält. 

Über drehenden Teilen des Triebwerkes muß ein freier Raum von mindestens 0,30 m vorhanden 
sein. 

Enthält der Maschinenraum mehrere Arbeitsebenen, deren Höhe um mehr als 0,50 m differiert, 
müssen Stufen oder Sprossen vorhanden sein. 

Enthält der Maschinenraum Rinnen, die tiefer als 0,50 m und enger als 0,50 m sind, so müssen 
sie abgedeckt sein. 


Zagangstüren und Klappen 

Die Zugangstüren müssen eine Breite von mindestens 0,60 m haben, wenn die nationalen 
Regelungen keine höheren Werte vorsehen. Sie dürfen sich nicht ins Rauminnere hin öffnen. 

Der freie Durchgang der Zugangsklappen muß mindestens 0,80 X 0,80 m sein. 

Die Klappen müssen in der Lage sein, im geschlossenen Zustand das Gewicht von den Personen 
zu tragen, die auf ihnen stehen könnten. 

Die Klappen müssen ausbalanciert sein und sich nach oben öffnen, außer wenn sie mit Einschub- 
treppen verbunden sind. 

Wenn eine Klappe geöffnet ist, sollen die nötigen Vorkehrungen gegen die Absturzgefahr von 
Personen und Gegenständen getroffen werden (Geländer z. B.). 

Die Türen oder Klappen müssen mit einem Schloß zum Schließen versehen sein, das sich vom 
Rauminnern aus ohne Schlüssel öffnen läßt. 

Die Klappen, die nur als Zugang zum Material dienen, müssen von innen aus verriegelt werden. 


Andere Öffnungen 

Die Abmessungen von Öffnungen in Fundamenten und im Maschinenraumfußboden sollten so 
klein wie möglich sein, damit das Hindurchfallen von Gegenständen verhindert wird. 

Zu diesem Zweck müssen bei Öffnungen über dem Schacht und bei elektrischen Leitungen 
Manschetten angebracht werden, die mindestens 0,05 m über den Fußboden oder das Fundament 
herausragen. 

Lüftung und Temperaturen 

Maschinenräume müssen belüftet sein. Sie sollen so ausgestattet sein, daß die Motoren, Steuer- 
geräte und die elektrischen Leitungen so gut wie möglich vor Staub, schädlichen Dämpfen und 
Feuchtigkeit geschützt sind. 

Die verbrauchte Luft von nicht zu den Aufzügen gehörenden Räumen soll nicht in die Maschinen- 
räume abgeführt werden. 

Die Temperatur in den Maschinenräumen muß zwischen + 5^ C und + 40° C gehalten werden. 
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Beleuchtung 

Die Beleuditung der Maschinenräume muß auf der Basis von wenigstens 200 Lux am Fußboden 
gewährleistet sein. Diese Beleuchtung muß von der Zuleitung der Maschine unabhängig sein, 
entweder durch eine separate Leitung oder durch eine vor dem Hauptschalter des Aufzuges abge- 
zweigte Leitung. 

Damit das Licht vom Eingang aus eingeschaltet werden kann, muß ein Lichtschalter im Maschinen- 
raum neben dem oder den Zugängen in normaler Höhe angebracht sein. Eine oder mehrere 
Steckdosen müssen vorgesehen sein. 

Hebezeuge für Aufzugsteile 

Je nach den örtlichen Verhältnissen müssen ein oder mehrere Träger oder Haken vorhanden 
und an der Decke oder Balken der Maschinenräume befestigt und zweckdienlich angeordnet sein 
zum Heben von schweren Teilen bei der Montage und bei deren etwaigem Auswechseln. Die 
JTöchstlast muß auf den Trägern oder Haken angegeben sein. 


Ausführung und Ausrüstung von Roilenräumen 

Mechanische Festigkeit, Fußbodenart 

Die Rollenräume müssen so konstruiert sein, daß sie die Belastungen und die Beanspruchungen 
aushalten, denen sie in der Regel ausgesetzt sind. 

Sie müssen aus dauerhaften Baustoffen sein, die keine Staubbildung begünstigen. 

Der Fußboden der Rollenräume soll rutschfest ausgestattet sein. 

Abmessungen 

Die Abmessungen des Rollenraumes müssen ausreichend sein, damit das Wartungspersonal alle 
Teile sicher und leicht erreichen kann. 

Insbesondere muß man über einen freien Raum von wenigstens 0,5 X 0,7 m vor den Steuertafeln 
verfügen können, um leicht alle Teile erreichen zu können (0,7 m gemessen senkrecht zur 
Zugangsseite der Schalttafeln oder -schränke). 

Die Höhe unter der Decke darf nicht weniger als 1,50 m betragen. Befinden sich Steuertafeln im 
Rollenraum, so finden die Vorschriften unter B.3.2.2. Anwendung. 

Unter den Rollen muß ein freier Raum von mindestens 30 cm vorhanden sein ausgenommen 
bei Schlingscheiben und Ablenkrollen. 

Zugangstüren und Klappen 

Die Zugangstüren müssen eine lichte Höhe von mindestens 1,40 m und eine Breite von mindestens 
60 cm haben, wenn die nationalen Regelungen keine höheren Werte verlangen. 

Der freie Durchgang der Zugangsklappen soll mindestens 80 X 80 cm sein. 

Die Klappen sollen in der Lage sein, im geschlossenen Zustand das Gewicht von den Personen 
zu tragen, die auf ihnen stehen könnten. 

Die Klappen müssen ausbalanciert sein und sich nach oben öffnen lassen, außer wenn sie mit 
Einschubtreppen verbunden sind. 

Wenn eine Klappe geöffnet ist, müssen die nötigen Vorkehrungen gegen die Absturzgefahr von 
Personen und Gegenständen getroffen werden (Geländer z. B.). 

Die Türen oder Klappen müssen mit einem Schloß zum Schließen versehen sein, wobei diese 
vom Rauminnern aus ohne Schlüssel geöffnet werden können. 

Andere Öffnungen 

Die Abmessungen von Öffnungen in Fundamenten und im Raumfußboden sollten so klein wie 
möglich sein, damit das Hindurchfallen von Gegenständen verhindert wird. 

Zu diesem Zweck müssen Manschetten für die Öffnungen über dem Schacht und für die elektri- 
schen Leitungen angebracht werden, die mindestens 0,05 m über den Fußboden oder das Fun- 
dament hinausragen. 
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Halteschalter 

Im Rollenraum muß ein Halteschalter angebracht sein, der den Aufzug abschaltet und im Still- 
stand hält. Zur Vermeidung von Irrtümern muß die Haltestellung eindeutig gekennzeichnet sein, 
und es müssen die Anwendungsbedingungen gemäß Anlage I beachtet werden. 

Temperatur 

Die Raumtemperatur in den Rollenräumen muß zwischen r 5^ C und 40 C gehalten werden. 
Beleuchtung 

Die elektrische Beleuchtung des Rollenraumes muß ausreichend gewährleistet sein. Damit das 
Licht vom Eingang aus eingeschaltet werden kann, muß ein Lichtschalter innen neben dem 
Zugang vorhanden sein. Eine oder mehrere Steckdosen sind vorzusehen. 


C - Schachttüren 


Allgemeines 

Die Schachtöffnungen, welche als Zugang zum Fahrkorb dienen, müssen mit undurchbrochenen 
Schachttüren versehen werden. 

In geschlossenem Zustand muß der Spalt zwischen den Türflügeln, den Türflügeln und dem Tür- 
rahmen, Kämpfer oder Schwellen so klein wie möglich sein. 

Diese Bedingung wird dann als erfüllt betrachtet, wenn der Spalt 10 mm nicht überschreitet. 

Diese Spalten werden von den Hohlräumen aus gemessen, falls solche vorhanden sind. 

Um die Gefahr des Abscherens während der Türbewegung zu vermeiden, sollen die Außen- 
seiten der maschinell betriebenen Schiebetüren keine Vertiefungen oder Erhöhungen von mehr 
als 3 mm haben. Absätze müssen angeschrägt sein. 

Bezüglich Anforderungen an die dem Schacht zugewandte Seite der Schachttüren, siehe A.4. 


Festigkeit der Schachttüren und deren Rahmen 

Türen und deren Rahmen müssen so gebaut sein, daß sie sich im Laufe der Zeit nicht verformen. 
Zu diesem Zweck wird die Verwendung metallischer Türen empfohlen. 

Die Verwendung von Glas (selbst Drahtglas) oder Kunststoff als Wandung oder Wandteil ist 
nur für die Schauöffnung zulässig (siehe C.6.2.2.). 

Verhalten im Brandfall 

Die Schachttüren müssen während des Brandversuches nach ISO/3008 mindestens den Bedingun- 
gen entsprechen, die in Anlage II (Türen) Kapitel B festgelegt sind. 

Mechanische Festigkeit 

Die Türen und ihre Verschlüsse müssen ausreichende mechanische Festigkeit und Steifigkeit 
haben, so daß eine Horizontalkraft von 300 N an jeder beliebigen Stelle des Türblattes auf der 
einen oder anderen Seite angewandt, wobei diese Kraft deutlich senkrecht und gleichmäßig auf 
eine runde oder quadratische Fläche von 5 cm- verteilt, die verriegelte Tür 

— nicht bleibend verformt, 

— nicht mehr als 15 mm elastisch verformt, 

— danach nicht in ihrer normalen Funktion beeinträchtigt. 

Außerdem darf die Anwendung der vorgenannten Kraft bei Aufzügen ohne Fahrkorbtüren die 
elastische Verformung zum Inneren des Schachtes hin 5 mm nicht überschreiten. 

Bei Anwendung einer manuellen Kraft (ohne Werkzeug) von 300 N in Öffnungsrichtung der Tür 
dürfen die in C.1.1. definierten Spalten von 10 mm vergrößern, ohne jedoch 30 mm zu über- 
schreiten. 
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C.3. 

C.3.1. 

C.3.2. 

C.4. 

C,4.1. 

C.4.2. 

C.4.2.1. 

C.4.2.2, 
C.4.2. 3. 

C.4.3. 

C.4.3.1. 

C.4.3.2. 

C.4.3.3. 

C.4.3.4. 

C5. 

C.5.1. 

C.5.2. 

C.5.2.1. 

C.5.2.1.1. 


Höhe und Breite der Türen 

Höhe 

Schachttüren müssen eine lichte Höhe von mindestens 2 m haben. 

Breite 

Die lichte Breite der Schachttüren darf die Breite des Fahrkorbzuganges um nicht mehr als 10 cm 
überschreiten, es sei denn, geeignete Vorsichtsmaßnahmen sind getroffen. 

Türschwelle, -führung und -aufhängung 

Schwellen 

Jeder Schachlzugang muß eine Schwelle von ausreichender Festigkeit haben für das Ein- und 
Ausladen von Lasten, die in die Kabine eingebracht werden können. Es wird empfohlen, vor 
jeder Lagerschwelle eine leichte Gegenneigung anzubringen. 

Führungen 

Fahrschachttüren müssen so konstruiert sein, daß bei normalem Betrieb ein Verklemmen, Aus- 
heben und überfahren (am Ende der Führungen) vermieden wird. 

Waagerecht bewegte Fahrschacht-Schiebetüren müssen oben und unten geführt werden. 

Senkrecht bewegte Fahrschacht-Schiebetüren müssen auf beiden Seiten geführt werden. 

Aulhängen von horizontalen Schiebetüren 

Die Türblätter von senkrecht bewegten Fahrschachtschiebetüren müssen an zwei voneinander 
unabhängigen Tragmitteln befestigt sein. 

Die Tragmittel sind mit einem Sicherheitskoeffizienten von mindestens 8 zu berechnen. 

Der Seilrollendurchmesser muß mindestens das 25-fache des Seildurchmessers betragen. 

Die Seile müssen gegen Herausspringen aus ihren Rollen gesichert sein. 

Schutzmaßnahmen beim Schließen der Türen 

Die Türen und ihre Einfassung müssen so konstruiert sein, daß die schädlichen Folgen durch 
Einklemmen eines Körperteiles, der Kleidung oder eines Gegenstandes auf ein Minimum ver- 
ringert werden. 

Maschinell betriebene Türen müssen so konstruiert sein, daß, falls eine Person von einem Tür- 
blatt getroffen wird, die Folgen auf ein Minimum verringert werden. 

Aus diesem Grunde müssen die folgenden Bedingungen erfüllt werden: 

Waagerecht bewegte Schiebetüren 
Automatisch betriebene Türen 

1) Die Kraft, welche eine Schließung der Türe verhindern soll, darf in keiner Stellung 150 N 
überschreiten. 

2) Die kinetische Energie der Fahrschachttüre und der mechanischen Teile, die fest mit ihr ver- 
bunden sind, darf bei mittlerer Schließgeschwindigkeit*) 10 J nicht überschreiten. 

Eine Schutzeinrichtung, die die Tür während des Schließens automatisch umsteuert, falls ein 
Benutzer beim Durchschreiten der sich schließenden Tür von dieser getroffen wird. 

a) Diese Schutzeinriditung kann die der Kabinentür sein. 

b) Die Wirkung der Schutzeinrichtung kann während der letzten 50 mm des Weges eines 
jeden Türblattes aufgehoben werden. 

*) Die mittlere Schließgeschwindigkeit einer Fahrschachtschiebetür wird gerechnet über den 
gesamten Fahrweg abzüglich: 

— 25 mm an jedem Fahrwegende bei zentral-schließenden Türen, 

— 50 mm an jedem Fahrwegende bei seitlich schließenden Türen. 
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C.5.2.1.2, 

C.5.2.2. 


C. 5.2.3. 

C.6. 

C.6.1. 

C.6.2. 

C.6.2.1. 

C.6.2. 2. 


C.7. 

C.7.1. 

C.7.1.1. 

C.7.2. 


Türen, die unter ständiger Kontrolle der Benutzer geschlossen werden (z. B. durch anhaltenden 
Knopfdruck). 

Überschreitet die gemäß C. 5. 2. 1.1. 2. berechnete kinetische Energie 10 J, so ist die Schließge- 
schwindigkeit der Türblätter auf 0,3 m/s zu beschränken. 

Senkrecht bewegte Schiebetüren 

Die mechanische Schließung dieser Türart ist erlaubt, wenn alle nachstehenden Bedingungen 
erfüllt sind: 

1) der Aufzug zur Beförderung von Lasten mit Personenbegleitung bestimmt ist; 

2) die Schließung unter ständiger Kontrolle des Benutzers erfolgt; 

3) die Schließgeschwindigkeit der Türblätter auf 0,3 m/s beschränkt wird; 

4) die Fahrkorbtür wie unter Sonderfall D.6.1. vorgesehen, aus einem Gitter besteht; 

5) die Fahrkorbtür zu mindestens -/s geschlossen ist, ehe die Schiebetür sich zu schließen beginnt. 

übrige Türarten 

Bei Verwendung anderer Türarten (z. B. Flügeltüren), bei denen die Gefahr besteht, daß die 
Benutzer beim öffnen oder Schließen getroffen werden, sind ähnliche Schutzvorkehrungen wie 
die oben beschriebenen zu treffen. 

Flurbeleuchtung und „Aufzug hier“ -Anzeige 

Die natürliche oder künstliche Beleuchtung der Haltestellen in der Nähe der Schachttüren des 
Aufzuges muß mindestens 50 Lux betragen, so daß ein Benutzer, der die Schachttür öffnet und 
den Fahrkorb betreten will, erkennen kann, was sich vor ihm befindet, auch wenn die Fahrkorb- 
beleuchtung ausgefallen ist. 

Anzeige „Aufzug hier" 

Bei manuell zu öffnenden Schadittüren muß der Benutzer vor dem öffnen der Tür wissen, ob 
sich der Fahrkorb hinter der Tür befindet oder nicht. 

Zu diesem Zweck soll vorgesehen sein: 

(1) _ — vorzugsweise eine oder mehrere durchsichtige Schauöffnungen, die den Bedingungen 

hinsichtlich mechanischer Festigkeit nach C.2.3. entspricht und deren Glas eine Mindest- 
dicke von 6 mm hat. 

a) Eine Schauöffnung muß mindestens eine Fläche von 100 cm- haben. Die Fläche der 
Schauöffnungen jeder Fahrschachttür muß mindestens 150 cm- betragen. 

b) Die Breite der Schauöffnungen darf nicht weniger als 6 cm und nicht größer als 15 cm 
sein. 

c) Die untere Kante von Schauöffnungen, deren Breite größer als 8 cm ist, muß mindestens 
1 m über dem Fußboden liegen. 

(2) — oder eine „Aufzug hier" -Signallampe, die nur dann aufleuchten darf, wenn der Fahikorb 

an der betreffenden Haltestelle im Begriff ist zu halten oder hält. Diese Lampe muß 
brennen, solange sich der Fahrkorb in Ruhe befindet. 

Einrichtungen, welche die Schachttür verriegeln und die Schließlage der Tür überwachen 

Schutz gegen Absturzgefahr 

Es darf bei normalem Betrieb nicht möglich sein, eine Schachttür (oder eines der Türblätter im 
Falle einer mehrteiligen Tür) zu öffnen, wenn sich der Aufzugsfahrkorb hinter dieser Tür nicht in 
Ruhe befindet oder innerhalb der Entriegelungszone dieser Tür zu halten im Begriff ist. 

Die Entriegelungszone darf maximal 0,2 m über und unter dem Stockwerksfußboden betragen. 

Für maschinell betriebene Fahrschachttüren (gleichzeitige Öffnung mit der Kabinentür) kann 
dieser Wert jedoch auf höchstens 0,35 m vergrößert werden. 

Schutz gegen Abscherung 

Es darf nicht möglich sein, den Aufzug in Bewegung zu setzen oder zu halten, wenn eine Fahr- 
schachttür geöffnet ist (oder ein Türblatt, falls die Türe aus mehreren Türblättern besteht). Es 
können jedoch Operationen zur Vorbereitung der Abfahrt erfolgen. 
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C.7.2.1. Sonderfälle 

Der Betrieb des Fahrkorbes mit offener Schachttür ist in folgenden Bereichen gestattet: 

(1) In der Entriegelungszone, um das Einfahren und Nachregeln an der entsprechenden Halte- 
stelle zu ermöglichen unter Berücksichtigung der in K.2.1.2. aufgeführten Bedingungen. 

(2) Oberhalb des Haltestellenniveaus in einem Bereich von max. 1,65 m darüber zwecks Be- oder 
Entladung von Aufzügen für eingewiesene und befugte Benutzer. Voraussetzung ist die 
Einhaltung der Bedingungen nach D.4.1.2. und K.2.1.5. 

Außerdem: 

a) Die freie Höhe zwischen dem Sturz der Fahrschachtöffnung und dem Fußboden der Kabine 
darf nie weniger als 2 m sein. 

b) Unabhängig von der Position der Kabine innerhalb dieser Zone muß es immer möglich 
sein, die Fahrschachttüre ohne besondere Vorkehrungen vollständig zu schließen. 

C.7.3. Verriegelungseinrichtung und Notentriegelung 

Jede Schachttür muß mit einer Verriegelung versehen sein, so daß die Forderungen von C.7.1. 
erfüllt sind. Diese Verriegelung muß gegen mißbräuchliche Handhabungen geschützt sein. 

C.7.3. 1. Die Verriegelung der Schachttür muß bewirkt sein, bevor der Fahrkorb sich in Bewegung setzt. 

Diese Verriegelung muß durch eine elektrische Sicherheitseinrichtung überwacht werden, ausge- 
wählt nach den Anwendungsrichtlinien der Tabelle I. 

(1) Das Abfahren der Kabine darf erst möglich sein, wenn die mechanische Verriegelung wenig- 
stens 7 mm eingegriffen hat (siehe Anhang II Kapitel A). 

(2) Die Verbindung zwischen einem der Teile des Schalters, welcher die Unterbrechung der 
Sicherheitsstromkreise bewirkt, und dem Sperrmittel muß direkt und unverstellbar aber 
eventuell nachstellbar sein. 

C.7.3. 2. (1) Die Verriegelung von Drehtüren muß so nahe wie möglich an der Schließkante erfolgen und 

mit Sicherheit aufrechterhalten werden, selbst im Falle des Absinkens der Türblätter. 

(2) Die Verriegelungselemente und ihre Befestigungen müssen stoßunempfindlich, metallisch oder 
metallverstärkt sein. 

(3) Eine Kraft, die im Öffnungssinne der Türe wirkt, darf die Wirksamkeit der Verriegelung 
nicht beeinträchtigen. 

(4) Die Verriegelung muß in Öffnungsrichtung mindestens einer Kraft widerstehen von: 

— 1000 N bei Schiebetüren, 

— 3000 N auf dem Riegel bei Drehtüren. 

(5) Die Verriegelung muß ausgelöst und aufrechterhalten werden durch Schwerkraft, Dauer- 
magnete oder Federn. Die Federn müssen als Druckfedern arbeiten, geführt sein und so 
ausgelegt, daß bei Entriegelung die Windungen nicht auseinanderliegen; 

a) bei Ausfall des Dauermagneten oder der Feder darf eine Entriegelung durch Schwerkraft 
nicht erfolgen; 

b) wenn das Verriegelungselement durch einen Dauermagneten in Position gehalten wird, 
darf die Wirksamkeit dieses Magneten nicht durch einfache Mittel aufgehoben werden 
(z. B. Stöße, Erwärmung). 

(6) Die Verriegelungseinrichtung muß gegen Staubanhäufung geschützt sein, um das einwand- 
freie Funktionieren nicht zu beeinträchtigen. 

(7) Die Kontrolle der wichtigen Teile muß einfach sein, evtl, mittels eines transparenten Deckels. 

(8) Falls die Verriegelungskontakte in Gehäusen untergebracht sind, müssen die Schrauben der 
Gehäusedeckel unverlierbar in den Löchern der Gehäuse oder der Deckel bleiben, falls 
letztere abgenommen werden. 

C.7.3. 3. Notentriegelung 

Jede Fahrschachttür muß von außen mittels eines Dreikantschlüssels, der zu dem in Artikel 1 
(Seite 84) festgelegten Dreieck paßt, entriegelt werden können. 

Ein Exemplar dieses Schlüssels darf dem Verantwortlichen nur zusammen mit einer schriftlichen 
Anweisung ausgehändigt werden, welche die unbedingt zu treffenden Vorsichtsmaßnahmen 
enthält, um Unfälle zu verhindern, die eintreten könnten, wenn nach dem Entriegeln keine 
wirksame Wiederverriegelung erfolgt. 
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C.7.4. 

C.7.4.1. 

C.7.4.2. 

C.7.5. 

C.7.5.1. 

C.7.5.2. 

C.7.5.3. 

C.7.6. 

C.7.6.1. 

C.7.6.2. 


(1) Nach der Notentriegelung darf das Sperrmittel nicht in Entriegelungsstellung verharren, wenn 
die Fahrschachttüre geschlossen ist, es sei denn, daß ein Entriegelungskommando gegeben 
wird. 

(2) Bei Schachttüren und Kabinentüren, die gleichzeitig angetrieben werden, muß eine Einrich- 
tung (Feder oder Gewicht) dafür sorgen, daß die Tür automatisch geschlossen wird, falls, aus 
welchem Grunde auch immer, die Tür noch geöffnet sein sollte, wenn die Kabine die Ent- 
riegelungszone bereits verlassen hat. 

Überwachungseinrichtung der Schließlage von Fahr schacht türen 

Jede Fahrschachttür muß mit einer elektrischen Einrichtung versehen sein, die die Schließlage 
überwacht und den Bedingungen des Artikels C.7.2. gerecht wird, und die gleichermaßen dem 
Gebrauch der elektrischen Sicherheitseinrichtung It. der Tabelle I entspricht. 

Im Falle von waagerecht bewegten Schiebetüren, die gleichzeitig mit der Kabinentür angetrieben 
werden, kann die Einrichtung nach C.7.4. identisch mit der Verriegelungsüberwachung sein, 
vorausgesetzt, daß diese Einrichtung die wirkliche Schließung des Türblattes sicherstellt. 

/ 

Im Falle von Fahrschachtdrehtüren muß die Einrichtung nach C.7.4. an der Schließseite oder an 
der die Verriegelung überwachenden mechanischen Einrichtung angebracht sein, 

Anforderungen an die Einrichtung für die Verriegelung und für die Überwachung der Schließlage 
der Schacht tür 

Die Überwachungseinrichtungen für Verriegelung und Schließung der Türen müssen K.1.2. 
„Elektrische Sicherheitseinrichtungen" entsprechen und gemäß den Bedingungen der Tabelle I 
ausgewählt werden. 

An einem Ort, der für die Benutzer normalerweise zugängliclj ist, darf es nicht möglich sein, den 
Aufzug mit offener oder nicht verriegelter Tür nach einem einzigen Eingriff, der nicht eine 
übliche betriebsmäßige Handlung darstellt, zu fahren. 

Wenn mechanische Mittel verwendet werden, um die Lage des Verriegelungselementes zu 
kontrollieren, müssen sie zwangsläufig wirken. 

Schiebetüren (senkrecht und v/aagerecht bewegt) mit mehreren mechanisch miteinander ver- 
bundenen Flügeln 

Wenn eine Schiebetür (senkrecht oder waagerecht bewegt) mehrere Türblätter hat, die mecha- 
nisch direkt miteinander verbunden sind, so ist es zu gelassen, It. C.7., 

(1) nur ein Türblatt zu verriegeln, wenn diese einfache Verriegelung das öffnen der anderen 
Türblätter verhindert, 

(2) den in C.7.4, oder C.7,4.1. vorgesehenen Türkontakt nur an einem Türblatt anzuordnen. 

Wenn die Türblätter untereinander eine indirekte mechanische Verbindung haben (Seile, Riemen 
oder Ketten), so muß diese für die normalerweise voraussehbaren Beanspruchungen ausgelegt 
sein und mit besonderer Sorgfalt ausgeführt werden. Eine Prüfung in regelmäßigen Abständen 
ist erforderlich. 

(1) Es ist zugelassen, nur ein Türblatt zu verriegeln, wenn diese einfache Verriegelung das 
öffnen der anderen Türblätter verhindert, die nicht mit einer Klinke versehen sein dürfen. 

(2) Die Schließanlage des nicht verriegelten Türblattes muß elektrisch überwacht werden. 


Schließen der Schachttüren per Schlüssel 

Alle Schachttüren von Aufzügen, die den Benutzern zur freien Verfügung stehen, müssen vom 
haltenden Fahrkorb aus (bei Halt) ohne Schlüssel geöffnet werden können, mindestens in der 
Verriegelungszone. 
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D - Fahrkorb und Gegengewicht 

D.l. Höhe des Fahrkorbes 

D.1.1. Die innere Höhe des Fahrkorbes soll mindestens 2 m betragen. 

D.l. 2. Das bzw. die Kabinenportale, welche normalerweise dem Zugang der Benutzer dienen, müssen 
mindestens 2 m hoch sein. 


D.2. Grundfläche 

D.2.1. Um zu verhindern, daß die Anzahl der Personen in der Kabine größer ist als vorgesehen, muß 
die Nutzfläche begrenzt werden. Zu diesem Zweck wird das Verhältnis zwischen Nutzlast und 
maximaler Nutzfläche durch die nachstehende Tabelle festgelegt: 


Nutzlast 

(kg) 

maximale Nutzfläche *) 
der Kabine (m‘^) 

maximale Anzahl 
der Personen 

100 

0,40 

1 

180 

0,50 

2 

225 

0,70 

3 

300 

0,90 

4 

375 

1,10 

5 

400 

1,17 

5 

450 

1,30 

6 

525 

1,45 

7 

600 

1,60 

8 

630 

1,66 

8 

675 

1,75 

9 

750 

1,90 

10 

825 

2,05 

11 

900 

2,20 

12 

975 

2,35 

13 

1000 

2,40 

13 

1050 

2,50 

14 

1125 

2,65 

15 

1200 

2,80 

16 

1275 

2,95 

17 

1350 

3,10 

18 

1425 

3,25 

19 

1500 

3,40 

20 


Oberhalb 1500 kg je 100 kg pro 0,16 m“ 
hinzufügen 


Für Zwischenwerte der Nutzlast: 

— Ermittlung der Nutzfläche durch lineare Interpolation 

— Ermittlung der maximalen Personenzahl 
Nutzlast 


75 


mit Abrundung des Ergebnisses auf die darunterliegende ganze Zahl. 


Wenn die Nutzlast den Wert in der Tabelle übersteigt, muß die höchstzulässige 
Personenzahl der maximalen Nutzfläche der Kabine entsprechen. 


*) Nischen oder Verlängerungen, auch wenn sie weniger als 1 m hoch sind oder mit Trenntüren versehen sind, sind 
nur zugelassen, wenn sie bei der Berechnung der maximalen Nutzfläche mit berücksichtigt worden sind. 
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D.2.2. 


D.3. 

D.3.1. 


D.3.2. 


D.3.2.1 


D.4. 

D.4.1. 

D.4.1.1. 
D.4.1. 2. 

D.5. 

D.5.1. 

D.5.1.1. 


Sonderfälle 

(1) Aufzüge, die der Benutzung durch befugte und eingewiesene Personen Vorbehalten sind, 
außer Autoaufzügen. 

Die Vorschriften des vorliegenden Artikels D,2.1. sind anzuwenden, und bei der Berechnung 
der betroffenen Teile der Anlage müssen nicht nur die zu transportierenden Lasten, sondern 
evtl, auch Beladegeräte, welche in die Kabine einfahren können, in Betracht gezogen werden. 

(2) Autoaufzüge, die der Benutzung durch befugte und eingewiesene Personen Vorbehalten sind. 
Die Nutzlast muß mit mindestens 200 kg pro m^ Kabinen-Nutzfläche berechnet werden. 

Fahrkorb-Umwandung, Fußboden und Dach 

Allgemeines 

Der Fahrkorb soll ganz von undurchbrochenen Wänden, Fußboden und Dach umschlossen sein; 

die einzigen erlaubten Öffnungen sind folgende: 

a) Öffnungen für den normalen Zugang von Benutzern; 

b) Nottüren und Notklappen; 

c) Lüftungsöffnungen. 

Wände, Fußboden und Dach 

a) müssen eine genügende mechanische Festigkeit haben (D.3.2.1.) und 

b) müssen im Brandfalle eine genügende Zeit lang erhalten bleiben und dürfen nicht aus 
Material bestehen, das durch leichte Brennbarkeit oder durch die Art und Menge der ent- 
stehenden Rauchgase gefährlich wird. 

(1) Die Fahrkorbkonstruktion als ein Ganzes (Rahmen, Führungsschuhe, Wände, Fußboden und 
Dach) soll eine angemessene Festigkeit haben, um die Kräfte auszuhalten, denen der Fahr- 
korb während des normalen Aufzugsbetriebes, beim Ansprechen der Fangvorrichtung oder 
dem Auffahren des Fahrkorbes auf die Puffer, ausgesetzt ist. 

(2) Die Kabinenwände müssen ohne bleibende Verformung einer horizontal angreifenden Kraft 
von 300 N standhalten. Diese Kraft kann an irgendeiner Stelle merklich senkrecht angreifen 
und verteilt sich gleichmäßig auf eine runde oder quadratische Fläche von 5 cm^. Die 
elastische Verformung darf 15 mm nicht überschreiten. 


Schürze 

Jede Kabinenschwelle muß mit einer Schürze versehen sein, deren senkrechter Teil die gesamte 
Breite der ihr gegenüberliegenden Fahr schach ttür einnimmt. Der senkrechte Teil der Schürze 
muß nach unten abgeschrägt sein unter einem Winkel von mehr als 60^ gegenüber der Waage- 
rechten, wenn möglich 75°. Diese Abschrägung muß im Versatz mindestens 50 mm lang sein. 

Die Höhe des senkrechten Teiles der Schürze soll mindestens 0,75 m betragen. 

Im Falle von Aufzügen mit Rampenfahrt (K.2.1.5.) muß die Höhe des senkrechten Teiles der 
Schürze so bemessen sein, daß sie bei Beladung oder Entladung in der höchsten Position noch 
0,10 m unter die Schwelle der Fahr schacht Öffnung reicht. 


Kabinenabsdiluß 

Die Kabinenzugänge müssen mit Türen versehen sein. 

Obwohl Kabinenabschlußtüren in allen Fällen vorzuziehen sind, kann bei Lastenaufzügen ein 
oder zwei gegenüberliegende Kabinenzugänge ohne Abschluß bleiben, wenn außer den Vor- 
schriften von D.2.1. noch folgende Bedingungen gleichzeitig erfüllt werden: 

(1) Benutzung durch befugte und eingewiesene Personen, 

(2) Nenngeschwindigkeit nicht über 0,63 m/s, 

(3) Kabinentiefe senkrecht zur Schwelle des Zugangs ohne Abschluß größer als 1,50 m, 

(4) die maximal zulässige Fahrgastzahl muß entsprechend D.2.1. berechnet werden, indem ein 
Streifen von 0,1 m entlang der oder den Antrittsschwellen der Kabine ohne Abschlußtür nicht 
berücksichtigt wird. 
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D.6. Fahrkorbtüren 

D.6.1. Die Kabinenabschlußtüren müssen undurchbrochen sein. 

Sonderfälle: 

Bei Aufzügen, die für die Beförderung von Waren mit Führer benutzt werden, können Gitter- 
Hubtüren verwendet werden, wenn das waagerechte Maß der Maschen nicht 0,01 m (einen 
Zentimeter) und das senkrechte Maß nicht 0,06 m (sechs Zentimeter) übersteigt. 

D.6.1.1. In geschlossener Lage muß das Spiel zwischen den Türblättern, zwischen Türblättern und Portal, 
Sturz oder Schwelle so klein wie möglich sein, um die Gefahr des Abscherens zu vermeiden. 

Diese Bedingung wird insbesondere als erfüllt betrachtet, wenn die Spalten 10 mm nicht über- 
schreiten. Falls Vertiefungen bestehen, werden diese mitgemessen. 

D.6.1. 2. Bei Drehtüren müssen Anschläge vorhanden sein, um ein überdrehen zu vermeiden. 

D.6.1. 3. Jegliche verglaste Schauöffnung in einer Kabinentür muß den Vorschriften des Artikels C.6.2.2. (1) 
entsprechen. 

D.6.1. 4. Fahrkorbtüren sollen im geschlossenen Zustand, abgesehen vom notwendigen Spiel, die Fahr- 

korbzugänge ganz abschließen. 

Sonderfall: 

Bei Aufzügen, deren Benutzung befugten und eingewiesenen Personen Vorbehalten ist und mit 
einem Kabinenzugang von mehr als 2,50 m Höhe versehen sind, kann die Höhe des Abschlusses 
auf 2 m begrenzt werden, wenn folgende Bedingungen gleichzeitig erfüllt werden: 

a) Hubtüren 

b) wenn die Geschwindigkeit des Aufzuges 0,63 nicht überschreitet. 

D.6.2. Türschwellen, -führungen und -auf Hängungen 

Die Vorschriften von C.4. sind zu beachten. 

D.6.3. Mechanische Festigkeit 

Die geschlossenen Fahrkorbtüren müssen einen derartigen mechanischen Widerstand aufweisen, 
daß sie eine merklich senkrecht wirkende Horizontalkraft von 300 N aushalten, die vom Fahr- 
korbinnern nach außen wirkt und die gleichmäßig auf eine kreisrunde oder quadratische Fläche 
von 0,0005 m- verteilt ist und an jeder beliebigen Stelle angreifen kann: 

— die Türen widerstehen ohne bleibende Verformung, 

— die Türen widerstehen ohne größere elastische Verformung als 15 mm, 

— gewährleisten hernach ihr Funktionieren. 

D.7. Schutz beim Schließen der Tür 

D.7.1. Die Türen und ihre Umgebung müssen so konstruiert sein, daß die Benutzer nicht gefährlich 
eingeklemmt werden können. 

Um die Schneidgefahr während des Funktionierens mechanisch betriebener Schiebetüren zu 
vermeiden, darf die Oberfläche der dem Fahrkorb zugekehrten Seite der Türen weder Ver- 
tiefungen noch Erhebungen von über 3 mm aufweisen. Die Kanten müssen abgeschrägt sein. 

D.7.2. Maschinell betriebene Türen müssen so konstruiert sein, daß, falls eine Person von einem Tür- 
blatt getroffen wird, die Folgen auf ein Minimum begrenzt sind. 

Zu diesem Zweck müssen folgende Maßstäbe angelegt werden: 

D.7.2.1. Waagerecht bewegte Schiebetüren 

D. 7. 2. 1.1. Automatisch betriebene Türen 

(1) Bei jedem Stand der Tür darf die Kraft, welche eine Schließung verhindern soll, 150 N nicht 
überschreiten. 

(2) Die kinetische Energie der Fahrkorbtür und der mechanischen Teile, die fest mit ihr ver- 
bunden sind, darf bei mittlerer Schließgeschwindigkeit *) 10 J nicht überschreiten. 

*) Die mittlere Sdiließgeschwindigkeit bei Sdiadittüren wird berechnet gemäß C. 5.2. 1 . 1 . 
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D.7.2.1.2. 

D.7.2.2. 


D.8. 

D.8.1. 


D.9. 

D.9.i. 

D.9.1.1. 

D.9.2. 

D.IO. 

D.10.1. 


D.10.2. 


Eine Schutzeinrichtung muß die Tür während des Schließens automatisch umsteuern, falls ein 
Benutzer beim Durchschreiten der sich schließenden Tür eingeklemmt wird. 

Die Wirkung dieser Einrichtung kann während der letzten 5 cm Weges jeden Türblattes aufge- 
hoben werden. 

Türen, deren Verschließung unter ständiger Kontrolle des Benutzers erfolgt (z. B. durch anhalten- 
den Knopfdruck). 

überschreitet die gemäß D. 7. 2.1. 2. berechnete kinetische Energie 10 J, so ist die Schließgeschwin- 
digkeit der Türblätter auf 0,3 m/s zu beschränken. 

Senkrecht bewegte Schiebetüren 

Die mechanische Schließung dieser Türart ist erlaubt, wenn alle nachstehenden Bedingungen 
erfüllt sind: 

1. der Aufzug zur Beförderung von Lasten mit Personenbegleitung bestimmt ist, 

2. die Schließung unter ständiger Kontrolle des Benutzers erfolgt, 

3. die Schließgeschwindigkeit der Blätter auf 0,6 m/s beschränkt wird. 


Einrichtungen bei Fahrkorböffnungen ohne Tür 

Wenn eine Fahrkorböffnung keine Tür hat, muß, um die Gefahr eines Unfalles durch Einklem- 
men und Zermalmen zwischen Fahrkorbschwelle und Schachtwand auf ein Minimum zu reduzie- 
ren, eine Fotozelle oder ähnliches verwendet werden, die bei Ausfall dieser Einrichtung jegliche 
erneute Ingangsetzung verhindern muß. 


Türkontakt an der Fahrkorbtür 

Es darf nicht möglich sein, den Aufzug anfahren oder weiterfahren zu lassen, wenn eine 
Kabinentür (oder ein Türblatt im Falle einer Tür mit mehreren Blättern) geöffnet ist. Jedoch 
können vorhergehende Tätigkeiten stattfinden. 

Sonderfälle 

Das Fahren der Kabine mit offener Tür ist zugelassen, wenn die Bedingungen gemäß C.7.2.1. (1) 
und (2) erfüllt sind. 

Die Einrichtung zur Überwachung der Schließlage der Fahrkorbtür muß den Vorschriften nach 
Artikel K.12. „elektrische Sicherheitseinrichtungen'' entsprechen und gemäß den Anwendungs- 
vorschriften It. Tabelle I dieser Anlage ausgewählt werden. 

Schiebetüren (waagerecht oder senkrecht bewegt) mit mehreren mechanisch miteinander ver- 
bundenen Türblättern 

Wenn eine Schiebetür (senkrecht oder waagerecht bewegt) mehrere Türblätter hat, die mecha- 
nisch direkt miteinander verbunden sind, so ist es zugelassen: 

(1) den elektrischen Kontakt auf einem einzigen Türblatt anzubringen (auf das schnelle Türblatt 
bei Teleskopschiebetüren), 

(2) die elektrische Einrichtung zur Sperrungskontrolle auf der Türantriebseinrichtung anzubrin- 
gen, falls die mechanische Verbindung zwischen dem Antriebsteil und den Türblättern direkt 
erfolgt. 

(3) Um gegebenenfalls die wie in (2) a angegebene Verriegelung von A.4.3. (2) zu beachten, 
nur ein einziges Türblatt zu verriegeln, sofern diese einfache Verriegelung das öffnen der 
anderen Türblätter verhindert (mittels Einhängen der Türblätter bei geschlossener Teleskop- 
schiebetür). 

Wenn die Türblätter untereinander eine indirekte mechanische Verbindung haben (Seile, Riemen 
oder Ketten), so muß diese für die normalerweise voraussehbaren Beanspruchungen ausgelegt 
sein und mit besonderer Sorgfalt ausgeführt werden. Eine Prüfung in regelmäßigen Abständen 
ist erforderlich. 
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(1) In diesem Falle wird zugelassen, daß der elektrische Kontakt nur auf einem Türblatt ange- 
bracht ist, mit dem Vorbehalt, 

a) daß dieser Kontakt das nichtan getriebene Türblatt überwacht 

b) und der angetriebene Türflügel eine direkte mechanische Verbindung hat. 

öffnen der Kabinentür 

Damit im Falle eines unvorhergesehenen Anhaltens der Kabine in Nähe einer Fahrschacht- 
Öffnung, wenn der Fahrkorb stillsteht und die Türbetätigung (falls vorhanden) abgeschaltet ist, 
das Befreien der Fahrgäste aus der Kabine möglich ist, ist es notwendig, daß 

(1) die Kabinentür immer von der Fahrschachtöffnung her von Hand geöffnet werden kann, 

(2) das öffnen der Kabinentür und der mit ihr verbundenen Schachttür zusammen bei gleich- 
zeitig angetriebenen Kabinen- und Schachttüren von innerhalb der Kabine möglich sein muß. 

(1) Die Öffnung der in D.l 1.1. vorgesehenen Fahrkorbtür muß möglich sein. 

(2) Die zum öffnen notwendige Kraft darf 300 N nicht überschreiten. 

Zum öffnen der Fahrkorbtür eines Aufzuges mit einer Nenngeschwindigkeit von mehr als 1 m/s 
muß eine Kraft von über 50 N nötig sein. Diese Vorschrift ist in der Nachregelungszone nicht 
verbindlich. 

Notklappen und -türen bzw. Inspektionstüren 

Die Befreiung der Personen in der Kabine muß immer von außen erfolgen. Dies kann insbeson- 
dere erreicht werden durch Verwendung der Einrichtung nach H.5. 

Wenn eine Notausstiegsklappe im Dach der Kabine vorhanden ist zur evtl. Befreiung von ein- 
geschlossenen Fahrgästen, so muß diese mindestens 0,35 X 0,50 m groß sein. 

Für Fahrkörbe ohne Abschlußtür und für die Aufzüge gemäß A.2.2.1.1. muß eine Notausstiegs- 
klappe vorhanden sein, um die Befreiung von Personen zu ermöglichen. 

Nottüren müssen in dem in A.2.2.1.1. erwähnten Falle vorgesehen sein, wenn der horizontale 
Zwischenraum zwischen den Kabinen 0,75 m (fünfundsiebzig Zentimeter) nicht übersteigt. 

Wenn Nottüren vorhanden sind, müssen sie mindestens 1,80 m hoch und 0,3 m breit sein. 

Wenn Notklappen oder Nottüren bzw. Inspektionstüren eingebaut sind, müssen sie den folgen- 
den Sicherheitsanforderungen entsprechen: 

Notklappen und Nottüren müssen durch eine bewußte Aktion verriegelt werden können. 

(1) Die Notklappen müssen sich von außerhalb der Kabine ohne Schlüssel öffnen lassen. Wenn 
außerdem eine Öffnungsmöglichkeit von der Kabine her besteht, so muß dies unter Verwen- 
dung eines Dreikantschlüssels gemäß Abbildung 1 (Seite 84) erfolgen. 

(2) Die Notklappen dürfen nicht ins Innere der Kabine auf schlagen. 

(3) In geöffnetem Zustand dürfen die Notklappen nicht über den Kabinenrand hinausragen. 

(1) Das öffnen der Nottüren muß erfolgen: 

— ohne Schlüssel von außerhalb der Kabine, 

— mit Hilfe des Dreikantschlüssels gemäß Abbildung 1 (Seite 84) vom Innern der Kabine her. 

(2) Nottüren dürfen sich nicht nach außen in den Schacht öffnen lassen. 

(3) Nottüren dürfen weder der Gegengewichtsfahrbahn noch einem festen Hindernis gegenüber- 
liegen (außer Trennträgern zwischen den Kabinen), sofern dies den Übergang von einer 
Kabine zur anderen verhindert. 

Die in D.l 2.5.1. geforderte Verriegelung muß mittels einer elektrischen Sicherheitseinrichtung 
nach K.1.2. überwacht werden. Sie ist entsprechend der Tabelle I dieser Anlage auszu wählen. 

(1) Sie muß das Stillsetzen des Aufzuges bewirken, wenn die Verriegelung nicht mehr wirksam 
ist. 

(2) Die Wiederinbetriebnahme des Aufzuges darf nur erfolgen nach einer bewußten Wiederver- 
riegelung durch die Aufsichtsperson oder das Wartungspersonal. 
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D,13, 

D,13.1. 

D.13.1.1. 

D.14. 

D.14.1. 

D.15. 

D.16. 

D.16.1. 

D.16.1.1. 

D.16.1.2. 

D.17. 

D.17.1. 


D.17.2. 


Fahrkorbdach 

Außer den Bedingungen aus D.3.2. muß das Kabinendadi: 

(1) an gleidi welcher Stelle ohne bleibende Verformung das Gewicht von zwei Personen oder 
200 kg aufnehmen können, 

(2) zum Stehen eine freibleibende Fläche von mindestens 0,12 haben. Die kleinste Abmessung 
dieser Fläche muß 0,25 m betragen. 

Wenn Rollen auf dem Kabinendach vorhanden sind, so müssen sie mit Vorrichtungen versehen 
sein, die: 

a) die Arbeiter schützen, 

b) ein Herausspringen der Seile bei Schlaffseil verhindern, 

c) das Eindringen von Fremdkörpern zwischen Seil und Rille verhindern. 

Die Prüfung der Seilrollen darf durch solche Vorrichtungen nicht verhindert werden. 

Sdiürze auf der Kabine 

Wenn die Höhe der Fahrschacht Öffnung größer ist als diejenige des Kabinenportals, insbeson- 
dere beim Aufzug mit Rampenfahrt, muß der obere Teil des Kabinenportals auf ganzer Breite 
der Fahrschachtöffnung nach oben hin verlängert werden mittels einer senkrechten, steifen 
Schürze, die den Unterschied der Höhe zwischen dem Kabinenportal und der Schachtöffnung 
ausgleicht. 

Ausrüstung auf dem Kabinendach 

(1) Inspektionssteuerung, siehe K.2.1.3. 

(2) Haltesteuerung, siehe K.2.2.3. 

(3) Steckdose, siehe D.17.2. 

(4) Datenschild, siehe L.3. 

Ventilation 

Kabinen mit undurchbrochenen Abschlußtüren müssen reichlich belüftet werden in Anbetracht 
der Zeit, welche für die Befreiung nötig ist 

Die tatsächlichen Flächen der Lüftungsöffnungen im oberen Teil müssen mindestens 1 v. H. der 
Kabinennutzfläche betragen. Das gilt ebenfalls für die untenliegenden Öffnungen. 

Luftspalten im Bereich der Kabinentüren können bei der Flächenberechnung bis zu 50 v. H. des 
Gesamtwertes mit berücksichtigt werden. 

Die Lüftungsöffnungen müssen so gestaltet sein, daß es nicht möglich ist, die Kabinenwand von 
innen her zu durchstoßen mittels eines runden starren Stabes von 10 mm Durchmesser. 

Beleuchtung, Steckdose 

Beleuchtung 

Die Kabine muß mit einer ständigen elektrischen Beleuchtung ausgestattet sein. 

Auf dem Fußboden und an den Bedienungsknöpfen müssen mindestens 50 Lux vorhanden sein. 

(1) Bei Verwendung von Glühfadenlampen müssen mindestens zwei, parallel geschaltet, vor- 
handen sein. 

(2) Eine Notstromquelle mit automatischer Aufladung muß vorhanden sein. Diese muß bei Ausfall 
des normalen Beleuchtungsstromes mindestens während einer Stunde eine Lampe von 
mindestens 1 Watt speisen. Diese Notbeleuchtung muß sofort bei Ausfall der Normalbeleuch- 
tung einschalten. 

(3) Diese Notstromquelle [siehe (2)] kann für die Speisung der Alarmeinrichtung nach K.2.3. 
verwendet werden. 

Steckdose 

Eine Steckdose muß auf dem Fahrkorbdach vorhanden sein. 


40 




Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3959 


D.18. Gegengewicht 

D.18.1. Wenn das Gegengewicht aus einzelnen Einlagen besteht, müssen Maßnahmen gegen ein Ver- 
schieben derselben getroffen werden. Zu diesem Zweck müssen verwendet werden: 

(1) ein Rahmen, in welchem die Einlagen festgehalten werden oder 

(2) im Falle von metallischen Einlagen mindestens zwei Zuganker, woran die Einlagen gehalten 
werden, wenn der Aufzug eine Nenngeschwindigkeit von 1 m/s nicht übersteigt. 

D.18. 2. Wenn Rollen auf dem Gegengewicht vorhanden sind, müssen sie versehen sein mit Vorrichtun- 
gen gegen: 

a) Herausspringen der Seile bei Schlaffseil, 

b) das Eindringen von Fremdkörpern zwischen Seil und Rille (oder zwischen Ketten und Ritzel). 
Die Prüfung der Seilrollen darf durch solche Vorrichtungen nicht verhindert werden. 


E - Tragmittel und Fangvorrichtung 
E.l. Art der Tragmittel, Anzahl der Seile und Ketten 

E.1.1. Kabinen und Gegengewichte müssen an Stahlseilen aufgehängt sein, die den Spezifikationen des 
Normenentwurfs über Stahlseile für Aufzüge ISO/TC 105/SC 3 entsprechen. 

Ausnahmsweise sind Stahlketten mit parallelen Kettengliedern (Gailketten oder Rollenketten) 
zugelassen bei Aufzügen, wo die Kettengeschwindigkeit 0,63 m/s nicht überschreitet. 

E.l. 2. Bei Treibscheibenaufzügen müssen mindestens zwei Seile vorhanden sein. 

Die Seile müssen unabhängig voneinander sein. 

E.l. 3. Bei Trommelaufzügen müssen mindestens zwei Seile vorhanden sein. 

(1) Die Seile müssen unabhängig voneinander sein. 

(2) Es darf kein Gegengewicht vorhanden sein. 

E.l. 4. Bei Einscherung muß die Anzahl der Seile und nicht die Zahl der Stränge berücksichtigt werden. 

E.l. 5. Die Mindestzahl der Ketten darf nicht weniger als zwei betragen. 

Die Ketten müssen unabhängig voneinander sein. 

E.2. Verhältnis zwischen Durchmesser der Treibscheiben, Trommeln und Seilrollen und Durchmesser 

der Seile. Sicherheitsfaktor der Seile und Ketten 

E.2.1. Das Verhältnis zwischen dem Nenndurchmesser der Treibscheiben, Rollen und Trommeln einer- 
seits und den Tragseilen andererseits muß mindestens 1:40 betragen, und zwar unabhängig von 
der Anzahl der Litzen. 

E.2.2. Die Tragseile müssen mindestens mit einem Sicherheitsfaktor kalkuliert werden, der 

— bei Treibscheibenaufzügen mit drei oder mehr Seilen 12 und 

— bei Treibscheibenaufzügen mit zwei Seilen 16 und 
bei Trommelaufzügen 12 

beträgt. 

E.2.2. 1. Der Sicherheitsfaktor ist das Verhältnis zwischen der Bruchlast der Tragmittel (Multiplikation 
der Anzahl der Seile - oder Seilstränge bei Einscherung - mit der nominalen Bruchlast, gemäß 
Definition) und der gesamten aufgehängten statischen Last des Aufzuges. 

Die gesamte aufgehängte statische Last ist die Summe des Nenngewichtes der Kabine, des 
Gewichtes des oder der Seile der Hängekabel über die Länge der Hubhöhe gemessen und 
gegebenenfalls des Gewichtes von Ausgleichselementen. 

E.2.3. Der Sicherheitsfaktor der Seilbefestigungen muß mindestens 80 v. H. des Sicherheitsfaktors de: 
Tragseile betragen. 
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E.2.4. 

E.2.4.1 

E.2.5. 

E.3. 

E.3.1. 


E.3.2. 

E.4. 

E.4.1. 

E.4.2. 

E.4.3. 

E.5. 

E.5.1. 

E.5.1.1. 

E.5.1.2. 

E.5.2. 

E.5.3. 

E.5.3.1. 

E.5.4. 

E.6. 

E.6.1. 


Für Ketten darf der Sicherheitsfaktor nicht weniger als 10 betragen. 

Dieser Faktor wird in ähnlicher Weise, wie in E.2.2.1. für die Seile angegeben, definiert. 

Der Sicherheitsfaktor der Kettenbefestigungen muß mindestens 80 v. H. des Sicherheitsfaktors 
der Ketten sein. 


Seiltreibfähigkeit (für Treibscheibenaufzüge) spezifische Pressung 

Die Seiltreibfähigkeit (siehe Anhang III - 5. b) muß derart sein, daß: 

a) es nicht möglich ist, den Fahrkorb durch Anfahren der Maschine in Aufwärtsrichtung zu heben, 
wenn das Gegengewicht auf den Puffern ruht und eine Drehbewegung des Triebwerkes in 
Aufwärtsrichtung erfolgt, 

b) es nicht möglich ist, das Gegengewicht durch Anfahren der Maschine in Aufwärtsrichtung zu 
heben, wenn der Fahrkorb auf den Puffern ruht und eine Drehbewegung des Triebwerkes in 
Abwärtsrichtung erfolgt. 

Die spezifische Pressung der Seile in den Rillen der Treibscheibe muß den Bedingungen der 

Anlage III Artikel 5.c. entsprechen. 


Aufv/inden der Seile (für Trommel-Aufzüge) 

Wenn Kabine oder Gegengewicht auf den völlig zusammengedrückten Puffern ruhen, müssen 
mindestens noch eineinhalb Windungen auf der Trommel verbleiben. 

Es darf nur eine Lage Seile auf die Trommel gewickelt werden. 

Der Ablenkungswinkel der Seile zu den Rillen darf 4° nicht überschreiten. 


Seil- oder Kettenausgleich 

Für selbsttätigen Spannungsausgleich der Tragseile oder -ketten mindestens an einer Aufhän- 
gungsseite muß gesorgt werden. 

Im Fall von Ketten, die über Kettenräder laufen, müssen die Befestigungen an Kabine und Gegen- 
gewicht mit einer solchen Ausgleichs-Vorrichtung vorhanden sein. 

Bei Kettenräder mit doppelter Ablenkung müssen diese unabhängig voneinander sein. 

Wenn zu diesem Zweck Federn verwendet werden, müssen sie auf Druck beansprucht werden. 

Bei Verwendung von 2 Tragseilen oder -ketten zur Aufhängung des Fahrkorbes muß eine 
elektrische Sicherheitseinrichtung das Stillsetzen des Aufzuges bewirken, wenn ein Seil oder 
eine Kette sich mehr als normal dehnt. 

Diese Einrichtung muß K.1.2. „Elektrische Sicherheitseinrichtungen" entsprechen und gemäß 
Tabelle I dieser Anlage ausgewählt werden. 

Die Vorrichtungen für den Spannungsausgleich der Seile oder Ketten müssen so konstruiert sein, 
daß sie sich nach der Einstellung nicht selbst lösen können. 


Ausgleichsseile 

Bei Aufzügen mit mehr als 2,50 m/s Nenngeschwindigkeit müssen gespannte Ausgleichsseile 
verwendet werden. 

(1) Die Spannung muß durch Schwerkraft erzielt werden. 

(2) Die Spannung muß durch die in Tabelle I vorgesehene elektrische Sicherheitseinrichtung 
kontrolliert werden. 

(3) Das Verhältnis zwischen dem ursprünglichen Durchmesser der Rollen und dem Nenndurch- 
messer der Unterkabel muß mindestens 30 sein. 
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E.6,2. 


E.7. 

E.7.1. 


E.8. 

E.8.1. 

E.8.1.1. 

E.8.1. 2. 

E.8.1. 3. 
E.8.2. 

E. 8.2.1. 


E.8.2.2. 

E.8.2.3. 

E.8.3. 

E.8.3.1. 


E.8.3. 2. 

E.8.4. 

E.8.5. 

E.8.5.1. 


Für Nenngeschwindigkeiten über 3,50 m/s muß zusätzlich eine Vorrichtung, die ein Rückspringen 
verhindert, verwendet werden. 

(1) Das Ansprechen dieser Einrichtung muß das Anhalten der Maschine bewirken, und zwar 
mittels der in Tabelle I dieser Anlage vorgesehenen elektrischen Sicherheitseinrichtung. 

Schutz der Kettenräderumlenkrollen, Einscherrollen, Ableitrollen und Ausgleichsrollen 

Es müssen Einrichtungen vorhanden sein: 

a) welche ein Herausspringen der Seile aus den Rillen bei Schlaffseil verhindern, 

b) welche verhindern, daß Fremdkörper zwischen Rillen und Seilen (oder zwischen Zähnen und 
Ketten) eindringen. 

Diese Einrichtungen müssen so eingebaut sein, daß sie eine Kontrolle der Treibscheibe oder 
Kettenräder nicht verhindern. 


Fangvorrichtung 

Allgemeines 

Die Kabine soll mit einer Fangvorrichtung versehen sein, die nur in Abwärtsfahrt angreift und 
die in der Lage ist, diese bei Vollast, selbst bei freiem Fall, durch Abstützen auf die Führungen 
anhält und dort festhält. 

Das Gegengewicht muß im Falle von A.5.1. Sonderfall b) ebenfalls mit eier Fangvorrichtung aus- 
gestattet sein, die nur wirksam wird, wenn es sich abwärts bewegt. 

Es ist untersagt, eine Fangvorrichtung in Aufwärtsfahrt einrücken zu lassen. 

Anwendungsbereich der verschiedenen Arten von Fangvorrichtungen 

Wenn die Nenngeschwündigkeit des Aufzuges 1,00 m/s überschreitet, muß für die Kabine eine 
Bremsfangvorrichtung verwendet werden. 

fl) Sperrfangvorrichtungen mit Dämpfung können bis 1,00 m/s Nenngeschwindigkeit eingesetzt 
werden. 

(2) Sperrfangvorrichtungen können bis 0,65 m/s Nenngeschwindigkeit eingesetzt werden. 

Bei Verwendung von mehreren Fangvorrichtungen an der Kabine müssen diese alle als Brems- 
fangvorrichtungen ausgebildet sein. 

Fangvorrichtungen von Gegengewichten müssen als Bremsfangvorrichtungen ausgebildet sein, 
wenn die Nenngeschwindigkeit des Aufzuges mehr als 1,00 m/s beträgt. Bis 1,00 m/s können es 
Sperrfangvorrichtungen sein. 

Betätigung 

Fangvorrichtungen für Kabine und Gegengewicht müssen durch Geschwindigkeitsregler betätigt 
werden. 

Ausnahmsweise können Fangvorrichtungen am Gegengewicht durch Bruch der Aufhängungs- 
organe oder durch ein Sicherheitsseil betätigt werden, wenn die Nenngeschwindigkeit des Auf- 
zuges 1 m/s nicht überschreitet. 

Das Einrücken von Fangvorrichtungen durch elektrische, hydraulische oder pneumatische Ein- 
richtungen ist nicht gestattet. 

Verzögerung 

Für Bremsfangvorrichtungen darf die mittlere Verzögerung beim freien Fall mit Nennlast in der 
Kabine zwischen 0,2 g und g (Erdbeschleunigung) liegen. 

Lösen nach dem Fang 

Das Lösen der Fangvorrichtung an der Kabine (oder am Gegengewicht) darf nur durch Bewegen 
der Kabine (oder des Gegengewichts) in Aufwärtsrichtung erfolgen. 
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E.8.5.2. 

E.8.5.3. 

E.8.6. 

E.8.6.1. 

E.8,6.2. 

E.8.6.3. 

E.8.7. 

E.9. 

E.9.1. 


E.9.1.1. 

E.9.2. 

E.9.3. 

E.9.4. 

E.9.5. 

E.9.6. 

E.9.6.1. 

E.9.6.2. 

E.9.6.3. 

E.9.6.4. 

E.9.6.5. 

E.9.6,6. 


Die Lösung der Fangvorrichtung muß das Eingreifen einer für die Inbetriebstellung zuständige 
Person erfordern. 

Nach dem Lösen muß die Fangvorrichtung sofort wieder normal funktionieren können. 
Ausführung 

Fangzangen oder Blockierungsschuhe dürfen nicht als Gleitführungen benutzt werden. 

Bei Fangvorrichtungen mit Dämpfung muß das elastische System energieverzehrend sein und 
den Bedingungen von F.4,2. entsprechen. 

Die fangenden Teile der Fangvorrichtung müssen sich am unteren Fahrkorbteil befinden. Bei 
multiplen Fangvorrichtungen muß mindestens eine davon diese Voraussetzung erfüllen. 

Neigung des Kabinenbodens beim Fang 

Beim Fang mit gleichmäßig verteilter Last (falls vorhanden) darf die Neigung des Kabinenfuß- 
bodens nicht mehr als 5 v. H. betragen, gemessen als Abweichung von der normalen Lage. 

Geschwindigkeitsregler 

Die Betätigung der Fangvorrichtung des Fahrkorbs durch den Geschwindigkeitsregler darf nicht 
vor Erreichen einer Geschwindigkeit von 115 v. H. der Nenngeschwindigkeit erfolgen. Die 
Geschwindigkeit beim Betätigen muß ferner geringer sein als: 

a) 0,80 m/s für Sperrfangvorrichtungen außer Rollensperrfangvorrichtungen; 

b) 1,0 m/s für Rollensperrfangvorrichtungen; 

c) 1,5 m/s für Sperrfangvorrichtungen mit Dämpfung; 

0,25 

d) 1,25 V + “ ' t)ei allen anderen Arten von Fangvorrichtungen (V = Nenngeschwindigkeit). 

Bei Aufzügen mit mehr als 1 m/s Nenngeschwindigkeit wird empfohlen, die Auslösegeschwindig- 
keit so nahe wie möglich bei der in E.9.L angegebenen Obergrenze zu wählen. 

Für Aufzüge mit sehr großer Tragkraft und geringer Geschwindigkeit müssen die Regler zu 
diesem Zweck besonders konstruiert werden. 

Es wird empfohlen, eine Auslösegeschwindigkeit zu wählen, die so nahe wie möglich bei den in 
E.9.1. festgelegten Werten liegt. 

Die Auslösegeschwindigkeit eines Geschwindigkeitsreglers, der eine Fangvorrichtung am Gegen- 
gewicht betätigt, muß größer sein als diejenige des Reglers, der die Fangvorrichtung an der 
Kabine betätigt, ohne jedoch den Wert von 10 v. H. zu überschreiten. 

Die Auslösekraft des Reglers muß mindestens das 2fache der erforderlichen Kraft für das Ein- 
rücken der Fangvorrichtung betragen, mindestens aber 300 N. 

Die Drehrichtung, bei welcher die Fangvorrichtung einrückt, muß markiert werden. 

Reglerseile 

Der Geschwindigkeitsregler muß durch ein sehr flexibles Metallseil betätigt werden. 

Die Bruchlast dieses Kabels muß den auftretenden Kräften gemäß bemessen werden, mit einem 
Sicherheitsfaktor von mindestens 8. 

Der Nenndurchmesser des Seiles muß mindestens 6 mm betragen. 

Das Verhältnis zwischen Seilscheibe des Reglers und Nenndurchmesser des Seiles muß minde- 
stens 1 :30 sein. 

Das Antriebsseil muß von einer Spannrolle gespannt werden. 

Diese Rolle oder deren Gegengewicht (falls vorhanden) müssen geführt sein. 

Im Moment des Einrückens der Fangvorrichtung darf ein Abreißen des Seiles nicht möglich sein, 
selbst dann nicht, wenn der Bremsweg größer ist als normal. 


44 



Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3959 


E.9.6.7. 

E.9.7. 

E.9.8. 

E.9.9. 

E.9.10. 

E.9.11. 

E.9.11.1. 

E,9.11.2. 


E.9.11,3, 

E.9.11.4, 


F.l. 

F.1.1. 

F.1.2. 


F.2. 

F.2.1. 


Das Seil muß leicht von der Fangvorrichtung gelöst werden können. 

Ansprechverzug 

Der Ansprechverzug eines Geschwindigkeitsreglers bis zum Greifen muß kurz genug sein, um 
zu verhüten, daß die Geschwindigkeit beim Einrücken der Fangvorrichtung einen gefährlichen 
Wert erreicht. 

Zugänglichkeit 

Der Geschwindigkeitsregler muß im Maschinenraum oder im Rollenraum untergebracht sein. 
Möglichkeit zur Auslösung des Reglers 

Es muß möglich sein, die Fangvorrichtung einzurücken, indem durch irgend ein Mittel der 
Geschwindigkeitsregler ausgelöst wird (bei geringerer Geschwindigkeit als in E.9.I.). 

Der Geschwindigkeitsregler muß nach dem Einstellen plombiert werden. 

Elektrische Überwachung 

Beim Einrücken der Fangvorrichtung der Kabine muß durch eine Einrichtung auf der Kabine der 
Steuerstromkreis für Motor und Bremslüfter unterbrochen werden, und zwar spätestens im 
Moment des Einrückens der Fangvorrichtung. 

Der Geschwindigkeitsregler oder ein anderes Organ muß das Stillsetzen des Aufzuges bewirken, 
bevor die Geschwindigkeit der Kabine in Aufwärts- oder Abwärtsfahrt die Auslösegeschwindig- 
keit erreicht. 

(1) Für Nenngeschwindigkeiten der Kabine, die nicht 1 m/s überschreiten, braucht diese Einrich- 
tung erst im Augenblick der Auslösung zu funktionieren. 

(2) Wenn nach Freigeben der Fangvorrichtung der Geschwindigkeitsregler nicht automatisch in 
seine Position zurückkehrt, muß eine elektrische Sicherheits-Einrichtung ein Anfahren des 
Aufzuges verhindern, wenn der Geschwindigkeitsregler ausgelöst hat. 

Jedoch wird im Falle K. 2. 1.4. 3. eine Ausnahme gemacht. 

Die Wiederinbetriebnahme muß die Intervention einer zuständigen Person erfordern. 

Bei Bruch des Reglerseils oder Schlaffseils muß das Treibwerk des Aufzuges stillgesetzt werden. 

Die elektrischen Überwachungseinrichtungen nach E.9.11. müssen den Anforderungen in Artikel 
K.1.2. „Elektrische Sicherheitseinrichtung'' entsprechen und gemäß den Anwendungsbedingungen 
der Tabelle I ausgewählt werden. 


F - Führungen - Puffer - Notendschalter 
Allgemeines die Führungen betreffend 

Die Festigkeit der Führungen (Anhang III 5-d), ihrer Befestigungen und Stöße muß ausreichend 
sein, um den durch Betätigung der Fangvorrichtung und Ausbiegungen durch ungleiche Belastung 
des Fahrkorbes ausgelösten Kräften standzuhalten; Ausbiegungen müssen auf einen Wert be- 
grenzt sein, daß sie den normalen Betrieb des Aufzuges nicht beeinflussen. 

Die Befestigung der Führungsschienen auf ihren Halterungen und am Gebäude muß derart 
erfolgen, daß die normalen Setzungen des Gebäudes und des Betons entweder selbsttätig oder 
durch einfaches Nachstellen ausgeglichen werden. 

Die Ausführung der Halterungen muß so sein, daß durch eine eventuelle Verdrehung die 
Schienen nicht freigegeben werden. 

Führungsschienen für Kabine und Gegengewicht 

Kabine und Gegengewicht müssen jede mindestens von zwei festen Führungen aus Stahl geführt 
werden. 
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F.2.1.1. Für Nenngeschwindigkeiten über 0,4 m/s müssen die Laufflächen entweder bearbeitet oder aus 
gezogenem Stahl sein. 

F.2.1.2. Die Vorschrift nach F.2.1.1. gilt unabhängig von der Geschwindigkeit, wenn Bremsfangvorrich- 
tungen verwendet werden. 

F.3. Fahrkorb- und Gegengewichtspuffer 

F.3.1. Am tiefsten Punkt der Fahrbahn von Kabine und Gegengewicht müssen Puffer vorhanden sein. 

F.3.1.1. Wenn diese Puffer an Kabine oder Gegengewicht befestigt sind, müssen sie am Ende der Fahr- 

bahn auf einen Sockel von mindestens 0,5 m Höhe aufschlagen. 

Sonderfall: 

Diese Vorschrift gilt nicht für Gegengewichtspuffer, wenn das Wartungs- oder Prüfungspersonal 
in der Schachtgrube nicht unter das Gegengewicht gelangen kann (z. B. Abtrennung durch Gitter 

A.2.1.1.b). 

F.3.2. Trommelaufzüge müssen darüber hinaus mit Puffern auf der Kabine versehen sein, die am 
oberen Ende des Fahrweges der Kabine wirksam werden. 

F.3.2. 1. Wenn diese Aufzüge mit Gegengewichten versehen sind, dürfen die hier verlangten Puffer erst 
wirksam werden, wenn die Puffer des Gegengewichtes völlig zusammengedrückt sind. 

F.3.3. Aufzüge mit einer Nenngeschwindigkeit von mehr als 1,00 m/s müssen mit energieverzehrenden 
Puffern versehen sein. 

F.3.3. 1. Aufzüge mit bis zu 1,6 m/s Nenngeschwindigkeit können mit energieverzehrenden Puffern mit 
Springdämpfung versehen sein. 


F.4. Hub der Fahrkorb- und Gegengewichtspuffer 

F.4.1. Puffer, die nicht energieverzehrend wirken 

F.4.1.1. Der mögliche gesamte Pufferhub muß mindestens die 2-fache Sprunghöhe ausmachen, errechnet 
mit Auslösegeschwindigkeit des Reglers. 

Dieser Hub darf aber nicht weniger als 65 mm betragen. 

F.4.1. 2. Die Puffer müssen so berechnet werden, daß sie die in F.4.1.1. definierte Strecke durchlaufen 
und unter einer statischen Last, die dem 2- bis 3-fachen Gewicht der Kabine mit Nutzlast ent- 
spricht (oder des Gegengewichtes), völlig zusammengedrückt werden. 

F.4.2. Energieverzehrende Puffer 

F.4.2.1. Der Gesamthub des Puffers muß mindestens der Sprunghöhe gerechnet mit 115 v. H. Nennge- 
schwindigkeit des Aufzuges (0,067 V^) entsprechen. 

F.4.2. 1.1. Bei energieverzehrenden Puffern mit Sprungdämpfung muß der mögliche Gesamthub der Puffer 
mindestens der 2-fachen Sprunghöhe gerechnet mit 115 v. H. Nenngeschwindigkeit (0,134 V-) 
entsprechen. 

F.4.2. 2. Bei Verzögerungsüberwachung durch eine Einrichtung entsprechend H.8. womit sichergestellt ist, 
daß Kabine (oder Gegengewicht) beim überfahren der Endhaltestelle die Puffer nicht berühren, 
kann diese Geschwindigkeit anstelle der Nenngeschwindigkeit für die Berechnung des Puffer- 
hubes nach F.4.2.1. verwendet werden. 

Jedoch darf der so verringerte Hub nicht weniger betragen als: 

(1) 50 V. H. des laut F.4.2.1. berechneten Hubes falls die Nenngeschwindigkeit 4 m/s nicht über- 
schreitet; 

(2) 33 V 3 V. H. des laut F.4.2.1. berechneten Hubes bei mehr als 4 m/s Nenngeschwindigkeit. 

In keinem Falle darf der verringerte Hub weniger als 0,42 m betragen. 

F.4.2. 3. Die mittlere Verzögerung des Fahrkorbes mit Nennlast bei freiem Fall darf g nicht überschreiten. 
Ferner darf 2,5 g während mehr als 1/25 sec. nicht überschritten werden. 
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F.4.2.4. 

F.4.2.5. 

F.5. 

F.5.1. 

F.5.2. 

F.5.2.1. 

F.5.2. 2. 


F.5.3. 

F.5.3.1. 


F.5.3.2. 

F.6. 

F.6.1. 


Der Betrieb des Aufzuges darf nicht möglich sein, bevor die Pufferkolben in ihre Ausgangslage 
zurückgekehrt sind. Die hierzu zu verwendende Einrichtung muß nach der in Tabelle I dieser 
Anlage enthaltenen Verwendungsbedingung gewählt werden. 

Wenn hydraulische Puffer verwendet werden, muß die Prüfung des Niveaus der Flüssigkeit 
leicht möglich sein. 


Notendschalter 

Es müssen Sicherheits-Notendschalter vorgesehen werden. 

(1) Die Notendabschaltungen müssen so nahe wie möglich nach den Endhaltestellen ansprechen, 
ohne jedoch unerwünschtes Abschalten zu provozieren. 

(2) Sie müssen, wie F.5.3. besagt, wirksam werden, bevor die Kabine (oder das Gegengewicht, 
wenn vorhanden) die Puffer berühren. Die Wirkung der Notendabschaltung muß bis zum 
völligen Zusammendrücken der Puffer bestehen bleiben. 

Betätigung der Notendschalter 

Es ist nicht gestattet, die gleiche Einrichtung für die betriebsmäßigen Endhaltestellen und für den 
Sicherheits-Notendhalt zu verwenden. 

Der oder die Notendabschalter müssen wie folgt betätigt werden: 

(1) Im Falle von Trommelwinden 

a) durch eine Einrichtung, die der Bewegung der Kabine folgt, oder 

b) durch die Kabine selbst oder das Gegengewicht am oberen Ende des Schachtes oder 

c) durch die Kabine selbst am oberen und unteren Ende des Schachtes, wenn kein Gegen- 
gewicht vorhanden ist. 

(2) Im Falle von Treibscheiben-Aufzügen durch die Kabine am oberen und unteren Ende des 
Schachtes oder durch eine Einrichtung, die direkt mit der Kabine verbunden ist. 

Wirkungsbereich der Notendschalter 
Die Notendabschaltungen müssen: 

(1) im Falle von Aufzügen mit Trommelwinden direkt abschalten durch zwangsläufige Unter- 
brechung der Stromzufuhr zu Motor und Bremse. 

Es muß dafür gesorgt sein, daß der Motor nicht die Bremse beaufschlagen kann; 

(2) im Falle von Treibscheiben-Aufzügen, 

a) gleiche Bedingungen wie unter (1) oder 

b) zwangsläufiges Unterbrechen der direkten Stromzufuhr zu den Schützspulen von 2 in 
Serie geschalteten Schützen der Stromversorgung von Motor und Bremslüfter. 

Jeder einzelne Schütz muß unter Last abschalten können; 

(3) im Falle von Aufzügen mit veränderlicher Spannung oder stufenloser Geschwindigkeits- 
änderung muß die Maschine schnell still gesetzt werden. 

Nach Betätigung des Notendschalters darf die Wiederinbetriebnahme des Aufzuges nur durch 
Eingriff einer kompetenten Person erfolgen können. 

Wenn mehrere Schalteinrichtungen an jedem Fahrbahnende vorhanden sind, muß mindestens 
das Funktionieren einer dieser Einrichtungen die Weiterfahrt in beiden Richtungen verhindern. 
Nach deren Ansprechen darf die Wiederinbetriebnahme nur durch Eingriff einer kompetenten 
Person erfolgen können. 


Sicherheitseinrichtung für den Fall, daß Kabine oder Gegengewicht in Abwärtsfahrt auf ein 
Hindernis treffen 

T rommelauf Züge 

Trommelaufzüge müssen eine Schlaffseil- oder Schlaffkettensicherung haben, die den Steuer- 
strom abschaltet und die Maschine stillsetzt, wenn Kabine oder Gegengewicht bei Abwärtsfahrt 
auf ein Hindernis treffen. 
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F.6.1.1. Die für F.6.1. angewandte Einrichtung muß den Bedingungen gemäß Artikel K.1.2. „Elektrische 
Sicherheitseinrichtungen" entsprechen und gemäß den Bedingungen It. Tabelle I ausgewählt sein. 

F.6.2. Treibscheibenaufzüge 

(1) Treibscheibenaufzüge müssen mit einer Einrichtung versehen sein, die den Steuerstrom unter- 
bricht, 

a) wenn bei vorliegendem Fahrkommando ein Anfahren nicht erfolgt oder 

b) wenn Kabine (oder Gegengewicht) in Abwärtsfahrt auf ein Hindernis treffen, aufgehalten 
wird und dadurch die Seile auf der Antriebsrolle durchrutschen. 

(2) Diese Vorrichtung muß wirksam werden innerhalb einer Zeit, die höchstens der Fahrzeit für 
die gesamte Fahrstrecke plus 10 sec. entspricht. Diese Zeit kann jedoch auf 20 sec. erhöht 
werden, wenn die Dauer der Fahrzeit für die gesamte Strecke weniger als 10 sec. beträgt. 

(3) Diese Vorrichtung kann während der Inspektionsfahrt überbrückt werden. 


G “ Spiel zwischen Kabine und Schachtwand auf der Zugangsseite 
G.l. Allgemeines 

G.1.1. Das angegebene Spiel muß unbesehen des Alters des Aufzuges eingehalten werden. 

G.2. Aufzüge mit Kabinentüren 

G.2.1. Der horizontale Abstand zwischen Schacht, Schwelle, Kabinenportal oder Türe- (oder äußerste 
Kante der Türen bei Schiebetüren) darf 0,15 m nicht überschreiten. 

Sonderfälle 

(1) Der Abstand nach G.2.1. kann auf 0,20 m erhöht werden über eine Höhe von max. 0,75 m. 

(2) Im Falle von Aufzügen für eingewiesene Benutzer und Auto-Aufzügen, sofern mechanisch 
betätigte Hubtüren verwendet werden, kann der horizontale Abstand nach G.2.1. bis zu 
0,20 m über die gesamte Höhe betragen. 

(3) Im Falle von A.4.3.(l) b) Sonderfall (2) wird der horizontale Abstand nach G.2.1. nicht begrenzt. 

G.2.2. Der Abstand zwischen Kabinenschwelle und Fahrschachttürschwellen darf 35 mm nicht über- 
schreiten. 

G.2.3. Der horizontale Abstand zwischen geschlossenen Schachttüren und Kabinentür darf 0,12 m nicht 
überschreiten, es sei denn, daß bereits der Spalt, durch welchen man während aller betriebs- 
mäßigen Phasen zwischen die Türen gelangen kann, dieses Maß nicht überschreitet. 

G.3. Aufzüge ohne Kabinentür 

G.3.1. Das Spiel zwischen der Schwelle oder den senkrechten Teilen des Kabineneinganges und dem 
Schacht darf höchstens 20 mm betragen. 

G.3.2. Wenn die lichte Höhe des Kabineneinganges geringer ist als 2,50 m (zwei Meter fünfzig Zenti- 
meter), muß das Spiel zwischen dem Sturz des Kabineneinganges und dem Schacht mindestens 
0,07 m (sieben Zentimeter) und höchstens 0,12 m (zwölf Zentimeter) betragen. 

Eine bewegliche Vorrichtung zum Verdecken des Spiels ist untersagt. 


H.l. 

H.2. 


H - Triebwerk 

Allgemeines 

Jeder Aufzug muß mindestens eine ihm zugeordnete Maschine haben. 

Antrieb von Kabine und Gegengewicht 

Die zwei folgenden Antriebsmethoden sind zugelassen: 
a) durch Reibung (Verwendung von Treibscheiben und Seilen) ; 
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H.2.1. 

H.3. 

H.4. 

H.4.1. 

H.4.1.1. 

H.4.1. 2. 

H.4.2. 

H.4.2.1. 

H.4.2.2. 

H.4.2.3. 


H.4.2.4. 

H.4.2.5. 

H.4.2.6. 

H.4.2.7. 

H.4.2.8. 


b) durch Aufhängung (formschlüssige Verbindung zwischen Tragorgan und Triebwerk) 
(Verwendung von Trommel und Seilen oder von Kettenrädern und Ketten). 

(1) Diese Antriebsmethode wird nur zugelassen für Nenngeschwindigkeiten unter 0,63 m/s. 

(2) Bei Trommelaufzügen mit Gegengewicht müssen die Tragmittel und Antriebsorgane auch 
für den Fall berechnet werden, daß Gegengewicht (oder Kabine) auf den Puffern ruht. 

Riemen können verwendet werden zur Verbindung des oder der Motoren mit dem Teil, auf 
welches die mechanische Bremse einwirkt. 

Verwendung von fliegenden Treibscheiben oder Kettenrädern 

Bei Verwendung von fliegenden Treibscheiben oder Kettenrädern müssen Vorkehrungen ge- 
troffen werden, um: 

(1) ein Ablaufen der Tragmittel zu verhindern, 

(2) das Eindringen von Fremdkörpern zwischen Rillen und Seilen (oder zwischen Kettenrädern 
und Ketten) im Falle von Maschinen, die nicht über dem Schacht angeordnet sind, zu ver- 
hindern. 

Bremssystem 

Allgemeines 

Das Bremssystem muß automatisch wirksam werden; 

a) wenn keine Leitungsstromzufuhr zur Maschine erfolgt, 

b) wenn kein Steuerstrom vorhanden ist. 

Das Bremssystem muß auf jeden Fall eine mechanische Bremsung (wirksam durch Reibung) 
beinhalten und außerdem evtl, zusätzlich mit anderen Mitteln bremsen, z. B. elektrisch. 

Mechanische Bremse 

Die Bremse muß in der Lage sein, 

(1) die Maschine zu bremsen mit 25 v. H. überlast bei Nenngeschwindigkeit; 

(2) die Maschine zu halten beim Halten der Kabine mit 50 v. H. Überlast. 

Das Organ, auf welches die Bremse wirkt, muß mit der Treibscheibe (oder dem Kettenrad) form- 
schlüssig verbunden sein. 

Die betriebsmäßige Lüftung der Bremse muß durch ständige Einwirkung eines elektrischen 
Stromes sichergestellt werden. 

(1) Das Abschalten dieses Stromes muß mittels mindestens zwei voneinander unabhängigen 
elektrischen Einrichtungen erfolgen. Dies können die gleichen Einrichtungen sein, welche die 
Stromzufuhr zur Maschine auftrennen. 

(2) Wenn der Aufzugsmotor als Generator wirken kann, muß verhindert werden, daß der oder 
die Bremslüfter (Elektromagnete) vom Hubmotor gespeist werden. 

(3) Die Bremsung muß ohne Zeitverzögerung sofort nach der Auftrennung des elektrischen 
Stromkreises des Bremslüfters erfolgen. (Die Verwendung einer Diode oder eines Konden- 
sators, die direkt an die Klemmen der Bremsspule angeschlossen sind, gelten nicht als zu- 
sätzliche Zeitverzögerung). 

Wenn bei Aufzügen mit Getrieben die Kraft zum Verfahren der Kabine mit Nennlast in Auf- 
wärtsrichtung 400 N nicht überschreitet, muß die Bremse der Maschine von Hand gelüftet werden 
können. Dies muß durch ständiges Halten geschehen. 

Der Bremsdruck muß durch geführte Druckfedern oder Gewichte erfolgen. 

Die Bremsung muß durch Einwirkung von mindestens zwei Bremsbacken, Bremsschuhen oder 
Bremsblöcken auf die Bremstrommel oder Bremsscheibe erfolgen. 

Die Verwendung von Bandbremsen ist nicht zulässig. 

Die Bremsbeläge dürfen nicht brennbar sein. 
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H.5. Notbetrieb 

H.5.1. Wenn die erforderliche Kraft zum Verfahren der Kabine in Aufwärtsrichtung mit Nennlast 
400 N nicht überschreitet, muß der Aufzug mit einer Noteinrichtung für Handbetrieb ausgestattet 
sein, wodurch es möglich ist, die Kabine mittels eines glatten Handrades in die nächstliegende 
Haltestelle zu fahren. Wenn diese Einrichtung abnehmbar ist, muß sie sich an einer zugänglichen 
Stelle im Maschinenraum befinden. Sie muß ordnungsgemäß markiert sein, falls eine Verwechs- 
lungsgefahr über die zugehörige Maschine besteht. 

H.5.1.1. Die Bewegungsrichtung der Kabine muß klar auf dem Handrad oder in der Nähe desselben 
angezeigt werden. 

H.5.1. 2. Vom Maschinenraum aus muß leicht festgestellt werden können, ob die Kabine sich in einer 
Entriegelungszone befindet. Diese Kontrolle kann z. B. durch Markierung der Tragseile oder des 
Reglerseiles erfolgen. 

H.5.2. Wenn die Kraft nach H.5.1. größer als 400 N ist, muß eine elektrische Rückholeinrichtung (siehe 
K.2.1.4.) im Maschinenraum vorhanden sein. 

H.6. Geschwindigkeit 

Bei Netzspannung und -frequenz auf Nennwert darf die Geschwindigkeit der Kabine in Abwärts- 
fahrt mit halber Last in der mittleren Zone des Fahrweges ohne Berücksichtigung von Beschleu- 
nigungs- und Verzögerungsperioden nicht mehr als 5 v. H. die Nenngeschwindigkeit über- 
schreiten *). 

H.7. Stillsetzen und Stillstandsüberwachung der Maschine 

H.7.1. Das Stillsetzen der Maschine mittels einer elektrischen Sicherheitseinrichtung nach K. 1.3.1. muß 

wie folgt durchgeführt werden: 

H.7.1.1. Drehstromantriebe/ Gleichstromantriebe 

Die Energiezufuhr zum Motor muß durch zwei voneinander unabhängige Schütze aufgetrennt 
werden. 

H.7.1. 2. Gleichstromantriebe mit rotierenden Maschinen (Ward - Leonard) 

Eines der folgenden Mittel muß verwendet werden: 

(1) Zwei voneinander unabhängige Schütze 

a) trennen die Schleife zwischen Motor und Generator auf, oder 

b) ein Schütz schaltet die Erregung ab und das andere trennt die Schleife auf. 

(2) Eine einzige Abschaltung der Energiezufuhr zur Generatorenerregung ergänzt durch eine 
Anti-Remanenzeinrichtung (z. B. Selbstmordschaltung bei conventionellem Ward-Leonard- 
Antrieb). 

H.7.1. 3. Antriebe mit Wechselstrom oder Gleichstrom, gespeist von statischen Umformern 

Eines oder das andere Mittel muß verwendet werden: 

(1) Die Abtrennung der Kraftstromzufuhr zur Maschine durch zwei voneinander unabhängige 
Schütze. 

(2) Eine Einrichtung muß bewirken 

a) die Funktion der normalen Abschalteeinrichtung, 

b) die direkte oder indirekte Überwachung der Wirksamkeit dieser Abschaltung, 

c) das allpolige Abschalten der Energiezufuhr zum Motor durch mindestens einen Schütz, 
falls die normale Abschalteinrichtung nicht wirksam geworden ist. 

H.7. 1 .3. 1 . Stillstandsüberwachung 

Im Falle von H.7.1. 3. (2) muß mindestens ein Schütz allpolig die Energiezufuhr zum Motor unter- 
brechen, wenn irgendeine Türe geöffnet bleibt und der Antriebsmotor ohne Befehl weiterdreht. 

(1) Die Wiederinbetriebnahme darf nur durch eine bewußte Handlung vom Maschinenraum aus 
erfolgen können. 

*) Es ist anerkannte Praxis, daß unter den obigen Bedingungen die Geschwindigkeit nicht geringer ist als 8 v. H. der 
Nenngeschwindigkeit. 
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Verzögerungskontrollschaltung bei verkürztem Pufferhub nach F.4.2.2. 

Elektrische Sicherheitseinrichtungen müssen überwachen, daß die Verzögerung vor dem Ein- 
fahren in die Endhaltestellen wirksam wird. 

Das Funktionieren dieser Einrichtungen muß vollkommen unabhängig von den betriebsmäßigen 
Endschaltern sein. 

Wenn die Verzögerung nicht wirksam wird, müssen diese Einrichtungen die Geschwindigkeit 
der Kabine so verringern, daß beim Aufschlagen auf die Puffer spätestens die Geschwindigkeit 
erreicht wird, für welche die Puffer berechnet wurden. 

Die so bewirkte Verringerung der Geschwindigkeit darf keine Verzögerung von mehr als 1 g 
(Erdbeschleunigung) bringen. 

Diese Einrichtungen müssen auf der Kabine, im Schacht oder im Maschinenraum untergebracht 
sein. 

Sie müssen ferner: 

entweder den Bedingungen von K.1.2.3. „Sicherheitsschaltungen" entsprechen, 
oder Schalter sein, welche durch das Verfahren der Kabine betätigt werden. 

(1) Wenn sie im Schacht oder auf der Kabine angeordnet sind, müssen es Sicherheitsschalter nach 
K.1.2.2. sein. 

(2) Wenn sie im Maschinenraum untergebracht sind, müssen sie durch eine Einrichtung betätigt 
werden, weiche mechanisch mit der Kabine verbunden ist und von dieser bewegt wird. 

a) Die Kenntnis der Lage der Kabine soll nicht von Einrichtungen abhängig sein, die auf 
Reibung beruhen oder durch Synchronmaschinen bewirkt werden. 

b) Wenn zur Übertragung der Kabinenlage zum Maschinenraum Bänder, Ketten oder Seile 
verwendet werden, muß beim Bruch dieser Verbindung die Stromzufuhr zur Maschine und 
Bremse unterbrochen werden. 

Wenn die Verzögerungskontrollschaltung nicht unabhängig von der Fahrtrichtung ist, muß eine 
Einrichtung überwachen, ob die Bewegungsrichtung der Kabine dem vorgegebenen Fahrbefehl 
entspricht. 

Schutzmaßnahmen an den Maschinen 

Federkeile oder ähnliche hervorspringende Teile, die sich drehen, fliegende Wellen sowie Ritzel, 
Zahnräder und Keilriemen müssen mit geeigneten Schutzvorrichtungen versehen sein. 

Sonderfall: sind Rollen und Treibscheiben, Handräder, Bremsrollen und alle ähnlichen Teile, die 
aufgrund ihrer runden und glatten Konstruktion nicht gefährlich werden können. Diese Teile 
müssen mindestens teilweise gelb gestrichen werden. 


J - Elektrische Geräte und Einrichtungen 


Allgemeines 

Wegen der Bedeutung der elektrischen Installation und der elektrischen Geräte für die Sicher- 
heit müssen alle Teile, die dazu gehören, von guter Qualität sein und besonders sorgfältig aus- 
geführt werden, damit jegliches Risiko durch Kontakt mit spannungsführenden Teilen oder durch 
Isolationsfehler vermieden wird, sowie eine Gefahr bei der Benutzung der Aufzüge. 

Die Teile der elektrischen Anlage müssen Wetter- und staubgeschützt sein. 

Wenn die Umgebung besondere Risiken mit sich bringt (Feuchtigkeit, Gas, Dämpfe), müssen 
geeignete Vorkehrungen getroffen werden. 

Mangels besonderer Vorschriften muß die elektrische Ausrüstung eines Aufzuges und ihre Teile 
mit den entsprechenden europäischen Normen übereinstimmen. 
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J.1.2. 

J. 1.2.1. 

J.1.2.2. 

J.1.3. 
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J.2.1. 

J.2,2. 

J.3. 

J.3.1. 

J.3.1.1. 

J.3.1.2. 

J.4. 

J.4.1. 


Jedes nicht isolierte Teil, welches normalerweise unter Spannung ist oder Strom führt, muß auf 
wirksame Weise gegen Berührung geschützt werden. Mangels besonderer Vorschriften müssen 
diese Teile folgenden Bedingungen entsprechen: 

Die in J.1.2, angesprochenen vom Stockwerk aus zugänglichen Teile oder solche auf dem 
Kabinendach sowie handbetätigte Geräte im Maschinenraum dürfen nicht zugänglich sein mit 
einem Prüffinger nach CENELEC - Grad IP 2 xx. 

Alle anderen in J.1.2. angesprochenen Teile müssen gegen zufälliges Berühren mit einer Schutz- 
verkleidung mindestens entsprechend IP 10 versehen sein. 

Die elektrische Installation und die Geräte müssen gegen Überlastung, Kurzschluß und Erdschluß 
geschützt sein. 

Wenn die Gefahr der Beschädigung durch mechanische Bedingungen groß ist, müssen entspre- 
chende Schutzvorkehrungen getroffen werden. 

Der gegenseitige Isolationswiderstand zwischen Kraftstrom- und Sicherheitsstromkreisen sowie 
zwischen diesen und Erde muß mehr als 500 000 Ohm betragen. 

Die Spannung zwischen den Leitern der Steuerstromkreise und der Sicherheitsstromkreise oder 
zwischen diesen und Erde darf 250 V als wirksamen Mittelwert nicht überschreiten. 

Erdung 

Jegliches erreichbare metallische Teil, welches unter eine mittlere wirksame Spannung von mehr 
als 50 V gesetzt werden kann infolge eines Fehlers, muß auf wirksame und dauerhafte Weise 
geerdet sein. 

Kein Erdleiter darf unter normalen Bedingungen stromführend sein. 

Schütze und Relais 

Hauptschütze und Relais müssen den Bestimmungen der C.E.I. -Empfehlung Nr. 158 I ent- 
sprechen. 

Schalter, Unterbrechungseinrichtungen und ihre Teile, die vor den elektrischen Sicherheitsein- 
richtungen eingebaut sind, müssen den Bestimmungen der C.E.I. -Empfehlung Nr. 158 I ent- 
sprechen. 

Motorschutz 

Hubmotore, welche direkt an das Netz angeschlossen sind sowie Motore, welche einen Gleich- 
stromgenerator für die Speisung des Hubmotors antreiben, müssen mittels einer automatischen 
Einrichtung gegen Kurzschluß und überlast abgesichert werden. 

Diese Einrichtung muß im Falle eines Kurzschlusses an allen Polen gleichzeitig die Energiezu- 
fuhr zum Motor unterbrechen. Diese Vorschrift bezieht sich auf jede Wicklung des Motors, falls 
mehrpolige Maschinen verwendet werden. Nach dem Funktionieren dieser Einrichtung darf die 
Wiederinbetriebnahme nur durch eine kompetente Person erfolgen können. 

Wenn das verwendete Gerät zum Schutz des Motors gegen Überlastung auf Erhöhung der 
Temperatur in den Wicklungen anspricht, kann es automatisch nach der Abkühlung wieder 
eingeschaltet werden. 

Hauptschalter 

Allgemeines 

(1) Die Hauptschalter müssen genügen: 

— den Angaben der Empfehlung C.E.I. Nr. 408 für Kraftschalter und Motorschalter 
oder 

— den Angaben der Empfehlung C.E.I. Nr. 292 I für Motoranlasser oder Motorschalter mit 
Sicherung bei Überlastung. 


52 



Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3959 


(2) Hauptschalter mit Steuerschalterbedienung müssen den Angaben der Empfehlung C.E.I. 
Nr. 158 I entsprechen, 

(3) Als Abschaltevermögen gilt das für Betriebsklasse AC 3 vorgesehene. 

J.4.2. Die Maschinenräume müssen für jeden Aufzug einen Hauptschalter haben, der gleichzeitig 
allpolig die Energiezufuhr zum Aufzug unterbricht. Dieser Schalter muß für die Maximalintensität 
ausgelegt sein, die für eine normale Verwendung des Aufzuges zulässig ist. Er muß in Einschalt- 
und Ausschaltstellung fest eingerastet sein. 

Dieser Schalter darf folgende Stromkreise nicht abschalten: 

— Beleuchtung und eventuelle Belüftung der Kabine 
— Steckdose auf dem Kabinendach 
— Beleuchtung von Maschinen- und Roilenraum 
— Steckdose im Maschinenraum 
— Schachtbeleuchtung 
— Alarmeinrichtung. 

J.4.2. 1. Der Betätigungsknopf oder Hebel des Hauptschalters muß schnell und leicht vom Zugang des 
Maschinenraums her erreichbar sein. Es muß leicht möglich sein, den jedem Aufzug zugeord- 
neten Hauptschalter zu identifizieren, falls mehrere Aufzüge in einem gemeinsamen Maschinen- 
raum sind. 

J.4.2. 1. (1) Wenn der Hauptschalter nicht von Hand betätigt werden kann, muß die Abschaltung durch 

eine elektrische Sicherheitseinrichtung erfolgen, welche den in Tabelle T dieser Anlage vor- 
geschriebenen Verwendungsbedingungen entspricht und über die Stromzufuhr der Spule des 
Hauptschalters wirkt. 

Die Wiedereinschaltung des Hauptschalters darf nur ausgeführt oder vorbereitet werden 
durch das gleiche Element, welches die Abschaltung bewirkt hat. 

J.4.3. Wenn die Maschinen und Geräte eines Aufzuges in verschiedenen Räumen untergebracht sind, 
muß in jedem dieser Räume 

— entweder ein Hauptschalter entsprechend J.3.1.1. 

— oder ein Hilfsgerät entsprechend J.3. 1.1.1. sein. 

J.4.4. Im Falle einer Aufzugsgruppe müssen die Teile der Steuerung, welche nach Abschaltung des 
Hauptschalters noch unter Spannung bleiben, getrennt vom Maschinenraum abgeschaltet werden 
können, wenn nötig unter Abschalten der Spannung der gesamten Aufzugsgruppe. 

J.5. Elektrische Leitungen 

J.5.1. Allgemeines 

In den Maschinen- und Rolienräumen und Aufzugs Schächten müssen die Leiter zu den elektri- 
schen Sicherheitseinrichtungen der Schachttüren mit einer der folgenden CENELEC-Normen über- 
einstimmen: 

CC.20.1 - Abschnitt 2.3 oder 2.4 oder 2.5 oder 2.6 oder 2.7, 

CC.20.2 - Abschnitt 2.1 oder 2.2 oder 2.3 oder 2.4 

J.5.1.1. Die anderen Leiter müssen abhängig von der verwendeten Spannung und den Umgebungsbe- 
dingungen gewählt werden aus den Normen CENELEC oder C.E.I. 

J.5.1. 2. Flexible oder nicht flexible Leiter dürfen nur in Rohren (isoliert oder nicht) oder ähnlichem 
verlegt werden. 

J.5.1. 3. Kabelleitungen dürfen nur sichtbar fest montiert oder in Rohren (isoliert oder nicht) oder ähn- 

lichem verlegt werden. 

J.5.1. 4. Flexible Kabel in rundem oder flachem Mantel müssen den Angaben für flexible Kabel für 
Aufzüge der Empfehlungen C.E.I. Nr. 227 und 245 entsprechen. Sie dürfen nur für Verbindungen 
mit beweglichen Teilen verwendet werden. 

Die festen Teile von flexiblen Kabelleitungen, welche mechanischen Beschädigungen ausgesetzt 
sind, müssen in Rohren oder ähnlichem verlegt werden. 
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Die Vorschriften der Artikel J,5.1.2., J,5.1.3., J.5.1.4. werden nicht angewendet auf: 

a) Leitungen und Kabel, die nicht zum Anschluß von elektrischen Sicherheitseinrichtungen der 
Schachttüren dienen, 

— sofern die entwickelte Nennleistung nicht höher als 100 VA ist; 

— sofern die betriebsmäßige Spannung zwischen den Polen (oder Phasen) und zwischen einem 
Pol (oder einer der Phasen) und Erde 50 V nicht überschreitet. 

b) Steuer- oder Verteilerverkabelungen in Schränken oder auf Tafeln, und zwar: 

— zwischen den verschiedenen elektrischen Geräten, 

— zwischen den Geräten und den Verbindungsklemmen. 

Leitungsquer schnitte 

Der Querschnitt muß abhängig vom zulässigen Strom in den Leitern nach der Norm CENELEC 
Nr. (z. Z. Harmonisierungs-Dokument CENELCOM 64 B (Se) 204-71) festgelegt werden. In 
keinem Falle darf der Leitungsquerschnitt der Sicherheitsstromkreise zu den Schachttüren 
geringer als 0,75 mm- sein. 

Elektrischer Schutz der Leiter 

Die Leitungen und Kabel müssen gegen Überlastung entsprechend Norm CENELEC Nr. (z. Z. 
Harmonisierungs-Dokument CENELCOM 64 B (SE) 203-72 und Nachträge) geschützt werden. 

Wenn ein gleiches Rohr, Kabelkanal oder Mantelleitung verschiedene Leiter von Stromkreisen 
mit unterschiedlicher Spannung enthält, müssen alle Leitungen und Kabel mit der Isolierung 
für die höchste vorgesehene Spannung ausgelegt werden. 

Installation 

Die elektrische Installation muß mit den erforderlichen Angaben versehen sein, um das Ver- 
ständnis zu erleichtern. Wenn die Erdleitungen isoliert sind, muß die Farbe grün gelb sein. 
Solche Leitungen dürfen für nichts anderes verwendet werden. 

Die Verbindungen, Klemmen und Steckkontakte, mit Ausnahme der in J.1.2. angesprochenen 
Teile, müssen in Schränken, Gehäusen oder auf für diesen Zweck vorgesehenen Tableaus unter- 
gebracht sein. 

Wenn nach Auftrennung durch den oder die Hauptschalter des Aufzuges noch Klemmen unter 
Spannung bleiben, müssen diese klar von den nicht spannungsführenden Klemmen getrennt 
werden, wenn die Spannung höher ist als 50 V, Diese Klemmen sind ferner in geeigneter Weise 
zu markieren. 

Verbindungsklemmen, deren zufälliges Kurzschließen einen gefährlichen Betriebszustand hervor- 
rufen könnte, müssen sauber getrennt werden, es sei denn, ihre Konzeption läßt diese Gefahr 
nicht auftreten. 

Um einen durchgehenden mechanischen Schutz der Leitungen und Kabel zu gewährleisten, 
müssen die Schutzhüllen in die Gehäuse der Schalter und Geräte eingeführt werden. 

(1) Die geschlossenen Rahmen von Schacht- und Kabinentüren werden als Gerätegehäuse be- 
trachtet. In ihrem Inneren müssen Leitungen, welche zu den elektrischen Sicherheitseinrichtun- 
gen führen, mechanisch geschützt werden, wenn die Gefahr einer mechanischen Beschädigung 
durch bewegte Teile oder scharfe Kanten des Gehäuses selbst besteht. 

Rohre und Kabelkanäle 

Der Gesamtquerschnitt der Leitungen und Kabel einschließlich der Isolierung darf 40 v. H. des 
Fassungsvermögens der Rohre oder 60 v. H. der Kabelkanäle nicht überschreiten. 

Steckverbindungen 

Geräte mit Steckverbindungen und Steckeinrichtungen müssen gemäß den Spezifikationen von 
CENELEC 17 D - Sec. I (C.E.I. 439) geplant und ausgeführt werden. 
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J.G. Beleuchtung 

J.6.1. Speisung der Beleuchtung 

Die Speisung der elektrischen Beleuchtung der Kabine, des Schadites und der Maschinenräume 
muß unabhängig von der Energiezufuhr zur Maschine erfolgen. Entweder besteht eine getrennte 
Leitung oder der Strom wird vor dem (oder den) Hauptschalter(n) nach J.4. abgenommen. 

Die Speisung der Steckdosen auf dem Kabinendach und in den Maschinen- und Rollenräumen 
muß durch diese Leitung erfolgen. 

J.6.2. Auiirennen des Stromkreises für die Beleuchtung 

(1) Der Stromkreis der Beleuchtung muß mit einem Hauptschalter unterbrochen werden können. 

(2) Ein Schalter muß die Beleuchtung in der Kabine abschalten können. 

(3) Mit einem Schalter muß der Stromkreis der Beleuchtung in den Maschinenräumen abge- 
schaltet werden können. 

(4) Mit einem Schalter muß der Stromkreis der Beleuchtung im Schacht abgeschaltet werden 
können. 

. (5) Diese Schalter müssen im Maschinenraum untergebracht sein. 


K - Schutz gegen elektrische Fehler 
Steuerung - Vorrechte 


Kl. Schutz gegen elektrische Fehler 

K.1.1. Allgemeines 

Das Auftreten eines Fehlers nach K. 1.1.1. in den elektrischen Anlagen eines Aufzuges darf alleine 
nicht zu einem gefährlichen Betriebszustand des Aufzuges führen. 

K. 1 . 1 . 1 . In Betracht gezogene Fehler 

1 - Spannungsausfall 

2 - Spannungsabsenkung 

3 - Leiterbruch 

4 - Isolationsfehler mit Bezug auf Masse oder Erde 

5 - Kurzschluß oder Unterbrechung in elektrischen Bauelementen wie Widerstände, 

Kondensatoren, Transistoren, Lampen 

6 - Nichtanziehen 

7 - Nichtabfall eines Ankers der Relais 

K.1.1. 2. Die Hypothese des Nichtöffnens eines Schaltstückes braucht nicht in Betracht gezogen zu werden, 

wenn es sich um Sicherheitsschalter handelt, die den Anforderungen von K.1.2.2. entsprechen. 

K.1.1. 3. Bei Auftreten eines Körperschlusses oder eines vollkommenen Erdschlusses in einem Stromkreis 

mit Sicherheitseinrichtungen muß 

— entweder das Triebwerk sofort stillgesetzt werden 

— oder ein erneutes Anfahren nach dem ersten betriebsmäßigen Anhalten verhindert werden. 

Die Wiederinbetriebnahme darf nur durch eine kompetente Person möglich sein. 

K.1.2. Elektrische Sicherheitseinrichtungen 

K. 1.2.1. Allgemeines 

Eine elektrische Sicherheitseinrichtung besteht aus: 

— einem oder mehreren Sicherheitsschaltern nach K.1.2.2. 

— ■ einer oder mehreren Sicherheitsschaltungen nach K.1.2. 3. 

— eine Zusammenstellung von Sicherheitsschaltern oder Schaltern und Sicherheitsschaltungen. 

K. 1.2.1. (1) a) eine elektrische Sicherheitseinrichtung darf nicht an Erdleiter angeschlossen werden, 

b) außer den in der vorliegenden Vorschrift vorgesehenen Ausnahmen dürfen keine elektri- 
schen Geräte parallel zu elektrischen Sicherheitseinrichtungen geschaltet werden, 
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K.1.2.3. 

K.1.2.3.1 

K.1.2.3.2 


c) induktive oder kapazitive Eigen- oder Fremdstörungen dürfen kein fehlerhaftes Funk- 
tionieren der elektrischen Sicherheitseinrichtungen hervorrufen, 

d) ein Signal am Ausgang, herrührend von einer elektrischen Sicherheitseinrichtung, darf 
nicht durch ein Störsignal eines anderen nachgeschalteten Gerätes verfälscht werden, 

e) bei Sicherheitsschaltungen mit mehreren parallelen Kanälen dürfen Informationen zur 
Kommando- oder Informationsverarbeitung nur von ein- und demselben Kanal entnommen 
werden, 

f) Stromkreise mit Speicher oder Verzögerungsschaltung dürfen auch im Fehlerfalle bei 
Ansprechen einer elektrischen Sicherheitseinrichtung das Stillsetzen des Triebwerkes 
weder verhindern noch geringfügig verzögern, 

g) durch Aufbau und Schaltungsanordnung der Stromversorgungseinrichtungen muß verhin- 
dert sein, daß durch Schaltvorgänge Fehlsignale an den Ausgängen elektrischer Sicherheits- 
einrichtungen entstehen. 

Insbesondere dürfen Spannungsspitzen infolge betriebsmäßiger Vorgänge beim Aufzugs- 
betrieb oder durch andere an das Netz angeschlossene Geräte keine unzulässigen Beein- 
flussungen auf elektronische Bauelemente hervorbringen. 

Sicherheitsschalter 

(1) Beim Ansprechen eines Sicberheitsschalters müssen die Schaltstücke zwangsläufig getrennt 
werden. 

(2) Wenn Sicherheitsschalter in Gehäusen entsprechend mindestens IP 4 X angeordnet sind, 
müssen die Kriechstrecken, Luftstrecken und Trennstrecken der Schaltstücke mindestens der 
Empfehlung RC.3. des allgemeinen Regelausschusses der EEC (Genf) für eine Isolierungs- 
spannung von 250 V entsprechen. 

(3) 1) Wenn die Gehäuse nicht mindestens IP 4 X entsprechen, müssen die Kriechstrecken und 

Luftstrecken mindestens 6 mm, die Trennstrecken der Schaltstücke mindestens 4 mm nach 
Auftrennung betragen. 

2) Die unter Spannung stehenden Teile der Sicherheitsschalter müssen in Schutzgehäusen 
untergebracht sein. Diese Anforderung ist jedoch nicht zwingend in trockenen, staubfreien 
Räumen und ohne Explosionsgefahr für: 

a) Hakenriegel, deren Schaltstücke gegen zufälliges Berühren geschützt sind, 

b) Türkontakte, deren unter Spannung stehende Teile nicht erreichbar sind mit einem 
Prüffinger gemäß CENELEC. 

(4) Bei Doppeltrennung mit gleicher Schaltbrücke muß der Trennabstand zwischen den Schalt- 
stücken in aufgetrenntem Zustand mindestens 2 mm betragen. 

(5) Schaltstücke dürfen nicht auf isolierenden Teilen schleifen. Ein Abrieb mit leitenden Eigen- 
schaften darf nicht zu einem Kurzschluß der Schaltstücke führen. 

Sicherheitsschaltungen 
Sicherheitsschaltungen umfassen sowohl: 

— Organe mit galvanischer Trennung 

(Kontakte klassischer Relais, konventionelle Kontakte mit magnetischer Steuerung, Reed- 
Relais, . . .) 

— Organe ohne galvanische Trennung 
(statische Elemente, Hall-Generatoren, . . .). 

Sicherheitsschaltungen müssen den Anforderungen von K.1.1. bezüglich Fehlerbetrachtung ent- 
sprechen. 

Zusätzlich gelten folgende Bedingungen: 

a) Kann ein Fehler zusammen mit einem zweiten Fehler zu einem gefährlichen Betriebszustand 
führen, so muß spätestens bei der nächsten im Betriebsablauf folgenden Zustandänderung, 
bei der das fehlerhafte Funktionsglied mitwirken soll, ein Stillsetzen der Anlage erfolgen. 

Eine selbsttätige Wiedereinschaltung muß verhindert sein. 

Hierbei wird nicht damit gerechnet, daß der zu einem gefährlichen Betriebszustand führende 
zweite Fehler hinzukommt, bevor durch die Zustandsänderung das Stillsetzen des Aufzugs 
bewirkt wird. 
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b) Die Entstehung eines gefährlichen Betriebszustandes durch das Auftreten von drei Fehlern 
braucht nicht berücksichtigt zu werden, wenn die Entstehung des gefährlichen Betriebszu- 
standes nur bei einer bestimmten Reihenfolge dieser Fehler möglich ist. 

Funktion der elektrischen Sicherheitseinrichtungen 

Das Ansprechen einer elektrischen Sicherheitseinrichtung muß bei ihrer Sicherungstätigkeit das 
Anfahren des Triebwerkes verhindern oder das sofortige Stillsetzen desselben bewirken. Die 
Stromzufuhr zum Bremslüfter muß ebenfalls unterbrochen werden. 

Elektrische Sicherheitseinrichtungen müssen unmittelbar auf die Geräte wirken, welche die 
Energiezufuhr zum Triebwerk kontrollieren gemäß den Anforderungen von H.7.1. 

Wenn wegen der zu schaltenden Leistung für das Triebwerk Vorsteuerschütze verwendet wer- 
den, sollen diese als Geräte betrachtet werden, die direkt die Energiezufuhr zum Triebwerk 
kontrollieren und Anfahren sowie Anhalten bewirken. Die Anforderungen von H.7.1.1, H.7.1. 2. 
und H.7.1 .3. sind dann anzuwenden auf Vorsteuerschütze und Hauptschütze. 

Betätigung von Sicherheitseinrichtungen 

Die BeT^.tigungseinrichtungen von elektrischen Sicherheitseinrichtungen müssen so ausgebildet 
sein, daß sie auch durch die im Dauerbetrieb auftretenden mechanischen Beanspruchungen nicht 
unwirksam werden. Insbesondere ist darauf zu achten, daß die Mindesttrennstrecken gemäß 
K.1.2.2. eingehalten werden, selbst wenn ein Spiel auftritt. 

Ist eine Betätigungseinrichtung für elektrische Sicherheitseinrichtungen durch die Art ihrer 
Anbringung Unbefugten zugänglich, so muß sie so ausgebildet sein, daß die elektrische Sicher- 
heitseinrichtung durch einfache Hilfsmittel nicht unwirksam gemacht werden kann. 

Zur Beachtung: 

Ein Magnet oder eine Schaltbrücke können nicht als einfaches Hilfsmittel betrachtet werden. 

Bei redundant aufgebauten elektrischen Sicherheitsschaltungen muß durch die mechanische oder 
geometrische Anordnung der Geberelemente für die Eingangsglieder sichergestellt sein, daß bei 
Auftreten eines mechanischen Fehlers kein unbemerkter Redundanzverlust eintritt, 

Steuerungen 

Fahrbefehlsgeber 

Der Fahrbefehl muß auf elektrischem Wege gegeben werden. 

Normalsteuerung 

Im allgemeinen wird der Fahrbefehl über Knöpfe erteilt. Diese müssen in Gehäusen so unter- 
gebracht sein, daß kein Teil unter Spannung zugänglich ist. 

Die Verwendung von Seilen, Schnüren oder Gestängen als Befehlsgeber zwischen Kabine und 
Maschinenraum ist untersagt. 

Einfahren und Nachregeln bei offenen Türen 

In Abweichung von C.7.2. ist das Verfahren der Kabine mit offenen Fahrschacht- und Kabinen- 
türen und dem Riegel nicht in Verriegelungsposition gestattet für Einfahren und Nachregeln 
unter folgenden Bedingungen; 

— ' die Bewegung ist auf die Entriegelungszone beschränkt C.7.2. 1. (1) 

— die Einfahrgeschwindigkeit darf 0,8 m/s, die Nachstellgeschwindigkeit 0,3 m/s nicht über- 
schreiten. 

(1) Jegliches Verfahren der Kabine außerhalb der Entriegelungszone muß durch zwei vonein- 
ander unabhängige Schaltorgane verhindert werden. Diese sind serienmäßig in der Über- 
brückungseinrichtung der elektrischen Sicherheitseinrichtungen der Türen und der Verriege- 
lung einzubauen. 

Für die Überwachung der Kabinentür genügt ein Abschaltorgan. 

Die Abschaltorgane müssen 

— entweder Sicherheitsschalter nach K.1.2.2. 

— oder Sicherheitsschaltungen nach K.1.2.3. sein. 
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(2) Beim Nachstellen mit offenen Türen muß die Geschwindigkeit folgendermaßen kontrolliert 
werden: 

a) bei Maschinen, deren Drehzahl von der Netzfrequenz abhängig ist, muß kontrolliert wer- 
den, ob die kleine Geschwindigkeit sicher eingestellt ist, 

b) bei Maschinen, deren Kraftstromzufuhr über statische Umformer erfolgt, muß überwacht 
werden, daß die Nachsteligeschwindigkeit 0,3 m/'s nicht überschreitet. 

(3) Beim Einfahren 

a) darf die Überbrückungseinrichtung der elektrischen Sicherheitseinrichtungen nur wirksam 
werden, wenn ein Haltekommando für eine Haltestelle vorliegt. 

b) muß, im Falle von schwingenden oder handbetriebenen Schachttüren, Drehtüren oder 
Schiebetüren überwacht werden, daß die Einfahrgeschwindigkeit 0,8 m/s nicht über- 
schreitet. 

Inspektionsfahrt 

Zur Erleichterung von Inspektions- und Wartungsarbeiten muß auf dem Dach der Kabine, leicht 
zugänglich, eine Steuereinrichtung installiert sein. Die Inbetriebnahme dieser Einrichtung muß 
durch einen Stromsammler erfolgen, der den Anforderungen für Sicherheitsschalter entspricht. 

(1) Dieser Kollektor muß gegen jede zufällige Betätigung geschützt werden. 

Folgende Bedingungen müssen gleichzeitig erfüllt werden: 

(1) Beim Einschalten der Inspektionssteuerung müssen die Auswirkungen der normalen Steue- 
rung unwirksam gemacht werden, einschließlich der Türsteuerung für automatische Türen, 
falls vorhanden. Ferner müssen Rampenfahrt (K.2.1.5.) und Rückholsteuerung (K.2.1.4.) un- 
wirksam gemacht werden, falls vorhanden. 

a) Wenn die Umschalteinrichtungen zur Unwirksammachung der in K. 2. 1.3.1. (1) genannten 
Fahrbefehle nicht aus Sicherheitsschaltern bestehen, welche gleichzeitig mit dem Ein- 
schalten der Inspektionsfahrt wirken, müssen sie jegliches ungewollte Verfahren der 
Kabine selbst bei Auftreten eines der Fehler nach K. 1.1.1. verhindern. 

(2) Das Fahren der Kabine muß durch ständigen Druck auf einen gegen unbeabsichtigtes Betäti- 
gen geschützten Knopf erfolgen. Die Fahrtrichtung muß klar angezeigt sein. 

(3) Die Steuereinrichtung kann ebenfalls besondere Schalter haben für die Betätigung des Tür- 
antriebes. Diese müssen ebenfalls gegen unbeabsichtigtes Betätigen geschützt sein. 

(4) Die Geschwindigkeit der Kabine darf 0,43 m/s nicht überschreiten. 

(5) Die betriebsmäßigen Endhaltestellen dürfen nicht überfahren werden. 

(6) Die Sicherheitseinrichtungen müssen wirksam bleiben. 

Rückholsteuerung 

Für Triebwerke, bei denen ein Handbetrieb der Kabine mit Nennlast in Aufwärtsrichtung einen 
Kraftaufwand von mehr als 400 N erfordert, ist ein Rückholschalter im Maschinenraum erforder- 
lich. Dieser muß den Anforderungen von K.1.2.2. für Sicherheitsschalter entsprechen. 

Nach Einschalten des Rückholschalters muß das Verfahren der Kabine vom Maschinenraum aus 
mittels ständigem Druck auf die Fahrbefehlsgeber erfolgen. Diese müssen gegen unbeabsichtig- 
tes Betätigen geschützt sein. Die Fahrtrichtung muß klar angegeben werden. 

Nach Einschalten des Rückholschalters muß jegliche Bewegung der Kabine, die nicht von diesem 
Schalter gesteuert wird, verhindert werden. Die Inspektionsfahrt nach K.2.1.3. jedoch hat Vor- 
rang. 

Die Betätigung des Rückholschalters kann durch diesen selbst oder mittels einer weiteren Sicher- 
heitseinrichtung die elektrische Sicherheitseinrichtung zum Geschwindigkeitsbegrenzer gemäß 
E. 9. 11.2. unwirksam machen. 

Der Rückholschalter muß selbst oder mittels einer weiteren Sicherheitseinrichtung folgende 
elektrischen Sicherheitseinrichtungen unwirksam machen: 

a) diejenigen an der Fangvorrichtung nach E. 9. 11.1. 

b) diejenigen an den Puffern nach F.4.2.4. 

c) die Notendhalteschalter nach F.5. 
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lv.2.1,4.5. Der Rückholschalter und die Druckknöpfe müssen so angeordnet sein, daß man bei ihrem 
Betätigen die Maschine gut beobachten kann. 

K. 2. 1.4. 6. Das Verfahren des Fahrkorbs darf nur mit einer Geschwindigkeit von über 0,63 m/s erfolgen. 

K.2.1.5. Rampenfahrt (entsprechend C. 7. 2.1. (2)). 

In Abweichung von C.7.2, ist das Verfahren der Kabine mit geöffneten Schachttüren oberhalb 
der betreffenden Schachttüre gestattet zwecks Beladung oder Entladung von Aufzügen für befugte 
und eingewiesene Benutzer, und zwar unter folgenden Bedingungen: 

a) das Verfahren darf nur in einem Bereich von höchstens 1,65 m oberhalb der entsprechenden 
Ebene, die bedient werden soll, möglich sein, 

b) das Verfahren muß durch eine elektrische Sicherheitseinrichtung begrenzt werden, gemäß 
K.l .2., ausgewählt nach den Bedingungen der Tabelle I dieser Anlage, 

c) die Geschwindigkeit darf 0,3 m/s nicht überschreiten, 

d) die Kabinentüre auf der Seite der Rampe und nur diese muß geöffnet sein, 

e) der Fahrbereich muß von der Kommandostelle aus gut überblickt werden können, 

f) die Steuerung der Rampenfahrt darf erst wirksam werden nach Betätigung eines Sicherheits- 
schalters mit Schlüssel. Der Schlüssel darf nur in Abschaltstellung herausgezogen werden 
können, 

g) das Einschalten über den Schlüsselkontakt: 

(1) muß die Auswirkungen der Normalsteuerung unwirksam machen, 

wenn die Abschaltorgane, die zu diesem Zweck benutzt werden, nicht Sicherheitsschalter 
sind, die mit dem Schlüsselkontakt solidarisch sind, muß jede unbeabsichtigte Bewegung 
der Kabine verhindert werden, auch bei Auftreten eines der in K.l. 1.1. angegebenen 
Fehler, 

(2) muß das Verfahren der Kabine ermöglichen nur über einen Druckknopf, der ständiges 
Drücken erfordert. Die Fahrtrichtung muß deutlich angezeigt sein, 

(3) kann direkt oder indirekt durch eine andere Sicherheitseinrichtung, ausgewählt nach 
Tabelle I unwirksam machen: 

— den Riegelkontakt der betreffenden Schachttür, 

— den Türkontakt der betreffenden Schachttür, 

— den Türkontakt der Kabinentür auf der Seite der Rampe, 

h) die durch die Rampenfahrt entstehenden Auswirkungen müssen durch die Betätigung der 
Inspektionsfahrt neutralisiert werden, 

j) in der Kabine muß sich eine Halteeinrichtung befinden. 

K.2.2. Halteeinrichtungen 

Es müssen Sicherheitseinrichtungen verwendet werden, die den in Tabelle I vorgeschriebenen 
Verwendungsbedingungen entsprechen. 

K.2.2. 1. Kabinen mit vollwandigen Türen an allen Zugängen 

Es darf kein Halteschalter in der Kabine vorhanden sein. Wenn die Türen mechanisch geschlossen 
werden, muß eine Einrichtung vorgesehen werden, die den Schließvorgang, wenn notwendig, 
umkehrt. 

K.2.2. 2. Kabine mit einem oder mehreren Zugängen, die nicht mit vollwandigen Türen versehen sind 

Den Benutzern muß ein Halteschalter zur Verfügung stehen, der höchstens 1,50 m von den 
Zugängen angeordnet ist. Dieser Schalter muß, falls erforderlich, den Aufzug stillsetzen und ihn 
im Stillstand halten. 

(1) Dieser Schalter kann als Druckschalter mit Raststellung oder als Kippschalter ausgebildet sein. 
Der Hebel muß bei Stillstand nach unten weisen. 

(2) Die Betätigungseinrichtung dieses Schalters muß rot sein. 

K.2.2. 3. Andere Halteeinrichtungen 

Eine Halteeinrichtung, die den Aufzug stillsetzt und ihn im Stillstand hält, muß vorhanden sein: 

— auf dem Kabinendach in höchstens 1 m Entfernung vom Zugang des Inspektions- oder 
Wartungspersonal; 

— im Rollenraum {B.4.5.); 

— in der Schachtgrube (A.7.3.4.). 
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K.2.3. Notrufeinrichtung 

K.2.v3.1. Um nötigenfalls Hilfe von außen zu erhalten, muß den Fahrgästen in der Kabine eine leicht 
erkennbare und zugängliche Einrichtung zur Verfügung stehen, mit der sie sich bemerkbar 
machen können. 

K.2.3. 2. Diese Einrichtung muß entweder durch den Notstrom, der für die Beleuchtung nach D.17.1. (2) 

vorgesehen ist oder durch eine andere Stromquelle mit gleichen Eigenschaften gespeist werden. 

K.2.3. 3. Diese Einrichtung muß aus einer Klingel, Gegensprechanlage, Telefon ■*■) oder einem ähnlichen 

Gerät bestehen. 

K,2.3.4. Die Organisation im Gebäude muß derart sein, daß innerhalb eines vernünftigen Zeitraumes in 
wirksamer Weise eingegriffen werden kann. 

K.2.3. 5. Wenn die Förderhöhe des Aufzuges 30 m überschreitet, muß eine Gegensprechanlage oder 

ähnliches zur Verständigung zwischen Kabine und Maschinenraum eingebaut werden. 


K.2.4. Vorrecht-Signalisierung 

K.2.4.1. Eine Einrichtung muß das Abfahren der Kabine mindestens 2 Sekunden lang verhindern im 
Anschluß an einen Halt. Dieses betrifft Aufzüge mit Türen, die von Hand geöffnet werden. 

K.2.4. 2. Der in die Kabine eingetretene Benutzer muß nach Schließung der Türen über mindestens 
2 Sekunden verfügen, um auf den von ihm gewählten Knopf zu drücken, bevor ein Außenruf 
ausgeführt werden kann. 

Ausgenommen von dieser Regelung sind Aufzüge mit Sammelsteuerung und Kabinentüren. 

(1) Im Falle von Sammelsteuerungen muß mit Leuchtsignal dem Benutzer, der an der Haltestelle 
wartet, gut sichtbar angezeigt werden, welches die vorgegebene Fahrtrichtung der Kabine ist. 

(2) Für Aufzugsgruppen wird von der Verwendung von Kabinenstandanzeigen an den Fahr- 
schachtzugängen abgeraten. Demgegenüber wird empfohlen, die Ankunft einer Kabine durch 
ein akustisches Signal anzukündigen. 


L - Aufschriften und Bedienungsanweisungen 

L.l. Allgemeines 

Alle Schilder, Anschläge und Anweisungen für den Betrieb müssen vollkommen leserlich und 
verständlich sein (nötigenfalls mit Zeichen und Symbolen). Sie müssen unzerreißbar, aus dauer- 
haftem Material, und gut sichtbar angebracht sein sowie in der Sprache des Landes, wo sich der 
Aufzug befindet, aufgesetzt sein (oder wenn dies nötig ist, in mehreren Sprachen). 

L.2. In der Kabine 

L.2.1. Die Angabe der Nennlast des Aufzuges erfolgt in Gewichtseinheiten sowie der maximalen 
Anzahl der Personen, beides muß angeschrieben werden. 

Für Aufzüge, welche zur freien Benutzung zur Verfügung stehen, muß die maximale Personen- 
zahl kalkuliert werden in Abhängigkeit von der Nutzfläche der Kabine nach den Angaben der 
Tabelle in D.2.1. 

Die Beschriftung muß wie folgt ausgeführt werden: x . . . kg - y . . . Personen. 

L.2.1.1. Die Minimalhöhe der Buchstaben, welche für Beschriftungen nach L.2.1. verwendet werden, muß 
sein: 

— 10 mm für Großbuchstaben und Zahlen 

— 7 mm für Kleinbuchstaben. 

Jedoch bei Autoaufzügen muß die Minimalhöhe der Buchstaben sein: 

— 100 mm für Großbuchstaben und Zahlen 

— 70 mm für Kleinbuchstaben. 


♦) Im Falle des Anschlusses an das Öffentliche Telefonnetz findet K.2.3.2. keine Anwendung. 
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L.2.2. 

L.2.3. 
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L.3. 

L.4. 

L.5. 

L.5.1. 


Der Name des Herstellers und die Nummer des Aufzuges müssen angeschlagen sein. Das Her- 
stellungsjahr ist anzugeben. 

Andere Angaben 

Die Bedienungsvorrichtung des Halteschalters muß in roter Farbe ausgeführt sein und die Auf- 
schrift „STOP" tragen. Sie muß so angeordnet sein, daß kein Irrtum über die entsprechende 
Halteposition auftreten kann. 

Die Betätigungsvorrichtung der Alarmeinrichtung muß gelb sein und das Symbol 9 tragen. Es 
ist untersagt, die Farben rot und gelb für andere Druckknöpfe in nicht beleuchtetem Zustand zu 
verwenden. 

Die Fahrbefehlsgeber müssen eindeutig identifiziert sein. Zu diesem Zweck wird empfohlen, zu 
verwenden: 

— Für Fahrbefehlsgeber, in der Kabine die Angaben ... -2, -1, 0. 1, 2, 3 usw. 

— Für den Knopf zum Wiederöffnen der Tür, falls er vorhanden ist, die Angabe ^ ► 

— wenn andere Einrichtungen in der Kabine bestehen, müssen diese entsprechend ihrer Funk- 
tion ausgezeichnet sein. 

Angaben für die Bedienung und die Sicherheit müssen immer dann gemacht werden, wenn die 
Notwendigkeit hierfür sich aufdrängt. 

Insbesondere ist es obligatorisch anzuzeigen: 

(1) Im Falle eines Aufzuges ohne Kabinentür; 

— daß man sich nicht an die Wand annähern soll, 

— daß man sich nicht vor oder hinter die Lasten stellen soll, 

— daß man die Lasten von der Wand entfernen soll, 

— daß man die Lasten, welche beweglich sind, feststellen muß, damit diese im Abstand von 
der Wand bleiben. 

(2) Im Falle eines Aufzuges mit Rampenfahrt, die entsprechenden besonderen Angaben für diese 
Steuerung. 

(3) Im Falle eines Aufzuges mit Telefon oder Sprechanlage, die entsprechende Gebrauchsan- 
weisung. 

(4) Anweisungen, welche im Feuerfall berücksichtigt werden müssen. 

Auf dem Dach der Kabine 

Es müssen folgende Angaben gemacht werden: 

— • auf oder beim Halteschalter das Wort „STOP", 

Die Ausführung muß so sein, daß kein Irrtum darüber besteht, welches die Halteposition ist. 

— auf oder beim Umschalter für die Inspektionssteuerung die beiden Positionen „NORMAL" 
„INSPEKTION". 

— bei den Druckknöpfen für die Inspektionsfahrt die Angabe der Fahrtrichtung. 

Auf der oberen Traverse des Fangrahmens 

Es muß in der Nähe der Seilbefestigung eine Platte montiert sein mit folgenden Inschriften: 

— die statische maximale Last, welche von den Seilen getragen wird, 

— die Anzahl der Seile oder Ketten, die Bruchlast der Seile oder der Ketten und die notwen- 
gen Eigenschaften, um einen Austausch ohne Irrtum zu ermöglichen. 

In den Maschinen- und Rollenräumen 

Ein Schild mit der Aufschrift: 

„Aufzugs-Maschinenraum - Gefahr 
Zutritt für betriebsfremde Personen untersagt 
Nicht vergessen, die Türe abzuschließen 

Dieses Schild muß an den Türen oder Klappen zu den Maschinen angebracht sein. 

Im Fall von Klappen, welche sich nach oben öffnen, muß dem Benutzer durch ein Schild angezeigt 
werden: „Absturzgefahr - Die Klappe wieder schließen". 
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Der Hauptschalter und der Lichtschalter müssen durch Aufschriften leicht identifiziert werden 
können. 

Wenn Antriebsmaschinen für mehrere Aufzüge im gleichen Maschinenraum vorhanden sind, 
müssen die Aufschriften es ermöglichen, den zu jedem Aufzug gehörenden Schalter zu identifi- 
zieren. 

Wenn nach Auslösung eines Hauptschalters noch Teile unter Spannung bleiben, so müssen diese 
entsprechend gekennzeichnet sein. Dies gilt auch für die diesbezüglichen Schalter zur Spannungs- 
unterbrechung. 

Wenn gemeinsame Schaltschränke bestehen, muß eine Aufschrift daran erinnern, daß Teile der 
Anlage noch unter Spannung sein können, selbst wenn der Hauptschalter des entsprechenden 
Aufzuges auf Haltestellung steht. 

Es muß im Maschinenraum oder im Inneren eines durch Gitter abgetrennten Raumes eine 
detaillierte Anweisung vorhanden sein, welche zu beachten ist im Falle eines unvorhergesehenen 
Anhaltens und insbesondere für die Benutzung der Vorrichtung für Handbetrieb und der Rückhol- 
steuerung. 

Es muß an dem Handrad oder in dessen Nähe eine Angabe für die Bewegungsrichtung der 
Kabine vorhanden sein. 

Ist das Handrad abnehmbar, so muß sich die Angabe auf einem der festmontierten Teile der 
Maschine befinden. 

Auf den Knöpfen oder neben den Betätigungsknöpfen der Rückholsteuerung muß die ent- 
sprechende Fahrtrichtung angegeben werden. 

Neben dem Halteschalter im Rollenraum muß die Aufschrift „STOP" vorhanden sein, und zwar 
in der Weise, daß kein Irrtum über die Halteposition entstehen kann. 

Auf der Außenseite des Schachtes 

In der Nähe der Wartungstüren zum Schacht muß ein Schild mit der Aufschrift: 

„Aufzugschacht - Gefahr 

Zugang für betriebsfremde Personen untersagt 
Nicht vergessen, abzuschließen" 
angebracht sein. 

Wenn handbetätigte Schachttüren mit anderen daneben liegenden Türen verwechselt werden 
können, müssen sie die Aufschrift „AUFZUG" tragen. 

Schachttüren von Aufzügen, deren Verwendung nur eingewiesenen und autorisierten Personen 
gestattet ist, müssen auf der Stockwerkseite die Aufschrift tragen: 

„Benutzung des Aufzuges für nicht autorisierte Personen untersagt". 

Die Schachttüren nach L.6.3. müssen außerdem mit der Angabe der Nennlast versehen werden, 
wenn es sich um Aufzüge handelt, die für den Transport von Waren spezialisiert sind und 
welche keine Kabinenabschlußtüre haben. 

Auf dem Gesdiwindigkeitsregler 

Es muß ein Schild mit folgenden Aufschriften vorhanden sein; 

— Name des Herstellers 

— Typennummer 

— Nenngeschwindigkeit, wenn sie 0,63 m/s überschreitet 

— max. Nenngeschwindigkeit, wenn diese 0,63 m/s nicht überschreitet 

— die Bruchlast der Seile und die erforderlichen Eigenschaften, um einen Austausch ohne Irrtum 
zu ermöglichen 

— das Bauteilzulassungszeichen und seine Bezugsangaben. 

In der Schachtgrube 

Es muß bei dem Halteschalter die Angabe „STOP" vorhanden sein. Diese muß so angeordnet 
sein, daß kein Irrtum über die Halteposition besteht. 
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L.9. Auf den hydraulischen Puffern 

Ein Schild mit folgenden Angaben muß vorhanden sein; 

— der Name des Herstellers 
— Typenbezeichnung 

— die maximale Aufschlaggeschwindigkeit 

— die zugelassene Maximallast 

— die zugelassene Minimallast 

— die Art der verwendeten Flüssigkeit 

— das Bauteilzulassungszeichen und seine Bezugsangaben. 

L.IO. Etageiibezeichnung 

Bezeichnungen und Signalisierungen müssen gut sichtbar sein, um den Personen, welche sich 
in der Kabine befinden, die Etage bekanntzugeben, in welcher die Kabine angehalten hat. 

L. 1 1 . Bezeichnungen an der elektrischen Anlage 

L.ll.l. Schütze, Relais, Sicherungen und Verbindungsklemmen der Stromkreise, welche auf den Schalt- 
tableaus enden, müssen so markiert sein, daß sie mit dem Schema übereinstimmen. 

Dies gilt nicht für Steckverbindungen (welche nur mit besonderen Werkzeugen gelöst werden 
können). 

L.l 1.2. Die Fahrschütze müssen Aufschriften tragen über die entsprechende Fahrtrichtung. 

L. 1 2. Entriegelungsschlüssel 

Die Entriegelungsschlüssel müssen die Aufschrift tragen: 

„Nach Verwendung des Schlüssels und nach Schließung der Türe sicherstellen, daß die Tür 
richtig verriegelt ist". 

L.l 3. Alarmeinrichtung 

Die Klingelanlage oder die Einrichtung, welche bei Alarm aus der Aufzugskabine betätigt wird, 
muß eindeutig die Aufschrift tragen „Alarm im Aufzug". 

L 14. Türverschlüsse und Fangvorrichtungen 

Die Türverschlüsse und Fangvorrichtungen müssen das Bauteilzulassungszeichen und seine 
Bezugsangaben aufweisen. 


M.l. 


M.2. 

M.2.1. 


M.2.2. 


M - Wartung und Prüfung der Aufzüge 

Wartung 

Der Aufzug und die zu ihm gehörenden Teile müssen in funktionssicherem Zustand gehalten 
werden. Zu diesem Zweck muß regelmäßig die Wartung des Aufzuges durchgeführt werden, und 
zwar durch ein kompetentes Personal. 

Prüfung 

Wenn eine vorherige Genehmigung durch nationale Rechtsvorschriften verlangt wird bevor die 
Montage des Aufzuges erfolgt, so sollen die zwecks Erlangung der Genehmigung zu erteilenden 
Auskünfte sicherstellen, daß die Bauteile richtig berechnet sind und daß das gesamte Projekt den 
technischen Anforderungen entspricht. 

Diese Prüfung kann sich nur auf die Gesamtheit oder einen Teil der Positionen beziehen, welche 
bei der Abnahmeprüfung in Frage kommen und in Anlage 111 der Richtlinie aufgeführt sind. 

Aufzüge müssen vor ihrer Betriebnahme überprüft werden, um festzustellen, ob sie mit der 
Vorschrift übereinstimmen und mit den Unterlagen, welche bei der Vorprüfung Vorgelegen 
haben (soweit eine Vorprüfung existiert). Diese Prüfung muß durch eine Person oder eine 
Organisation erfolgen, welche vom Staat zugelassen ist (falls eine solche Zulassung im ent- 
sprechenden Land existiert). 

Die Versuche, welche im Laufe dieser Prüfung durchgeführt werden, sind in der Anlage IV der 
Richtlinie enthalten. 
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M.2.2.1. 

M.2.2.2. 

M.2.3. 

M.3. 

M.3.1. 

M.3.1.1. 

M.3.1.2. 

M.3,2. 


Falls keine Vorprüfung verlangt worden ist, können für solche Aufzüge die Berechnungsunter- 
lagen nach Anlage III der Richtlinie verlangt werden. 

Es muß eine Bescheinigung für die Bauartprüfung von einem zugelassenen Laboratorium ausge- 
stellt werden, und zwar für: 

— - die Türverschlüsse 

— die Fangvorrichtung 

— den Geschwindigkeitsbegrenzer 

— die Puffer 

— die Türen. 

Aufzüge müssen periodischen Prüfungen unterzogen werden, nachdem sie einmal in Betrieb 
genommen worden sind und nachdem bedeutende Änderungen vorgenommen wurden. Dies, um 
festzustellen, ob sie im guten Zustand sind und immer noch den technischen Anforderungen ent- 
sprechen. Die Versuche, welche bei diesen Wiederholungsprüfungen durchgeführt werden, sind 
in der Anlage V der Richtlinie enthalten. 

Aufzugsbuch 

Die Eigenschaften des Aufzuges müssen in einem Aufzugsbuch oder einem Ordner enthalten 
sein und ständig auf dem laufenden gehalten werden. Die Angaben müssen enthalten: 

Einen technischen Teil, wo die Eigenschaften des Aufzuges aufgeführt sind, sowie wichtige 
Änderungen am Aufzug. Anlagezeichnungen und Schaltschemen müssen beigefügt sein. Schalt- 
schemen können sich jedoch auf die Stromkreise beschränken, die zur Gesamtübersicht der 
Sicherheitsfragen erforderlich sind. Eine Legende muß die verwendeten Zeichen und Symbole 
erklären. 

Ein weiterer, die Kontrolle betreffender Teil enthält die Durchschläge mit Datum der Berichte 
über die Wiederholungsprüfungen und die entsprechenden Vorbehalte. 

Das Aufzugsbuch oder der Ordner muß zur Verfügung des Wartungsdienstes gehalten werden 
sowie zur Verfügung der Person oder der Organisation, welche die Wiederholungsprüfungen 
vornimmt. 
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Tabelle I 

Verwendungsbedingungen für die elektrischen Sicherheitseinrichtungen 

Typen der elektrischen Sicherheitseinrichtungen 
a - Elektrische Sicherheitsschalter (K.I.2.2.), 

b - Elektrische Sicherheitsschaltungen (K.I.2.3.), und zwar jeder Einrichtungstyp, 

c - Elektrische Sicherheitsschaltungen (K.I.2.3.), die in besonders gegen Feuchtigkeit oder Explosion zu 
schützenden Anlagen zugelassen sind, 

X - gibt den zugelassenen Typ an. Bei mehreren x besteht eine Wahlmöglichkeit zwischen diesen Ein- 
richtungen. 


Absatz 

Geprüfte Einrichtungen 

Elektrische 

Sicherheitseinrichtung 



a 

b 

c 

A.2.2.2. 

Prüfung der Schließlage der Wartungstüren und -klappen 

X 


X 

A.4.3. (2) 

Sonderfall (2) Prüfung der Verriegelung der Fahrkorbtür 

X 


X 

A.7.3.4. 

Schalter in der Schachtgrube 

X 


X 

B.4.5. 

Halteschalter im Rollenraum 

X 


X 

C.7.3.1. 

Prüfung der Verriegelung der Schachttüren 

X 


X 

C.7.4. 

Prüfung der Schließlage von Schachttüren 

X 


X 

C.7.4.1. 

Prüfung der Schließlage von Schachttüren mit mehreren 
mechanisch verbundenen Türblättern 

X 


X 

C.7.4.2. 

Prüfung der Schließlage von Schachttüren mit mehreren 
indirekt miteinander verbundenen Türblättern 

X 


X 

D.9.2. 

Prüfung der Schließlage der Fahrkorbtür 

X 


X 

D.10.1. (1) 
und D.10.2. 

Prüfung der Schließlage der Fahrkorbtür im Falle einer 
Schiebetür mit mehreren Türblättern 

X 


X 

D.12.5.2. 

Prüfung der Schließlage der Notklappen und Nottüre 
oder Inspektionstüre des Fahrkorbs 

X 


X 

E.5.3.1. 

Prüfung einer relativen anormalen Längsdehnung eines 

Seils oder einer Kette 

X 


X 

E.6.1. (2) 

Spannungsprüfung der Rückspring-Schutzeinrichtung 

X 


X 

E.6.2. (1) 

Prüfung der Rückspring-Schutzeinrichtung 

X 


X 

E.9.11.1. 

Prüfung der Auslösung der Fangvorrichtung 

X 


X 

E.9.11.2. 

Prüfung des Geschwindigkeitsreglers 

X 


X 

E.9.11.3. 

Spannungsprüfung des Reglerseils des Geschwindigkeits- 
reglers 

X 


X 

F.4.2.4. 

Prüfung der Rückkehr der Puffer zum Normalstand 

X 


X 

F.6.1.1. 

Prüfung der Schlaffseil- oder Schlaffkettensicherung 

X 


X 

H.7.1.3. (2) 

Halteprüfung bei Antrieben gespeist von statischen 
Umformern 

X 

X 

X 

H.8.4.1. 

Kontrolle der Verzögerung bei Puffern mit verkürztem 

Hub 

X 

X 

X 
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Absatz 

Geprüfte Einrichtungen 

Elektrische 

Sicherheitseinrichtung 



a 

b c 

J.4.2.1. (1) 

Betätigung des Hauptschalters 

X 

X 

K.2.1.2. (1) 

Kontrolle der Nachregelung 

X 

X X 

K.2.1.3. 

Inspektionsfahrteinrichtung 

X 

X 

K.2.1.4. 

Rückholschalter 

X 

X 

K.2.1.5. 

Rampenfahrt: 




— Eigenschaften des Schlüsselkontakts 

X 

X 


— Fahrtbegrenzungseinrichtung 

X 

X X 

K.2.2.2. (1) 

Halteschalter im Fahrkorb 

X 


K.2,2.3. 

Halteeinrichtung auf dem Kabinendach 

X 
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Abbildung I 


Entriegelungsdreieck 
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Anhang II 


Prüfvorschriften der Aufzugsbauteile, die der EWG-Bauteilzulassung unterliegen 


Inhaltsübersicht 


Kapitel A 
Kapitel B 
Kapitel C 
Kapitel D 
Kapitel E 


Zulassung der Verriegelungen von Schachttüren 
Zulassung der Feuerfestigkeit von Schachttüren 
Zulassung der Fangvorrichtungen 
Zulassung der Geschwindigkeitsregler 
Zulassung der hydraulischen Puffer. 


2. Allgemeines 

2.1. Die nachstehenden Vorschriften über die EWG~Bauteilzulassungsprüfung sind im Zusammenhang 
mit den Vorschriften der Richtlinie anzuwenden. Insbesondere müssen alle Bauteile, die einer 
EWG-Bauteilzulassung bedürfen, den Vorschriften der Richtlinie und den Regeln der Konstruk- 
tionssicherheit entsprechen. 

2.2. Der Antrag auf Ausstellung einer EWG-Bauteilzulassung muß vom Hersteller, dem Erbauer des 
Aufzugs, dem Installateur oder dem Importeur gestellt werden und ist an eine der Erprobungs- 
stellen zu richten, die in der von den nationalen Behörden übermittelten Liste aufgenommen sind. 

2.3. Die Zurverfügungstellung der zu erprobenden Bauteile ist durch Absprache zwischen der Erpro- 
bungsstelle und dem Antragsteller zu regeln. 

2.4. Der Antragsteller kann den Erprobungen beiwohnen. 

2.5. Wenn die Erprobungsstelle, die mit der Typprüfung des Bauteils beauftragt ist, über das eine 
Typprüfungsbescheinigung ausgestellt werden soll, nicht über die zur Durchführung bestimmter 
Erprobungen oder Prüfungen erforderlichen Mittel verfügt, so kann sie in eigener Verantwortung 
diese Erprobungen oder Prüfungen anderen Erprobungsstellen übertragen. 


Kapitel A 

Zulassung der Verriegelungen von Schachttüren 


1 . Allgemeines 

1.1. Anwendungsbereich 

Diese Vorschriften gelten für die Verriegelungen von Aufzugschachttüren. Im Sinne dieser Vor- 
schriften fällt jedes Teil, das zur Verriegelung von Schachttüren und zur Schließkontrolle dieser 
Türen gehört, unter den Begriff „Verriegelung". 

1.2. Zweck und Umfang der Erprobung 

Die Verriegelung ist einer Erprobung zu unterziehen, um festzustellen, ob sie nach Konstruktion 
und Ausführung den Forderungen der Richtlinie entspricht. 

Es ist insbesondere zu prüfen, ob die mechanischen und elektrischen Teile der Verriegelung aus- 
reichende Dimensionen aufweisen und ob sie im Laufe der Zeit nicht ihre Wirksamkeit verlieren, 
insbesondere durch Verschleiß. Muß die Verriegelung besonderen Forderungen (Dichtigkeit oder 
Explosionssicherheit) gerecht werden, so ist dies im Antrag besonders zu erwähnen, damit auf 
Grund der entsprechenden Kriterien zusätzliche Erprobungen durchgeführt werden können. Die 
nachstehend beschriebene Erprobung gilt für normale Verriegelungen. Bei Konstruktionen, die 
besondere oder in diesem Kapitel nicht erfaßte Merkmale aufweisen, können entsprechend ange- 
paßte Versuche durchgeführt werden. 

1.3. Vorzulegende Dokumente 

Dem Antrag auf Typprüfung sind die folgenden Dokumente beizufügen: 
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1.3.1. Übersichtsbezeichnung mit Funktionsbeschreibung. 

Aus der Zeichnung müssen alle mit der Arbeitsweise und der Betriebssicherheit der V^erriegelung 
zusammenhängenden Einzelheiten ersichtlich sein, u. a.; 

— die Arbeitsweise der Verriegelung bei Normalbetrieb, wobei das wirksame Eingreifen der 
Schließvorrichtung und die Steilung anzugeben sind, bei der der elektrische Kontakt herge- 
stellt ist; 

— die Arbeitsweise einer etwa vorhandenen mechanischen Schließkontrolle; 

— die Auslösung und Arbeitsweise der Notentriegelungsvorrichtung. 

1.3.2. Gesamtbezeichnung und Zeichenerklärung 

Aus der Zeichnung müssen alle für die Arbeitsweise der Verriegelung bedeutsamen Teile ersicht- 
lich sein, insbesondere diejenigen, die für die Erfüllung der Normvorschriften bestimmt sind. 
In einer Zeichenerklärung sind die hauptsächlichen Teile, die hierzu verwandten Materialien 
und die Merkmale der Befestigungen zu erläutern. 

1.4. Erprobungsstücke 

Von der Verriegelung sind wenigstens zwei Exemplare zur Verfügung zu stellen, von denen 
eines der Erprobung dient, während das zweite zur Vornahme etwaiger späterer Vergleichs- 
erprobungen bei der Erprobungsstelle verbleibt. 

Wird die Erprobung an einem Prototyp vorgenommen, so ist diese Erprobung später an einem 
Serienmodell zu wiederholen. 

Läßt sich die Erprobung der Verriegelung nur in eingebautem Zustand, d. h. gemeinsam mit der 
entsprechenden Tür durchführen (z. B. bei Schiebe- oder Drehtüren mit mehreren Türblättern), 
so muß die Verriegelung in eine vollständige und betriebsbereite Tür montiert werden. Die 
Dimensionen können jedoch im Verhältnis zum Serienmodell reduziert werden, wenn dies die 
Ergebnisse der Erprobung nicht verfälscht. 


2 . 

2 . 1 . 


2.1.1. 


2.1.2. 


2.1.3. 

2 . 2 . 


Prüfungen und Erprobungen 

Funktionsprüiung 

Diese Prüfung soll das einwandfreie Arbeiten der Verriegelung unter dem Gesichtspunkt der 
Betriebssicherheit aller mechanischen und elektrischen Teile, die Übereinstimmung mit der Richt- 
linie und die Entsprechung zwischen der Konstruktion der Vorrichtung und den Angaben im 
Antrag feststellen. 

Besonders geprüft werden müssen: 


das Einrasten der Verriegelungsteile mit wenigstens 0,007 m vor der Herstellung des elektrischen 
Kontakts (C.7.3.1. (1)); 

Beispiele 



daß es unmöglich ist, von den den Benutzern normalerweise zugänglichen Stellen aus den Aufzug 
mit geöffneter oder geschlossener Tür in Betrieb zu setzen, nachdem ein einziges Fahrmanöver 
durchgeführt worden ist, das nicht zum normalen Betrieb des Aufzugs gehört (C.7.5.2.); 


daß bei Drehtüren der Schmelzpunkt des für die Verriegelung verwandten Metalls nicht unter 
850"^ C liegt. 


Mechanische Erprobungen 

Diese Erprobungen dienen dem Zweck, die Festigkeit der mechanischen Teile der Verriegelung 
und der elektrischen Bauteile zu prüfen. Das Prüfstück der Verriegelung ist in Betriebsposition 
durch die hierzu vorgesehenen Organe zu betätigen. 
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Die Schmierung hat entsprechend den Vorschriften des Herstellers zu erfolgen. Sind mehrere 
Möglichkeiten der Betätigung und mehrere Betriebspositionen vorgesehen, so hat die Haltbar- 
keitsprüfung unter demjenigen Gesichtspunkt der Beanspruchung der Bauteile zu erfolgen, der 
für deren Festigkeit der ungünstigste zu sein scheint. 

Die Zahl der vollständigen Schließvorgänge und der Arbeitsweg der Schließorgane sind durch 
mechanische oder elektrische Zähler festzuhalten. 

2.2.1. Haltbarkeitsprüfung 

a) Die Verriegelung ist einer Million vollständiger Arbeitsgänge zu unterziehen. (Unter einem 
vollständigen Arbeitsgang ist eine Hin- und Herbewegung über den gesamten in beiden 
Richtungen möglichen Arbeitsweg zu verstehen). 

Das Mitnehmen der Vorrichtung muß weich, ohne Stöße und in einer Kadenz von etwa 
60 Arbeitsvorgängen pro Minute erfolgen. 

Während der Dauer der Haltbarkeitsprüfung muß der elektrische Verriegelungskontakt einen 
Stromkreis schließen, der dem normalen Betrieb des Aufzugs entspricht; die Stromspannung 
ist auf die Maximalspannung zu bringen, für die die Verriegelung vorgesehen ist, während 
die Stromstärke auf das Doppelte des Normalen zu steigern ist. 

b) Falls die Verriegelung mit einer mechanischen Kontrollvorrichtung des Schließriegels oder der 
Stellung des Verriegelungsorgans versehen ist, ist diese Vorrichtung einer Haltbarkeits- 
prüfung von 100 000 Arbeitsvorgängen zu unterziehen. Diese Erprobung hat nach den Vor- 
schriften von a) zu erfolgen. 

2.2.2. Statische Erprobung 

Bei Verriegelungen von Drehtüren umfaßt die Erprobung während einer Gesamtdauer von 
300 sek. die Aufbringung einer statischen Last, die progressiv auf maximal 3000 N gesteigert 
wird. 

Diese Last ist im Öffnungssinn der Tür und an derjenigen Stelle aufzubringen, an der ein Benutzer 
mit größter Wahrscheinlichkeit die Tür zu öffnen versuchen wird. Bei einer Verriegelung für 
Schiebetüren ist diese anwendbare Kraft 1000 N. 

2.2.3. Dynamische Erprobung 

Die Verriegelung ist in verriegeltem Zustand in der Verriegelungsrichtung einer Stoßprüfung zu 
unterziehen. 

Die Stoßkraft muß der Wirkung einer starren Masse von 4 kg Gewicht nach einem freien Fall aus 
0,5 m Höhe entsprechen. 

2.3. Kriterien für die mechanischen Erprobungen 

Nach der Haltbarkeitsprüfung (2.2.1.), der statischen Erprobung (2.2.2.) und der dynamischen 
Erprobung (2.2.3.) darf keinerlei die Betriebssicherheit gefährdender Verschleiß, Deformation oder 
Bruch eingetreten sein. 

2.4. Elektrische Erprobung 

2.4.1. Haltbarkeitsprüfung der Kontakte 

Diese Erprobung ist in der Haltbarkeitsprüfung nach 2.2.1. a) enthalten. 

2.4.2. Erprobung der Ein- und Ausschaltfunktion 

Diese Erprobung soll nachweisen, daß die Ein- und Ausschaltsicherheit bei Nennbelastung aus- 
reichend ist. Die Erprobung hat nach dem Verfahren CEI 337.1/1970 zu erfolgen. Während der 
Erprobung sind die vom Hersteller angegebenen Spannungen und Stromstärken zu verwenden. 

Ist nichts angegeben, so sind die Erprobungswerte die folgenden; 

— Wechselstrom 220 V 2 A; 

— Gleichstrom 180 V 2 A. 

Bei Fehlen eines gegenteiligen Hinweises ist die Ein- und Ausschaltfunktion für Wechselstrom 
und für Gleichstrom zu prüfen. 

Die Erprobungen sind in der Betriebsstellung der Verriegelung durchzuführen. Sind mehrere 
Betriebsstellungen möglich, so hat die Erprobung in derjenigen Stellung stattzufinden, die die 
Erprobungsstelle für die ungünstigste hält. 

Das Prüfstück muß die bei Normalbetrieb vorhandenen Deckel und Zuführungen aufweisen. 
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2.4.2. 1. Wechselstrombetriebene Verriegelungen müssen mit normaler Geschwindigkeit und mit einer 
Spannung von 110 v. H. der Normalspannung im Abstand von 10 sek. 50 mal einen elektrischen 
Stromkreis öffnen und schließen. Der Kontakt muß wenigstens 0,5 sek. lang geschlossen bleiben. 
Der Stromkreis muß serienmäßig eine Drosselspule und einen Widerstand enthalten; sein Wir- 
kungsgrad muß 0,7 und die Stärke des Erprobungsstroms das Zehnfache des Wertes der vom 
Hersteller angegebenen Normalstromstärke betragen. 

2.4.2.2. Gleichstrombetriebene Verriegelungen müssen mit normaler Geschwindigkeit und mit einer 
Spannung von 110 v. H. der Normalspannung im Abstand von 10 sek. 20 mal einen elektrischen 
Stromkreis öffnen und schließen. Der Kontakt muß wenigstens 0,5 sek. lang geschlossen bleiben. 
Der Stromkreis muß serienmäßig eine Drosselspule und einen Widerstand enthalten und eine 
Zeitkonstante von 200 m/sek. aufweisen. Ein Widerstand, der 1 v. H. des Erprobungsstroms ab- 
sorbiert, muß mit diesem Stromkreis parallel geschaltet werden. 

Die Stärke des Erprobungsstroms muß 110 v. H. der vom Hersteller angegebenen nominellen 
Stärke betragen. 

2. 4. 2. 3. Die Erprobungen werden als befriedigend betrachtet, wenn weder Überschläge noch Lichtbogen 
entstehen und wenn keinerlei die Betriebssicherheit beeinträchtigende Verschlechterung der Vor- 
richtung eintritt. 

2.4.3. Erprobung des Widerstands gegen Kriechströme 

Diese Erprobung ist nach dem Verfahren laut CEI. 112/1959 durchzuführen. Die Elektroden sind an 
eine Stromquelle anzuschließen, die eine praktisch sinusförmige Stromspannung von 175 V 50 A 
Wechselstrom liefert. 

2.4.4. Prüfung der Kriechwege und der freien Abstände 

‘Die Feststellung der Kriechwege und der Abstände muß nach K.i.2.2. (2) und K.1.2.2. (3) des 
Anhangs I dieser Richtlinie erfolgen; die Kontrolle ihrer Wirksamkeit ist nach dem Verfahren der 
Spezifikation ECE (Genf) Nr. 3 vom (Oktober 1964) vorzunehmen. 

2.4.5. Prüfung der Vorschriften für Sicherheitskontakte und ihre Zugänglichkeit (K.1.2.2.) 

Diese Prüfung ist unter Berücksichtigung der Montagestellung und der Anordnung der Verriege- 
lung je nach den Umständen des Einzelfalls durchzuführen. 

3. Besondere Erprobungen bei bestimmten Verriegelungsarten 

3.1. Verriegelung für waagerecht oder senkrecht laufende Schiebetüren mit mehreren Türblättern. 

Die Vorrichtungen, die nach C.7.6.1. der unmittelbaren mechanischen Verbindung oder nach 
C.7.6.2. der mittelbaren mechanischen Verbindung zwischen den Türblättern dienen, werden als 
Bestandteil der Verriegelung betrachtet. 

Diese Vorrichtungen sind in angemessener Weise den in Artikel 2 Kapitel A dieses Anhangs 
aufgeführten Erprobungen zu unterziehen. Die Kadenz der Arbeitsvorgänge pro Minute während 
der Haltbarkeitsprüfungen ist den Dimensionen der Bauteile anzupassen. 

3.2. Mit Klappe versehene Verriegelung für 

3.2.1. Ist diese Vorrichtung mit einer elektrischen Sicherheitsvorrichtung ausgerüstet, die dazu bestimmt 
ist, eine mögliche Deformation der Klappe zu kontrollieren, und bestehen nach der in 2.3.2. vorge- 
sehenen statischen Erprobung Zweifel hinsichtlich der Festigkeit der Vorrichtung, so ist die 
Belastung progressiv so weit zu erhöhen, bis sich die Sicherheitsvorrichtung infolge einer perma- 
nenten Deformation der Klappe zu öffnen beginnt. Durch die aufgebrachte Belastung dürfen die 
übrigen Teile der Verriegelung oder der Schachttür weder beschädigt noch deformiert werden. 

3.2.2. Bestehen nach der statischen Erprobung unter dem Gesichtspunkt der Abmessungen und der 
Bauweise keine Zweifel hinsichtlich der Festigkeit, so braucht die Klappe keiner Haltbarkeits- 
erprobung unterzogen zu werden. 

4. Bescheinigung 

Die Bescheinigung ist in drei Exemplaren auszufertigen: 

— - zwei für den Antragsteller; 

— eins zum Verbleib bei der Erprobungsstelle. 
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Die Prüfbescheinigung muß enthalten: 

— • den Namen des Herstellers; 

— die Art der Verriegelung; 

— das Zeichen der Erprobungsstelle und die laufende Nummer der Bescheinigung; 

— Angaben über die maximal zulässige Stromspannung und -stärke. 


Kapitel B 

Zulassung der Feuerfestigkeit von Schachttüren 


1 . Allgemeines 

Es sind die in der Norm ISO/3008 genannten Erprobungsmethoden zu verwenden. Die vorliegen- 
den Vorschriften verfolgen den Zweck, die für Aufzugschachttüren geltenden Kriterien aufzu- 
stellen und dabei die einschlägigen Faktoren zu berücksichtigen, insbesondere die folgenden 
Tatsachen; 

— in der Praxis befindet sich zur Verhinderung des Ubergreifens eines Brandes oberhalb der 
ersten Scbacbttür eine zweite Schachttür; 

— bei den Erprobungen ist die dem Stockwerk zugewandte Seite der Scbacbttür dem Brand aus- 
zusetzen; 

— daß hinter dieser Tür kein Material gelagert werden darf; 

— daß die Aufzüge nicht mehr benutzt werden, wenn die Temperatur auf den Etagen 70° C über- 
schreitet. 

2. Versuchsanordnung 

2.1. Hitzequelle nach ISO/3008-4.1. 

2.2. Schirm nach ISO/3008-4.2. 

3. Erprobungsstück 

3.1. Abmessungen 

Es ist ein Erprobungsstück in natürlicher Größe zu wählen. 

3.1.1. Eine erteilte Zulassung gilt auch für Türen, deren Abmessungen sich von denjenigen des Erpro- 
bungsstücks unwesentlich unterscheiden sofern diese Unterschiede: 

— in der Breite nicht über ± 15 v. H. 
und 

■ — in der Höhe nicht über + 1 0 v. H. 
hinausgehen. 

Diese Toleranzen verstehen sich unter Einschluß der Türeinfassung. 

3.1.2. Bei Türen, deren Abmessungen größer sind als diejenigen der Hitzequelle, muß das Erprobungs- 
stück die mit der Hitzequelle zu vereinbarenden größtmöglichen Dimensionen aufweisen. Je nach 
den Erprobungen und der Konstruktion der Tür entscheidet die Erprobungsstelle, ob die Zulas- 
sung der Tür in natürlicher Größe gewährt werden kann. 

3.2. Konstruktion 

Die Erprobung muß sich auf eine vollständige Tür beziehen, bestehend aus einem oder mehreren 
Türblättern, der Türeinfassung und ihrer Verbindung mit dem Mauerwerk, einem etwaigen 
Auflager bzw. jedem festen Teil, das über die Türeinfassung hinausgreift, der Fugen und Fugen- 
abdeckungen, der thermischen und akustischen Isolierteile und der Aufhängungsorgane der Tür- 
blätter (Klinke, Griff, Platte). 

Die Masse der nicbtmetalliscben Teile der dem Brand abgewandten Seite, die dem Versuch nicht 
unterliegen, sind pro Tür auf 500 g zu beschränken, vermehrt um 200 g je Quadratmeter Türober- 
fläche. 

Metallverkleidungen brauchen nicht erprobt zu werden. 

Nichtmetalliscbe Verkleidungen der dem Brand abgewandten Seite müssen erprobt werden. 
Nichtmetallische Verkleidungen der dem Brand zugewandten Seite brauchen dann nicht erprobt 
zu werden, wenn ihre Dicke 2 mm nicht überschreitet. 
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4. Erprobungsverfahren 

Das Prüfstück muß aut seiner der Schachtöffnung zugewandten Seite den in der Norm ISO/R 834 
spezifizierten Wärmebedingungen ausgesetzt werden. 

Die in Ziffer 5 unten genannten Messungen und Beobachtungen sind während der Erprobung 
vorzunehmen. Die Erprobung ist zu beendigen, wenn die in Ziffer 5 genannten Kriterien erfüllt 
sind oder wenn die durch vorherige Vereinbarung zwischen dem Antragsteller und der Erpro- 
bungsstelle festgelegte andere Phase erreicht ist. 

5. Messungen und Beobachtungen 

5.1. Druck der Hitzequelle. 

Der Druck ist gemäß ISO/3008.7.1 zu messen. 

Der positive Druck auf den oberen zwei Dritteln der Tür muß so nahe wie möglich an 1,5 mm 
tKO liegen. 

5.2. Temperatur unter dem Schirm. 

Die Temperatur ist gemäß ISO; 3008.7.2 zu messen. 

Solange ISO die Erprobungsbedingungen unter dem Schirm nicht verbessert hat, sind alle Maß- 
nahmen zu treffen, damit in der Nähe des Schirms die Erprobungsergebnisse durch Luftbewegun- 
gen nicht verfälscht werden. 

5.3. Temperatur auf der dem Brand abgewandten Seite. 

Die Temperatur ist gemäß ISO/3Ö08.7.3 zu messen. 

5.4. Hitzeabstrahlung auf der dem Brand angewandten Seite. 

Die Abstrahlung ist gemäß TSO'3008.7.4 zu messen. 

6. Zu erfüllende Kriterien 

Aufzugschachttüren müssen den folgenden Kriterien entsprechen: 

6.1. Stabilität 

Nach einer Hitzeerprobung von eineinhalb Stunden muß die Tür sich an Ort und Stelle befinden, 
und ihre Bauteile müssen ihre Aufgabe des Schutzes gegen Absturz in den Fahrstuhlschacht bei 
normalem Druck auf die Tür auch weiterhin erfüllen. 

Es ist zu prüfen, ob sich die Tür nach ihrer Abkühlung noch öffnen läßt. 

6.2. Dichtigkeit 

6.2.1. Aufflammzeitpunkt. 

Es ist der Zeitpunkt festzuhalten, in dem sich auf der dem Brand abgewandten Seite mehr als 
10 sek. lang von selbst Flammen zeigen. Bei einer Aufzugschachttür darf dieser Zeitpunkt nicht 
während der ersten 15 min. der Erprobung eintreten. 

6.2.2. Erprobung des Schirms. 

Die Temperaturen der Thermoelemente sind festzuhalten. 

Nach 30 min. darf die Durchschnittstemperatur der sechs Thermoelemente die Aiisgangstempe- 
ratur um nicht mehr als 250"^ C überschreiten; kein Thermoelement darf eine Temperatur von 
mehr als 300 C über der Ausgangstemperatur aufweisen. Während der 90 min. der Erprobung 
sind die Temperaturen festzuhalten. 

6.3. Isolierung 

Für die Erprobung der Schachttüren nach 6.3.1., 6.3.2. und 6.3.3. werden keine besonderen Forde- 
rungen erhoben. Die Temperaturen während der gesamten Dauer der Erprobung sind jedoch 
festzuhalten, damit die Türen später hinsichtlich ihrer feuerhemmenden Wirkung eingestuft 
werden können. 

6.3.1. Durchschnittstemperatur der abgewandten Tüiseite. 

6.3.2. Maximaltemperatur der abgewandten Türseite. 
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6.3.3. Maximaltemperatur der abgewandten Seite der Türeinfassung. 

6.3.4. Abstrahlung der abgewandten Türseite. 

Die Abstrahlung während der ersten 30 min. der Erprobung darf in einer Entfernung, die der 
Breite des Elements entspricht, 1,25 W/cm- nicht überschreiten. 

7. Bescheinigung 

Die Bescheinigung ist in drei Exemplaren zu erstellen. Sie muß enthalten: 
a “ den Namen des Herstellers der Tür; 

b - das Zeichen der Prüfstelle und die laufende Nummer der Erprobung; 
c - Typ und, soweit zutreffend, Bezeichnung der Tür; 

d - Details über die Konstruktion der Tür, der verwandten Materialien und der Spielräume und 
Abstände zwischen den Türblättern und zwischen diesen und der Türeinfassung; 
e - Art der Befestigung des erprobten Elements an der Zugangsseite des Schachtes; 
f - Beschreibung einer etwaigen Verglasung; 
g - Ergebnisse der Erprobungen; 

h - sonstige Angaben über das Verhalten des Prüfstücks während der Erprobungen, einschließ- 
lich der Möglichkeit, die Tür nach ihrer Abkühlung zu öffnen. 


Kapitel C 

Zulassung der Fangvorrichtungen 

1 . Allgemeines 

1.1. Konzeption und Durchführung der Fangvorrichtung müssen der vorliegenden Richtlinie 

entsprechen 

] .2. Vorzulegende Dokumente 

Zusätzlich zu den laut Anhang III für den Fall der vorherigen Genehmigung erforderlichen 
Angaben sind die verwandten Materialien, die Art der Führungen und ihre Reibflächen (gezogen, 
gefräst, geschliffen) genau anzugeben. 

Bei Bremsfangvorrichtungen ist darüber hinaus das Belastungsdiagramm der Federungselemente 
zur Verfügung zu stellen. 

2. Sperrfangvorrichtungen 

2.1. Zur Verfügung zu stellende Prüfstücke 

Der Erprobungsstelle sind zwei vollständige Sätze der Sperrvorrichtung mit Keilen oder sowie 
zwei Führungselemente Moletten zur Verfügung zu stellen. 

Die Anordnung und die Einzelheiten der Befestigung der Prüfstücke werden von der Erprobungs- 
stelle je nach ihrer maschinellen Ausstattung festgesetzt. 

Können die gleichen Sperrvorrichtungen bei verschiedenartigen Führungen Verwendung finden, 
so wird auf eine erneute Erprobung verzichtet, wenn die Dicke der Führungen, die Oberflächen- 
beschaffenheit und die Breite der Sperrvorrichtungen die gleichen sind. 

2.2. Erprobung 

2.2.1. Durchführung 

Die Erprobung ist mit Hilfe einer Presse durchzuführen, die sich mit gleichbleibender Geschwindig- 

keit bewegt. 

Es ist zu messen: 

a) — die zurückgelegte Strecke als Funktion des Anpreßdrucks 

b) — die Verformung der Fangvorrichtung entweder als Funktion des Anpreßdrucks oder als 

Funktion der zurückgelegten Strecke. 
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2.2.2. Verfahren 

Die Führung ist quer zur Fangvorrichtung zu verlagern. 

Die Markierungen auf der Fangvorrichtung sind festzuhalten, um deren Deformierung messen zu 
können. 

a) — Die zurückgelegte Strecke ist als Funktion des Anpreßdrucks festzuhalten. 

b) — Nach der Erprobung: 

1. ist die permanente Deformierung der Sperrvorrichtung zu messen (falls kein Bruch 
eingetreten ist); 

2. ist die Härte der Sperrvorrichtung und der Eingreiforgane zu messen und mit den vom 
Antragsteller angegebenen Ausgangswerten zu vergleichen. In besonderen Fällen 
können zusätzliche Analysen angestellt werden; 

3. sind die Sperrvorrichtung und die Eingreiforgane zu kontrollieren, um Verformungen 
und Änderungen festzustelien (z. B. Risse, Verformungen oder Verschleiß der Eingreif- 
vorrichtungen und das äußerliche Aussehen der Reibflächen); 

4. sind erforderlichenfalls die Sperrvorrichtung, die Eingreiforgane und die Führung zu 
photographieren, um Verformungen und Brüche aufzuzeigen. 

2.3. Dokumente 

Es sind zwei Diagramme anzufertigen: 

— eines über die zurückgelegte Strecke als Funktion des Anpreßdrucks; 

— ein zweites über die Verformung der Sperrvorrichtung. Dieses Diagramm ist so anzufertigen, 
daß ein Vergleich mit dem ursprünglichen Zustand möglich ist. 

Die Leistungsfähigkeit der Fangvorrichtung ist durch Integrierung der Oberfläche des Diagramms 
mit der zurückgelegten Strecke und dem Anpreßdruck darzustellen. 

Bei der zugrundezulegenden Oberfläche des Diagramms handelt es sich um: 

a) die gesamte Oberfläche, wenn keine ständige Deformation eingetreten ist; 

b) die auf den Augenblick beschränkte Oberfläche, in dem die Verformungsgrenze überschritten 
wurde (oder in dem ein Bruch eintrat). (Es ist hierbei zu berücksichtigen, daß eine Deformation 
der Führung das Diagramm der Deformation der Sperrvorrichtung und damit die Berechnung 
der Leistungsfähigkeit der Fangvorrichtung verfälscht.) 

2.4. Bestimmung der zulässigen Belastung 

2.4.1. Von der Fangvorrichtung aufgenommene Energie. 

Die folgenden Zeichen bedeuten; 

P + Q — Eigengewicht im aufgehängten Zustand + Nutzlast 
V = Eingreifgeschwindigkeit der Fangvorrichtung in m/sek. 
g = Erdbeschleunigung in m/sek. 

A = von einer Sperrvorrichtung der Fangvorrichtung aufgenommene Energie (nach dem 
Diagramm zu berechnen). 

Es ist eine freie Fallhöhe zugrundezulegen, die nach der Höchstgeschwindigkeit des Eingreifens 
der Fangvorrichtung gemäß E.9.1. berechnet ist. 

Als Höhe des freien Falls ist zuzulassen; 

V2 

Sf = -+ 0,10 + 0,03 

2g 

wobei 0,10 der während der Ansprechzeit zurückgelegten Strecke entspricht, während 0,03 die 
Strecke ist, die auf das Eingreifspiel der Sperrvorrichtung zurückzuführen ist. 

Die von der Fangvorrichtung insgesamt aufgenommene Energie ist: 

2A = (P + Q)xSf, wobei P + Q — ist. 

2.4.2. Zulässige Gesamtbelastung 

a) wenn die Elastizitätsgrenze nicht überschritten worden ist: 
die Zahl 2 ist als Sicherheitskoeffizient anzunehmen. 

Die zulässige Gesamtbelastung ist dann P + Q 

A errechnet sich durch die Integration der Oberfläche nach 2.3. a). 
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2.5. 


b) wenn die Elastizitätsgrenze überschritten worden ist: 

hier sind zwei Berechnungen durchzuführen. Diejenige, die für den Hersteller die günstigere 
ist, ist zugrundezulegen. 

1. A' ist durch Integration der reduzierten Oberfläche nach 2.3. a) zu berechnen. Es ist ein 
Sicherheitskoeffizient von 2 zugrundezulegen. 

A' 

Die zulässige Gesamtbelastung ist dann P üQ — 

2. A ist durch Integration der Oberfläche nach 2.3. a) zu berechnen, jedoch ist ein Sicherheits- 
koeffizient von 3,5 zugrundezulegen. 


Die zulässige Gesamtbelastung ist dann: 

P + Q = 


3,5 X Sf 
~ 2 A ’ 


Prüfung der Deformation der Sperrvorrichtung und der Führung. Wenn die erneute Freigabe der 
Fangvorrichtung durch eine zu weitgehende Deformation der Sperrvorrichtung oder der Führung 
möglicherweise erschwert wird, ist die zulässige Gesamtbelastung zu reduzieren. 


3. Bremsfangvorrichtung 

3.1. Erklärung und voTzulegende Muster 

3.1.1. Der Antragsteller erklärt, für welche Last und welche GeschwindigTceit der Versuch durchzu- 
führen ist. Soll die Fangvorrichtung für verschiedene Lasten zugelassen werden, so bezeichnet er 
sie genau und gibt ferner an, ob die Einstellung über Lager oder durchlaufend erfolgt. 

(Der Antragsteller muß die aufgehängte Last auswählen, wobei er die Bremskraft, die er vorgibt, 
durch 1,6 dividiert, um eine durchschnittliche Verzögerung von 0,6 g anzustreben.) 

3.1.2. Dem Laboratorium wird eine komplette Fangvorrichtungsgarnitur zur Verfügung gestellt, die auf 

eine Traverse montiert wird, deren Abmessungen vom Labor festgelegt werden. Die für alle 
Versuche benötigte Anzahl Bremsschuhgarnituren wird mitgeliefert. Auch der Führungstyp, dessen 
Länge vom Laboratorium festgelegt wird, ist mitzuliefern. 

3.2. Versuch 

3.2.1. Versuchsanweisung. 

Der Versuch wird bei freiem Fall durchgeführt. 

Indirekt oder direkt wird gemessen: 

a) die totale Fallhöhe, 

b) der Bremsweg auf den Führungen, 

c) der Leerlaufweg des Seils des Geschwindigkeitsbegrenzers oder der an seiner Stelle verwen- 
deten Einrichtung, 

d) totaler Weg der abfedernden Bauteile. 

Die Messungen a) und b) müssen im Bezug zur Zeit erfolgen: 

Es wird festgehalten: 

e) die durchschnittliche Bremskraft, 

f) die größte Sperrbremskraft, 

g) die kleinste Sperrbremskraft. 

3.2.2. Versuchsdurchführung 

3.2.2. 1. Zugelassene Fangvorrichtung für eine einzige aufgehängte Last. 

a) Das Labor führt vier Versuche mit der aufgehängten Last (statisches Gewicht + Nennlast) 
durch. Zwischen jedem Versuch wird solange ausgesetzt, bis die Bremsschuhe wieder auf 
Normaltemperatur gekommen sind. 

b) Im Laufe der 4 Versuche können mehrere Bremsschutzgarnituren verwendet werden. Jedoch 
muß eine Garnitur in der Lage sein: 

— 2 Versuche, wenn die Nenngeschwindigkeit 4 m/s 

— 3 Versuche, wenn die Nenngeschwindigkeit 4 m/s, 
sicherzustellen. 
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c) Die Höhe des freien Falls wird so berechnet, daß sie der maximalen Auslösegeschwindigkeit 
des Geschwindigkeitsbegrenzers entspricht, für den die Fangvorrichtung verwendet werden 
kann. 

d) Die Auslösung der Fangvorrichtung wird derart durchgeführt, daß die genaue Festlegung der 
Ansprechgeschwindigkeit möglich ist. 

[Man könnte z. B. ein Seil (dessen Schlaffteil genauestens berechnet wird) verwenden, das an 
einer Muffe befestigt ist, wo es unter Reibung über ein glattes, fixes Seil gleiten kann. Die 
Reibungskraft ist die gleiche Kraft wie die, die auf das Bedienungsseil durch den dieser Fangvor- 
richtung zugeordneten Geschwindigkeitsbegrenzer wirkt.] 

3. 2, 2. 2. Für verschiedene aufgehängte Lasten zugelassene Fangvorrichtung. 

Einstellung über Lage oder durchlaufend. 

Zu dem beantragten Höchstwert und zum Mindestwert wird eine Reihe Versuche durchgeführt. 

Der Antragsteller muß eine Formel oder ein Diagramm liefern, woraus die Variation der Brems- 
kraft bezogen auf einen bestimmten Parameter hervorgeht. 

Das Labor prüft durch geeignete Maßnahmen (falls nichts Besseres vorhanden, mittels einer 3. Ver- 
suchsreihe für einen dazwischenliegenden Punkt) die Brauchbarkeit der vorgeschlagenen Formel. 

3.2.3. Bestimmung der Bremskraft der Fangvorrichtung. 

3.2.3. 1. Zugelassene Fangvorrichtung für eine einzige aufgehängte Last. 

Die Bremskraft, die die Fangvorrichtung bei gegebener Einstellung und verwendetem Führungs- 
typ zu leisten vermag, entspricht dem Durchschnitt der bei den 4 Versuchen ermittelten Brems- 
kräfte. Jeder Versuch wird an neuen Führungsstücken durchgeführt. 

(Versuche haben ergeben, daß sich der Reibungskoeffizient beträchtlich ändern kann, wenn 
mehrere, aufeinanderfolgende Versuche im gleichen Teil einer bearbeiteten Führung durchge- 
führt werden. Dies ist einer Veränderung der Oberflächenbeschaffenheit bei den aufeinander- 
folgenden Bremsungen zuzuschreiben. 

Es wurde zugegeben, daß an einer Einrichtung das unabsichtlich ausgelöste Ansprechen der 
Fangvorrichtung aller Wahrscheinlichkeit nach an einem noch völlig unbenutzten Teil der Führung 
erfolgt. 

War dies zufällig nicht der Fall, so muß eine geringere Bremskraft zugelassen werden bis hin 
zu einer unbenutzten Oberfläche. Also erfolgt ein bedeutenderes Abrutschen als im Normalfall. 
Dies ist ein Grund mehr, um keine Einstellung zuzugestehen, die eine zu geringe Anfangsver- 
zögerung zur Folge hat.) 

Es wird nachgeprüft, daß die Durchschnittswerte oder die Sperrbremswerte, die im Laufe der 
Versuche ermittelt w^erden, in einer Spanne zwischen ± 25 v. H. des oben definierten Bremskraft- 
wertes liegen. 

3.2.3. 2. Für verschiedene aufgehängte Lasten zugelassene Fangvorrichtung. 

Einstellung über Lager oder durchlaufend. 

Die Bremskraft, die die Fangvorrichtung zu leisten vermag, wird gemäß 3.2.3. 1. für den beantrag- 
ten Höchst- und Mindestwert berechnet. 

3.2.4. Prüfung nach den Versuchen. 

a) Die Blockhärte und die Fangteile werden mit den vom Antragsteller angegebenen Ausgangs- 
werten verglichen. In Sonderfällen können weitere Analysen angestellt werden. 

b) Die Verformungen und Änderungen (z. B. Rißbildung, Verformung oder Abnutzung der Fang- 
teile, Aussehen der Reibflächen) werden überprüft. 

c) Gegebenenfalls wird die gesamte Fangvorrichtung, die Fangteile und die Führungen foto- 
grafiert, um die Verformungen oder Risse deutlich herauszustellen. 

3.3. Berechnung der zulässigen aufgehängten Last 

3.3.1. Zugelassene Fangvorrichtung für eine einzige aufgehängte Last. 

Die zulässige aufgehängte Last (statisches Gewicht + Nennlast) beträgt 

_ Bremskraft (3.2.3.) 
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3.3.2. Für mehrere aufgehängte Lasten zugelassene Fangvorrichtung. 

a) Einstellung über Lager, 

Die zulässige aufgehängte Last wird für jede Einstellung gemäß 3.3.1. berechnet. 

b) Durchlaufende Einstellung. 

Die zulässige aufgehängte Last wird gemäß 3.3.1. jeweils für den beantragten Höchst- und 
Mindestwert berechnet, und zwar nach der für Zwischeneinstellungen vorgeschlagenen Formel. 

3.4. Etwaige Änderungen der Einstellungen 

Weichen im Laufe der Versuche die ermittelten Werte mehr als 20 v. H. von den vom Antrag- 
steller erwarteten Wert ab, so können mit seiner Einstimmung weitere Versuche durchgeführt 
werden, und zwar nach etwaiger Änderung der Einstellungen. 

(Liegt die Bremskraft deutlich über der vom Antragsteller vorgegebenen, so liegt die im Versuch 
verwendete aufgehängte Last deutlich unter derjenigen, die nach der Berechnung gemäß 3.3.1. 
zulässig ist. Daraus folgt, daß der Versuch keine Schlußfolgerung darüber zuläßt, ob die Fang- 
vorrichtung geeignet ist, die bei der berechneten Last erforderliche Energie zu neutralisieren). 


4. Anmerkungen 

a) Bei Anwendung für einen gegebenen Personenaufzug darf die vom Installateur deklarierte 
aufgehängte Gesamtlast nicht mehr als +0,15 v. H. abweichen von der zulässigen Gesamtlast 
für die Fangvorrichtung und die entsprechende Einstellung. 

b) Alle Teile, die die Kraft auf die Bremsschuhe übertragen, müssen mit einem Sicherheits- 
koeffizienten berechnet werden, der mindestens gleich dem dreifachen der schärfsten Ein- 
stellung ist. 

c) Bei Verwendung von Bauteilen aus Gußeisen oder Flußstahl wird der Sicherheitskoeffizient 
auf 4 gebracht. Gewöhnlicher Grauguß ist verboten. 

d) Zur Beurteilung der Betriebssicherheit geschweißter Bauteile sind die einschlägigen Normen 
heranzuziehen. 

e) Es ist zu prüfen, ob der mögliche Arbeitsweg der Sperrvorrichtungen auch unter den ungünstig- 
sten Umständen (Anhäufung von Fabrikationstoleranzen) ausreicht. 

f) Es ist zu prüfen, ob die in Anhang I E. 9. 11.1. vorgesehene elektrische Sicherheitsvorrichtung 
ordnungsgemäß funktioniert hat. 

g) Die Sperrvorrichtungen sind ausreichend zu schützen, damit ihre Betriebssicherheit im Ernst- 
fall gewährleistet ist. 

h) Bei Bremsfangvorrichtungen ist zu prüfen, ob der Arbeitsweg der die Federung darstellenden 
Teile ausreichend ist. Die Möglichkeit der Plombierung der regulierbaren Teile ist vorzusehen. 


5. Erprobungsprotokoll 

Das Protokoll ist in drei Exemplaren aufzustellen, von denen zwei für den Hersteller bestimmt 
sind. Es muß enthalten: 

— den Namen des Herstellers; 

— den Typ der Fangvorrichtung; 

— die Bezeichnung der Erprobungsstelle und die Prüfnummer; 

— die zulässige Gesamtbelastung; 

— die Nenngeschwindigkeit und die Auslösungsgeschwindigkeit; 

— den Typ der Führung; 

— die zulässige Dicke des Führungskopfes; 

— die Mindestbreite der wirksamen Oberflächen der Sperrvorrichtung; 

— der Zustand der Oberflächen der Führungen; 

— ■ der Schmierzustand der Führungen. Bei vorhandener Schmierung: Kategorie und Merkmale 
des Schmiermittels. 
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Kapitel D 

Zulassung der Geschwindigkeitsregler 


1 . Allgemeines 

1.1. Konzeption und Durchführung des Geschwindigkeitsreglers müssen dem Anhang I der Richtlinie 
entsprechen. 

1.2. Der Antragsteller nennt der Erprobungsstelle: 

a) — den Typ (die Typen) der vom Regler in Tätigkeit zu setzenden Fangvorrichtung; 

b) — die maximale und minimale Nenngeschwindigkeit des Aufzugs, für die der Regler benutzt 

werden kann. 

2. Kontrolle der Merkmale des Reglers 

2.1. Vorzulegende Prüfstücke. 

Der Erprobungsstelle sind zur V^erfügung zu stellen: 

a) — ein Regler; 

b) — eine von der Erprobungsstelle festgesetzte Kabellänge des für den Regler benutzten Typs 

in dem Normalzustand, in dem das Kabel eingebaut werden soll; 

c) — eine komplette Spannrolle des für den Regler benutzten Gewichts. 

2.2. Erprobung. 

2.2.1. Verfahren. 

Es ist zu kontrollieren: 

a) — die Auslösegeschwindigkeit; 

b) — die Betriebssicherheit der in E. 9. 11.2. vorgesehenen Vorrichtung zum Anhalten des Motors, 

wenn sie auf dem Regler montiert ist; 

c) — die Betriebssicherheit der in E. 9. 11.2. (2) vorgesehenen elektrischen Sicherheitsvorriditung, 

die jede Fahrt des Aufzugs unterbinden soll, wenn der Regler eingreift; 

d) — die Reibung des Seils in der Rolle des Reglers bzw. der Anpreßdruck, der das Einrasten 

der Fangvorrichtung ermöglicht. 

2.2.2. Erprobungsverfahren: 

(Die Erprobungen können von der Erprobungsstelle in den Werksanlagen des Herstellers durda- 
geführt werden.) 

a) — innerhalb der Spannweite der Auslösungsgesdiwindigkeiten, die der Spannweite der Nenn- 

geschwindigkeiten des Aufzugs entsprechen (siehe 1.2. b) oben), sind mindestens 20 Ver- 
suche durdizuführen, 

b) — Anmerkungen: 

(1) die Mehrzahl der Erprobungen ist bei den extremen Geschwindigkeiten der Spannweite 
durdizuführen; 

(2) die Beschleunigung zur Erreichung der Auslösegeschwindigkeit des Reglers muß so 
gering wie möglich sein, um Trägheitseffekte auszusdiließen. 

2.2.3. Ergebnisse der Erprobung. 

a) Während der 20 Versuche muß die Auslösegeschwindigkeit innerhalb der in E.9.1. genannten 
Grenzen bleiben. 

Anmerkung: 

Werden diese Grenzen überschritten, so kann der Hersteller die Vorrichtung neu einregulieren; 
in diesem Fall sind erneut 20 Versuche durchzuführen. 
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b) Während der 20 Funktionsprüfungen der Vorrichtungen, deren Kontrolle in 2.2.1. b) und c) 
oben vorgesehen ist, muß sich ihre Arbeitsweise innerhalb der in E. 9. 11.2. genannten Grenzen 
vollziehen. 

c) Die von dem Seil bei der Auslösung des Reglers übertragbare Kraft muß mindestens doppelt 
so groß sein wie diejenige, die vom Hersteller zur Auslösung der Fangvorrichtung angegeben 
worden ist, mit einem Minimum 300 N. 

Anmerkungen: 

(1) Hat der Hersteller keine Ausnahme beantragt - diese ist gegebenenfalls im Protokoll zu 
vermerken - so muß der Rollwinkel 180^ betragen; 

(2) Bei einer Vorrichtung, die durch Anpreßdruck des Seils betätigt wird, ist zu prüfen, ob das 
Seil keine permanenten Verformungen aufweist. 


3. Erprobungsprotokoll 

Das Protokoll muß enthalten: 

— den Namen des Herstellers; 

— die Typenbezeichnung des Reglers; 

— die Bezeichnung der Erprobungsstelle und die Prüfnummer; 

— die maximale und minimale Nenngeschwindigkeit des Aufzugs, für die der Regler benutzt 
werden kann; 

— Durchmesserund Zusammensetzung des Seils; 

— ■ bei Geschwindigkeitsreglern mit Reibscheibe: die Mindestspannung. 


Kapitel E 

Zulassung hydraulischer Puffer 

1. Antrag auf Erprobung 

In dem Antrag ist der m Aussicht genommene Anwendungsbereich zu nennen (Höchstgeschwindig- 
keit bei Auftreffen, Mindest- und Höchstbelastung). 

1.1. Einem ersten Antrag sind die folgenden Dokumente beizufügen: 

— Detail- und Gesamtzeichnungen, aus denen die Konstruktion, die Arbeitsweise, die verwandten 
Materialien und die Abmessungen und Toleranzen der einzelnen Bauteile ersichtlich sind. 
Insbesondere ist die Einstellung (Öldurchlaßöffnungen) als Funktion des Arbeitswegs des 
Kolbens anziigeben. 

— Spezifikationen des verwandten Öls. 

Auf Anforderung der Erprobungsstelle sind diese Dokumente in 3 Ausfertigungen vorzulegen. 
Die Erprobungsstelle kann darüber hinaus weitere Angaben anfordern, die ihr zur Prüfung 
und für die Erprobungen erforderlich erscheinen. 

2. Prüfstück 

Die Konstruktion des Prüfstücks muß mit den Dokumenten nach 1.1. identisch sein. Das erforder- 
liche öl ist getrennt zur Verfügung zu stellen. 

3. Erprobung 

3.1. Verfahren 

Der Puffer ist mit Hilfe von Gewichten zu erproben, die der Mindest- und Höchstbelastung ent- 
sprechen und die in freiem Fall derart auf die Puffer wirken, daß irn Zeitpunkt des Auftreffens 
die vorgesehene Höchstgeschwindigkeit erreicht wird. 

Die Geschwindigkeit ist mindestens im Zeitpunkt des Auftreffens der Gewichte zu registrieren. 
Beschleunigung und Verlangsamung sind während der gesamten Bewegung der Gewichte als 
Funktion der Zeit zu messen. 
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3.2. Zu benutzende Geräte 

Die Prüfgeräte müssen den folgenden Forderungen entsprechen: 

3.2.1. Fallgewichte 

Die Gewichte müssen mit ± 1 v. H. der Maximal- und Minimalbelastung entsprechen. Sie müssen 
mit möglichst geringer Reibung vertikal geführt werden. 

3.2.2. Registriergerät 

Das Registriergerät muß Vorgänge erfassen können, die sich in 0,01 sek. abspielen. 

3.2.3. Geschwindigkeitsmessung 

Die Geschwindigkeit ist im Zeitpunkt des Auftreffens der Gewichte auf den Puffer oder über die 
gesamte Fallhöhe mit einer Genauigkeit von ± 1 v. H. zu registrieren. 

3.2.4. Verzögerungsmessung 

Das Meßgerät ist so nahe wie möglich an der Achse des Puffers anzuordnen. Die Meßtoleranz 
beläuft sich auf + 2 v. H, 

3.2.5. Zeitmessung 

Zeitimpulse von 0,01 sek. Dauer sind zu messen. Die Meßtoleranz beläuft sich auf ± 1 v. H. 

3.3. Raumtemperatur 

Die Raumtemperatur muß zwischen 1 15 und r 25 C liegen. Die Öltemperatur ist mit einer 
Toleranz von ± 5^ C zu messen. 

3.4. Anordnung des Puffers 

Der Puffer ist wie für den Norraalbetrieb vorgesehen anzuordnen und zu befestigen. 

3.5. Füllung des Puffers 

Der Puffer ist bis zur angegebenen Marke aufzufüllen. Um die vollständige Füllung zu gewähr- 
leisten, ist der Puffer langsam vollständig zusammenzudrücken. Danach muß der Kolben wieder 
nach oben kommen, und die Ölstandskontrolle ist nach 10 Minuten zu wiederholen. Erforder- 
lichenfalls ist öl nachzufüllen, bis die obere Einfüllmarke erreicht ist. Dieser Vorgang ist solange 
zu wiederholen, bis der vorgeschriebene Ölstand erreicht ist. 

3.6. Kontrollen 

3.6.1. Verzögerungskontrolle 

Die Fallhöhe der Gewichte ist so zu wählen, daß die Geschwindigkeit im Zeitpunkt des Auftreffens 
der im Antrag genannten Geschwindigkeit entspricht. 

Die Verzögerung muß den Vorschriften des Absatzes F.4.2.3. der Anlage I dieser Richtlinie ent- 
sprechen. 

Ein erster Versuch ist bei Maximalbelastung mit Verzögerungskontrolie durchzuführen. 

Ein zweiter Versuch ist bei Minimalbelastung mit Verzögerungskontrolle durchzuführen. 

3.6.2. Kontrolle der Rückkehr des Kolbens in Normalstellung. 

Nach jedem Versuch ist der Puffer während 5 Minuten in völlig zusammengedrückter Position 

festzuhalten. Danach ist der Kolben freizugeben, damit er in Normalstellung zurückkehren kann. 
Handelt es sich um einen Puffer mit feder- oder gravitätsbestätigter Kolbenrückführung, so muß 
die Position der vollständigen Rückkehr in Normalstellung nach 102 s. erreicht sein. Vor Durch- 
führung einer erneuten Verzögerungsprüfung ist 30 min. lang abzuwarten, damit das öl in den 
Behälter zurückkehren kann und etwaige Luftblasen entweichen können. 

3.6.3. Kontrolle der Ölverluste 

Nach Durchführung der beiden Versuche nach 3.6.1. ist eine Ölstandskontrolle durchzuführen; 
nach 30 Minuten muß der Ölstand noch ausreichend sein, um das normale Arbeiten des Puffers 
zu gewährleisten. 
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3.6.4. Zustandskontrolle der Puffer nach den Versuchen 

Nach den beiden Versuchen nach 3.6.1. darf kein Teil des Puffers eine permanente Deformation 
aufweisen oder beschädigt sein. 

3.7. Verfahren in den Fällen, in denen die Anforderungen der Erprobung bei den im, Antrag genannten 

Belastungen nicht erfüllt worden sind. 

Fallen die Ergebnisse der Erprobungen mit den im Antrag genannten Minimal- und Maximal- 
belastungen unbefriedigend aus, so kann die Erprobungsstelle im Einvernehmen mit dem Antrag- 
steller die zulässigen Belastungsgrenzen feststellen. 

4. Bescheinigung 

Die Bescheinigung ist in 3 Ausfertigungen auszustellen; 

— 2 für den Antragsteller; 

— 1 zum Verbleib bei der Erprobungsstelle. 

Die Bescheinigung muß enthalten: 

- — den Namen des Herstellers des Puffers; 

— den Typ des Puffers; 

— das Zeichen der Erprobungsstelle und die Nummer der Bescheinigung; 

— die maximale Auftreffgesch^vindigkeit; 

— die Maximalbelastung; 

— die Minimalbelastung; 

— Die Spezifikationen des Öls und seine Temperatur während der Versuche. 

4.1. Anlagen zur Bescheinigung 

— die in 1.1. genannten Dokumente. 

— Angaben über die Versuchsanordnung. 

— Name des Herstellers, Typennummern und Fabrikationsnummern der benutzten Meßinstru- 
mente. 

■ — • Angabe der Rückkehrzeit des Kolbens in Normalstellung. 

— Angaben über etwaige Ölverluste und Deformationen. 
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Anhang III 


Vorherige Einbaugenehmigung 

Wird durch die nationalen Vorschriften eine vorherige Genehmigung gefordert, so können die zur Beurtei- 
lung der Vorschriftenkonformität angeforderten Unterlagen alle oder einen Teil der in der nachstehenden 
begrenzenden Liste aufgeführten Angaben und Dokumente enthalten. 

1. Allgemeines 

Name und Anschrift des Herstellers, des Eigentümers und des Benutzers. Anschrift des Ortes, an dem der 
Aufzug eingebaut ist. 

Typ - Nennlast - Nenngeschwindigkeit - Anzahl der Fahrgäste - Fahrweg - Anzahl der bedienten Stock- 
M'erke - Gewicht des Fahrkorbs und des Gegengewichts. Zugang zum Motorenraum und den Raum für die 
Umlenkrollen, soweit vorhanden. 

2. Technische Angaben und Pläne 

Pläne und Schnitte, die erforderlich sind, um sich über die Einbauweise des Aufzugs einschließlich der Räume 
für die Motoren, die Umlenkrollen und die Armaturen Klarheit zu verschaffen. 

Diese Pläne brauchen nicht die Konstruktionsdetails aufzuzeigen, müssen jedoch die notwendigen Angaben 
enthalten, die eine Nachprüfung der Vorschriftenkonformität ermöglichen, und zwar insbesondere; 

— Freiräume im oberen Schachtteil und in der Schachtgrube; 

— etwaige Räumlichkeiten unterhalb des Schachts; 

— - Zugang zur Schachtgruppe; 

— Trennvorrichtungen zwischen den Aufzügen, falls der gleiche Schacht von mehreren Aufzügen befahren 
wird; 

— der für Verankerungslöcher vorgesehene Raum; 

— Lage und hauptsächliche Abmessungen des Motorenraums einschließlich der Anordnung des Motors und 
der wesentlichen Bedienungsorgane; Abmessungen der Treibscheibe; Lüftungsöffnungen; Auflagerdruck 
auf das Gebäude; 

— - Zugang zum Motorenraum; 

— evtl, die Lage und hauptsächlichen Abmessungen des Rollenraums. Lage und Abmessungen der Rollen - 
Anordnung der übrigen in dem Raum befindlichen Vorrichtungen; 

— - Zugang zum Rollenraum; 

— - Lage und hauptsächliche Abmessungen der Schachttüren. Es brauchen nicht alle Türen eingezeichnet zu 

werden, wenn sie identisch sind und wenn die Abstände zwischen den Stockwerken angegeben sind; 

— Anordnung und Abmessungen der Wartungs- und Notzugänge; 

— Abmessungen des Fahrkorbs und seiner Öffnungen; 

und wenn die Abstände zwischen den Stockwerken angegeben sind: 

— Anordnung und Abmessungen der Wartungs- und Notzugänge; 

— Abmessungen des Fahrkorbs und seiner Öffnungen; 

— Abstand zwischen Schwelle und Tür des Fahrkorbs und der Schachtwand auf der Zugangsseite; 

— Abstand der es gestattet, zwischen die Kabinentür und die Schachttür zu gelangen; 

- — wesentliche Merkmale der Aufhängung: Seile {Anzahl, Durchmesser, Zusammensetzung, Bruchlast); 
Ketten (Typ; Zusammensetzung, Teilung, Bruchlast). Evtl. Ausgleichsseile; 

— Führungen. Merkmale, Zustand und Abmessungen der Gleitflächen. 

3. Schaltpläne 

Elektrische Grundschaltpläne der wichtigsten Stromkreise und der Sicherheitsstromkreise. 

Diese Pläne müssen eindeutig und mit einer Zeichenerklärung versehen sein. 

4. Bescheinigungen 

Abschrift der Typenkonformitätsbescheinigung für die Verriegelungen, die Schachttüren, die Fangvorrich- 
tung, den Fahrwegbegrenzer und die hydraulischen Puffer. 

Erforderlichenfalls Abschriften der entsprechenden Bescheinigungen für andere Bauteile (Seile, Ketten, 
Materialien, Explosionsschutz). 

Bescheinigung des Herstellers über die Einregulierung der Fangvorrichtung und Kompressionsberechnung 
der Federn. 
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5. Nachprüfung der Berechnung gewisser Bauteile und der Übereinstimmung mit der Richtlinie 


a) Aufhängungsvorrichtung 

Prüfung der Beachtung der Vorschriften des Kapitels (E, z. B. für die Seile: Anzahl, Durchmesser, Mindest- 
bruchlast, Zusammensetzung, Verhältnis zwischen dem Nenndurchmesser der Seile und dem Teilkreis- 
durchmesser der Rollen). 


b) Reibung der Aufhängungsseile in der Laufrille der Zugscheibe. 

T 

Der Formel - ' Cj •C 2 < eki muß entsprochen werden. 

^2 

T 

ist das Verhältnis der statischen Maximal- und Minimalbelastung in denjenigen Teilen des Seils, 

^2 

die sich auf den beiden Seiten der Scheibe befinden, und zwar in den folgenden Fällen: 

— Fahrkorb mit 125 v. H. der Nutzlast am untersten Stockwerk angehalten; 

— Fahrkorb ohne Belastung am obersten Stockwerk angehalten. 

Cj ist der Koeffizient für Beschleunigung, Verzögerung und für die spezifischen Bedingungen der Anlage 
^ _ g + a ^ . g die Schwerkraftsbeschleunigung in m/s^ 

^ g — a a die Verzögerung der Kabine in m/s^. 

Dieser Koeffizient ist bei den Personenaufzügen mit hoher Geschwindigkeit für jeden Sonderfall zu 
berechnen. 

In den anderen Fällen können folgende Mindestwerte für zugelassen werden: 

1,10 für Nenngeschwindigkeiten ^ V^ 0,63 m/s. 

1,15 für Nenngeschwindigkeiten 0,63 < V^ ^ 1,00 m/s. 

1,20 für Nenngeschwindigkeiten 1,00 ^ V^ ^ 1,60 m/s. 

1,25 für Nenngeschwindigkeiten 1,60 m/s. ^ V^ 

C 2 ist der Koeffizient, der die auf Abnutzung zurückzuführenden Schwankungen des Rillenprofils berück- 
sichtigt: 

C.) ~ 1 für halbkreisförmige oder untergeschnittene Rillen; 

C 2 = 1,2 für V-förmige Rillen, 
e ist die Basis des natürlichen Logarithmus; 
f ist der Reibungskoeffizient der Seile in den Rillen: 

[X 

f — für V-förmige Rillen 

sin y/2 

f für untergeschnittene Rillen oder halbkreisförmige Rillen; 

jt - p - sin 7 

a ist der Aufrollwinkel der Seile auf der Zugscheibe als Radiant; 
ß ist der Winkel der Rille als Radiant (ß = 0 für halbkreisförmige Rillen); 

7 ist der Öffnungswinkel des V der Rille als Radiant; 

p ist der Reibungskoeffizient zwischen Stahlseilen und gußeisernen Scheiben und muß 0,09 betragen. 


für V-förmige Rillen 

für untergeschnittene Rillen oder halbkreisförmige Rillen; 




c) Spezifischer Druck 

Der spezifische Druck wird nach folgender Formel berechnet: 
T 4 5 

p = • ^ für V-Rillen 


p = 

n. d. D 

. — ^ für 

sin 7/2 


T 

8 cos ß /2 

p = 

n. d. D 

n - ß - sin ß 


für untergeschnittene oder halbkreisförmige Rillen 
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wobei: 

d = der Durchmesser der Seile in mm, 

D = der Durchmesser der Treibscheibe in mm, 
n == die Anzahl der Seile 
p = der spezifische Druck in N/mm- 

T == die statische Belastung auf der Fahrkorbseite, wobei die Kabine am niedrigsten Haltepunkt mit 
Nennlast hält. 

Der spezifische Druck muß so sein, daß die Spannungsbedingungen nach E.3.1. erfüllt sind. 

1. Personenaufzüge 

Keinesfalls darf der spezifische Druck der Seile nachstehende Werte bei Kabine mit Nennlast über- 
steigen: 

V(, ^ 1,6 m/s Maximaldruck 9,0 N/mm- 
> 1,6 m/s Maximaldruck 7,5 N/mm- 


2. Lastaufzüge mit Personenbegleitung 
12,5 + 4 V. 

^ 

wobei die Seilgeschwindigkeit, die der Nenngeschwindigkeit des Fahrkorbs in m/s entspricht, 
d) Führungen 

Die im Augenblick des Ansprechens der Fangvorrichtung auf jede Führung ausgeübte Beanspruchung 
ist nach den folgenden Formeln zu berechnen; 


Sperrfangvorrichtung (ohne Rollen) 

6jT = 

2,5 (F + Q) CO 
A 

Fangvorrichtung mit Rollen 

bji — 

1,5 (F + Q) ü) 
A 

Bremsfangvorrichtungen 

6t = 

(F + Q) w 

A 


Nt; darf nicht überschreiten: 140 N/mm- für Stahl 370 N/mm- 

210 N/mm^ für Stahl 520 N/mni- 

F ist das statische Gewicht auf der Fahrkorbseite 
Q ist die Nennlast 


A ist der Querschnitt der Führung in cm. 

(i) wird in den folgenden Tabellen als folgt dargestellt: 

3 . 1 ?^ 

A ist - 

1 

1 X ist der Abstand zwischen den Befestigungen in cm; 
t ist der Drehradius. 


e) Auswirkungen auf dem Grund der Schachtgrube 
Sie können wie folgt bewertet werden; 

— unter den Pufferböcken: 4mal das Gewicht (Kabine + Last) oder Gegengewicht 

— unter den Führungen; Gewicht der Führungen vermehrt um die Auswirkung des Fangens bei Aus- 

lösung der Fangvorrichtung. 
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Werte von to 

Stahl 370 N/mm'^ 


l 

0 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

l 

20 

1,04 

1,04 

1,04 

1,05 

1,05 

1,06 

1,06 

1,07 

1,07 

1,08 

20 

30 

1,08 

1,09 

1,09 

1,10 

1,10 

1,11 

1.11 

1,12 

1,13 

1,13 

30 

40 

1.14 

1,14 

1,15 

1,16 

1,16 

1,17 

1,18 

1,19 

1,19 

1,20 

40 

50 

1,21 

1,22 

1,23 

1,23 

1,24 

1,25 

1,26 

1,27 

1,28 

1,29 

50 

60 

1,30 

1,31 

1,32 

1,33 

1,34 

1,35 

1,36 

1,37 

1,39 

1,40 

60 

70 

1,41 

1,42 

1,44 

1,45 

1,46 

1,48 

1,49 

1,50 

1,52 

1,53 

70 

80 

1,55 

1,56 

1,58 1 

1,59 

1,61 

1,62 

1,64 

1,66 

1,68 

1,69 

80 

90 

1,71 

1,73 

1,74 : 

1,76 

1,78 

1,80 

1,82 

1,84 

1,86 

1,88 

90 

100 

1,90 

1,92 

1,94 

1,96 

1,98 

2,00 

2,02 

2,05 

2,07 

2,09 

100 

110 

2,11 

2,14 

2,16 

2,18 

2,21 

2,23 

2,27 

2,31 

2,35 

2,39 

110 

120 

2,43 

2,47 

2,51 

2,55 

2,60 

2,64 

2,68 

2,72 

2,77 

2,81 

120 

130 

2,85 

' 2,90 

2,94 

2,99 

3,03 

3,08 

3,12 

3,17 

3,22 

3,26 

130 

140 

3,31 

3,36 

3,41 

3,45 

3,50 

3,55 

3,60 

3,65 

3,70 

3,75 

140 

150 

3,80 

3,85 

3,90 

3,95 

4,00 

4,06 

4,11 

4,16 

4,22 

4,27 

150 

160 

4,32 

4,38 

1 4,43 

4,49 

4,54 

4,60 

4,65 

4,71 

4,77 

4,82 

160 

170 

4,88 

4,94 

i 5,00 

5,05 

5,11 

5,17 

5,23 

5,29 

5,35 

5,41 

170 

180 

5,47 

5,53 

' 5,59 

5,66 

5,72 

5,78 

5,84 

5,91 

5,97 

6,03 

180 

190 

6,10 

6,16 

6,23 

6,29 

! 6,36 

6,42 

6,49 

6,55 

6,62 

6,69 

190 

200 

6,75 

6,82 

6,89 

6,96 

7,03 

7,10 

7,17 

7,24 

7,31 

7,38 

200 

210 

; 7,45 

7,52 

7,59 

7,66 

7,73 

7,81 

7,88 

7,95 

8,03 

8,10 

210 

220 

1 8,17 

8,25 

8,32 

8,40 

8,47 

8,55 

: 8,63 

8,70 

8,78 

8,86 

220 

230 

8,93 

9,01 

9,09 

9,17 

9,25 

9,33 

! 9,41 

9,49 

9,57 

9,65 

230 

240 

250 

9,73 

10,55 

9,81 

9,89 

9,97 

10,05 

10,14 

10,22 

10,30 

10,39 

10,47 

240 


I 


Für Stahlsorten mit dazwischenliegender Widerstandsfähigkeit wird der Wert durch lineare Interpolation 
bestimmt. 


Stahl 520 N/mm^ 


l 

0 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

l 

20 

1,06 

1,06 

1,07 

1,07 

1,08 

1,08 

1,09 

1,09 

1,10 

1,11 

20 

30 

1,11 

1,12 

1,12 

1,13 

1,14 

1,15 

1,15 

1,16 

1.17 

1,18 

30 

40 

1,19 

1,19 

1,20 

1,21 

; 1,22 

1,23 

1,24 

1,25 

1,26 

1,27 

40 

50 

1,28 

1,30 

1,31 

1,32 

1 1,33 

1,35 

1,36 

1,37 

1,39 

1,40 

50 

60 

1,41 

; 1,43 

1,44 

1,46 

1,48 

1,49 

1,51 

1,53 

1,54 

1,56 

60 

70 

1,58 

1,60 

1,62 

1,64 

1,66 

1,68 

1,70 

1,72 

1,74 

1,77 

70 

80 

1,79 

1,81 

1,83 

1,86 

1,88 

1,91 

1,93 

1,95 

1,98 

2,01 

80 

90 

2,05 

2,10 

2,14 

2,19 

i 2,24 

2,29 

2,33 

2,38 

2,43 

2,48 

90 

100 

2,53 

2,58 

2,64 

2,69 

2,74 

2,79 

2,85 

2,90 

2,95 

3,01 

100 

110 

3,06 

3,12 

3,18 

3,23 

3,29 

3,35 

3,41 

: 3,47 

3,53 

3,59 

110 

120 

3,65 

: 3,71 

3,77 

3,83 

3,89 

3,96 

4,02 

4,09 

4,15 

4,22 

120 

130 

4,28 

4,35 

4,41 

4,48 

4,55 

4,62 

4,69 

4,75 

4,82 

4,89 

130 

140 

4,96 

5,04 

5,11 

5,18 

5,25 

5,33 

5,40 

i 5,47 

5,55 

■ 5,62 

140 

150 

5,70 

5,78 

5,85 

5,93 

6,01 

6,09 

6,16 

6,24 

6,32 

’ 6,40 

150 

160 

6,48 

6,57 

' 6,65 

6,73 

6,81 

6,90 

6,98 

7,06 

7,15 

7,23 

160 

170 

7,32 

7,41 

7,49 

7,58 

7,67 

7,76 

7,85 

7,94 

8,03 

8,12 

170 

180 

8,21 

8,30 

8,39 

8,48 

8,58 

8,67 

8,76 

8,86 

8,95 

9,05 

180 

190 

9,14 

9,24 

9,34 

9,44 

9,53 

9,63 

9,73 

9,83 

9,93 

10,03 

190 

200 

10,13 

10,23 

10,34 

10,44 

10,54 

10,65 

10,75 

10,85 

10,96 

11,06 

200 

210 

11,17 

11,28 

11,38 

11,49 

11,60 

11,71 

11,82 

11,93 

12,04 

12,15 

210 

220 

12,26 

12,37 

12,48 

12,60 

12,71 

12,82 

12,94 

13,05 

13,17 

13,28 

220 

230 

13,40 

13,52 ; 

13,63 

13,75 

13,87 

13,99 

14,11 

14,23 

14,35 

14,47 

230 

240 

250 

14,59 

15,83 

14,71 

14,83 

14,96 

15,08 

15,20 

15,33 

15,45 

15,58 

15,71 

240 
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Anhang IV 


Kontrollen vor Inbetriebnahme 

Nach dem Einbau des Aufzugs, jedoch vor dessen Inbetriebnahme, müssen die nachstehenden Prüfungen 
und Erprobungen durchgeführt werden: 

— Vergleich der gesamten Installation mit den Dokumenten nach Anhang III (einschl. der etwa geforderten 
vorherigen Genehmigung) sowie mit den Forderungen der Richtlinie; 

— Vergleich der Angaben auf den Typprüfungsbescheinigungen für diejenigen Bauteile, für die Typ- 
prüfungen vorgeschrieben sind, mit den tatsächlichen Merkmalen der Anlagen; 

— Prüfung der mechanischen und elektrischen Betriebssicherheit; 

— Prüfung der Aufhängungselemente und ihrer Befestigungen; 

— Prüfung der Größe der Lüftungsöffnungen; 

— Erprobung der Notrufvorrichtung; 

— Sichtkontrolle der Konstruktionssicherheit derjenigen Bauteile, für die die Norm keine besonderen 
Forderungen aufstellt. 

Insbesondere sind die folgenden Erprobungen durchzuführen. 

Für eine Serie identischer Aufzüge ist es jedoch nicht erforderlich bei jedem Aufzug eine Kontrolle der- 
jenigen Bauteile durchzuführen, deren Betriebssicherheit nicht vom Einbau abhängt (z. B. die Reibung). 

1. Reibung 

a) Die Prüfung der Reibung ist in Aufwärtsrichtung mit leerem Fahrkorb zu prüfen. 

Die Erprobung besteht darin, mit der stärksten mit der Anlage zu vereinbarenden Bremsung mehrere 
Halte zu bewirken. 

Bei jedem Versuch muß ein vollständiges Anhalten des Fahrkorbs bewirkt werden. 

b) Es muß festgestellt werden, daß der nicht belastete Fahrkorb keine Aufwärtsfahrt hat, wenn das Gegen- 
gewicht auf den zusammengedrückten Puffern ruht. 

c) Prüfung der Übereinstimmung des Gewichtsausgleichs mit dem vom Hersteller angegebenen Wert. 

Diese Prüfung kann durch Intensitätsmessungen erfolgen. 

2. Fangvorrichtung des Fahrkorbs und evtl, des Gegengewichts 

Da die Fangvorrichtung einer Typprüfung unterzogen worden ist, besteht der Zweck der Erprobung in der 
Feststellung der Betriebsbereitschaft. Die Erprobung ist bei leerem Fahrkorb und verminderter Geschwindig- 
keit (z. B. Geschwindigkeit für die Nachregulierung des Niveaus oder für Wartungsfahrt) durchzuführen. 

3. Geschwindigkeitsregler 

Die Auslösegeschwindigkeit des Geschwindigkeitsreglers ist bei Abtrennung des Geschwindigkeitsreglers 
vom Fahrkorb zu prüfen. 

4. Energieaufzehrende Puffer 

Die Erprobung ist wie folgt durchzuführen; 

— der Fahrkorb mit Nutzlast (oder das Gegengewicht) ist mit Nenngeschwindigkeit mit den Puffern in 
Kontakt zu bringen; die verminderte Geschwindigkeit ist dann einzuschalten, wenn es sich um Puffer 
mit reduziertem Arbeitsweg und Reduktionskontrolle handelt. 

Bei Durchführung dieses Versuchs müssen die Fahrwegbegrenzer und die Haiteeeinrichtungen ausgeschaltet 
sein. 

5. Seile oder Ketten 

Es ist zu prüfen, ob die Merkmale mit denjenigen übereinstimmen, die auf dem Fahrkorbrahmen sowie in 
Anhang III angegeben sind. 

6. Mechanische Bremse 

Die mechanische Bremse ist bei nutzlastbelastetem Fahrkorb und bei Nenngeschwindigkeit bei Abwärts- 
fahrt oder bei Aufwärtsfahrt ohne Last zu erproben. 

Bei Aufzügen ohne Gegengewicht ist der Fahrkorb mit 125 v. H. der Nutzlast zu belasten. 
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Anhang V 

Regelmäßige Kontrollen, Kontrollen nach einem wesentlichen Umbau oder nach einem Betriebsunfall 

1. Regelmäßige Kontrollen 

Zur Prüfung des betriebssicheren Zustandes des Aufzugs und seiner Sicherheitsvorrichtungen sind wenig- 
stens alle zwei Jahre regelmäßige Kontrollen durchzuführen. Hält der Kontrolleur es zur Durchführung 
seiner Überprüfung für erforderlich, Erprobungen vorzunehinen, so dürfen durch deren Wiederholungs- 
häufigkeit kein übertriebener Verschleiß verursacht oder irgendwelche Zwänge ausgeübt werden, die die 
Betriebssicherheit des Aufzugs gefährden können. 

Auf keinen Fall dürfen die bei der Kontrolle gestellten Anforderungen über diejenigen hinausgehen, die 
bei der Inbetriebnahme zu erfüllen waren. 

Die Kontrollen müssen sich insbesondere auf folgende Bauteile erstrecken: 

— ■ Verriegelungen, 

— Fangvorrichtung, 

— Geschwindigkeitsregler, 

— Puffer, 

— Seile oder Ketten, 

— mechanische Bremse, 

— Notrufeinrichtung. 

Die Erprobungen müssen unter den gleichen Bedingungen durchgeführt werden, wie bei der Kontrolle vor 
der Inbetriebnahme. 

Sind die Elemente der mechanischen Bremse von einer Art, daß bei Ausfall eines derselben das andere 
Element für eine Verlangsamung der Fahrgeschwindigkeit des Fahrkorbs nicht ausreicht, so ist eine gründ- 
liche Prüfung des Kerns, der Achse und der Gelenke vorzunehmen, um zu gewährleisten, daß sie weder 
durch Verschleiß noch durch Korrosion noch durch Verschmutzung betriebsunsicher geworden sind. 

Eine besondere Prüfung der Reibung ist nicht erforderlich, da diese während der normalen Fahrt von selbst 
geprüft wird. 

2. Kontrollen nach einem wesentlichen Umbau oder nach einem Betriebsunfall 

Nach einem wesentlichen Umbau eines der Bauteile, für die laut Anhang III Angaben gefordert werden 
(vorherige Genehmigung) müssen der mit der Kontrolle beauftragten Person oder Stelle die erforderlichen 
neuen Dokumente oder Angaben zur Verfügung gestellt werden. 

Die Umbauten bzw. Betriebsunfälle müssen in dem in M.5. vorgesehenen Register verzeichnet werden. Der 
Kontrolleur entscheidet, ob eine Erprobung der umgerüsteten oder ersetzten Bauteile erforderlich ist. 

Diese Erprobung darf sich höchstens auf die Erfüllung derjenigen Forderungen erstrecken, die für das 
betreffende Bauteil bei Inbetriebnahme des Aufzugs gefordert waren. 
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Anhang VI 


EWG-Bauteilzulassungsbescheinigung 


Prüfbehörde 

Anwendung der Richtlinie Nr. 
vom 


Kenn-Nummer der EWG-Bauteilzulassung 


Bauteilmuster für 


Datum 


Bezeichnung des Bauteils für Aufzüge: 


Name und Geschäftssitz des Herstellers: 


Der Unterzeichnete bescheinigt hiermit: 

— die erfolgreiche Durchführung des unter Nummer von Anhang I zur Richtlinie vorgeschrie- 
benen Versuchs an den als Baumuster zur Verfügung gestellten 

überwacht zu haben. 


Allgemeine Bemerkungen: (zur Zulassung vorgelegte Konstruktionszeichnung beifügen) 


Ausgefertigt und bescheinigt am 


in 


(Unterschrift und Bezeichnung) 
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Begründung 

I. Allgemeines 

1. Die vergleichende Prüfung der in den Mitglied- 
staaten in Kraft befindlichen Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften auf dem Gebiet der Hebe- 
zeuge und Fördergeräte führte zu der Feststel- 
lung, daß bedeutende Unterschiede nicht nur 
zwischen den technischen Bestimmungen betref- 
fend die Herstellung, die Prüfungen und Ver- 
suche dieser Geräte, sondern auch bezüglich der 
zu ihrem Inverkehrbringen zu befolgenden Ver- 
waltungsverfahren bestehen. 

2. Diese Situation zwingt die Hersteller von Hebe- 
zeugen und Fördergeräten, ihre Erzeugung und 
Lagerhaltung von Ersatzteilen an die unterschied- 
lichen technischen Anforderungen anzupassen, 
die von den Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten als Bestimmungsland gestellt werden, 
und dies auch noch für einen Markt, der für eine 
Anzahl dieser Geräte bereits stark internatio- 
nalisiert ist. Die gleichen Probleme stellen sich 
ebenso für die Zwischenhändler. 

3. Bestehen ferner in einem oder mehreren Mit- 
gliedstaaten für das Inverkehrbringen der Ge- 
räte Verwalüingsverfahren, so sind die Herstel- 
ler verpflichtet, sich den in diesen Mitglied- 
staaten in Kraft befindlichen Verfahren der Bau- 
art- oder Bauteilzulassung zu unterziehen. Die 
diesbezüglichen Prüf- und Versuchsmethoden 
sind sehr oft unterschiedlich. 

4. Die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften finden 
aber ihre Berechtigung insoweit, als die Mitglied- 
staaten für den Schutz der Verwender von Hebe- 
zeugen und Fördergeräten - insbesondere der 
Arbeiter - sowie von Dritten verantwortlich sind. 
Deshalb scheint die Anglcichung der Rechtsvor- 
schriften, insbesondere was die Grundsätze und 
Verfahren im allgemeinen angeht, als das ge- 
eignetste Mittel, um aus den festgestellten Unter- 
schiedlichkeiten Nachteile zu beseitigen. Die ver- 
schiedenen Kategorien von Hebezeugen und För- 
dergeräten werden sodann in dem Maße, in dem 
dies erforderlich ist, durch Einzelrichtlinien ge- 
regelt, die in den zuvor definierten Rahmen 
fallen. 

5. Der Bereich der Hebezeuge und Fördergeräte 
fällt in die dritte Phase des vom Rat am 28. Mai 
1969 gebilligten „Allgemeinen Programms zur 
Beseitigung der technischen Hemmnisse im Wa- 
renverkehr, die sich aus den Unterschieden in 
den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften erge- 
ben''. In seiner Entschließung vom 17. Dezember 
1973 über die Industriepolitik hat der Rat die 
Kommission ersucht, ihm bis zum 1. Januar 1975 
in dem von dieser Richtlinie bezeichneten Bereich 
einen Richtlinienvorschlag zu übermitteln, der 
bis zum 1. Januar 1976 verabschiedet werden soll. 


Die technische Komplexität der ersten Einzelricht- 
linie, der eine große Bedeutung zukommt, hat 
die Kommission dazu gezwungen, die Übersen- 
dung ihres Vorschlags etwas zu verzögern, um 
die Arbeiten abzuschließen. 

6. Ziel dieser Richtlinie ist demnach die Beseitigung 
der festgestellten technischen Handelshemmnisse 
mittels Angleichung der Rechtsvorschriften. 
Rechtsgrundlage hierzu bildet Artikel 100 des 
EWG-Vertrags. 

7. Zu ihrer Beratung in technischer Hinsicht hat die 
Kommission eine Arbeitsgruppe gebildet, die 
sich aus nationalen Sachverständigen, aus Berufs- 
verbänden sowie aus Normungs- und Kontroll- 
organisationen auf europäischer Ebene zusam- 
mensetzt. Sie hat ebenfalls mit Vertretern der 
Verbraucher die erforderlichen Kontakte aufge- 
nommen. 

II. Harmonisierungslösung 

Die mit dieser Richtlinie vorgeschlagene Harmoni- 
sierungslösung ist die sogenannte Alternativlösung. 
Jedoch wird dadurch nicht ausgeschlossen, daß ge- 
wisse Einzelrichtlinien auf der totalen Harmonisie- 
rungslösung fußen können, was die Ersetzung der 
bestehenden einzelstaatlichen Bestimmungen durch 
die Gemeinschaftsbestimmungen beinhaltet. Dies 
sollte jedoch lediglich dann erfolgen, wenn sich 
besonders wichtige Sicherheitsfragen stellen und nur 
insoweit, als sich die Bestimmung eines Mindest- 
sicherheitsniveaus aufzwingt. 

III. Kommentar zum Richtlinienvorschlag 

Der Richtlinienvorschlag über Hebezeuge und För- 
dergeräte, mit dem sich der Vorschlag einer Einzel- 
richtlinie über elektrisch betriebene Aufzüge ver- 
bindet, ist das Ergebnis der Beratungen mehrerer 
Sitzungen der Arbeitsgruppe der Kommission. Hin- 
sichtlich der Grundausrichtung wurde er von den 
meisten Sachverständigen befürwortet. 

Obwohl es den Kommissionsdienststellen nicht ge- 
lungen ist, gewisse Meinungsverschiedenheiten, die 
sich im Laufe der Diskussionen ergaben, auszuräu- 
men, hat sich die Kommission jedoch bemüht, eine 
Gemeinschaftslösung vorzulegen, die die Zustim- 
mung der Mehrheit der zu Rate gezogenen Sachver- 
ständigen findet und die eine Form aufweist, die 
der anderer dem Rat bereits vorgelegter Rahmen- 
richtlinien möglichst nahekommt. 

Die in mehrere Kapitel aufgegliederte Rahmenricht- 
linie enthält die allgemeinen Bestimmungen für 
Hebezeuge und Fördergeräte, wie den Grundsatz 
des freien Warenverkehrs dieser den gemeinschaft- 
lichen Anforderungen entsprechenden Geräte und 
Bauteile, die Anpassung der Richtlinien an den tech- 
nischen Fortschritt und die Schutzklausel. 
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Sie legt gleichfalls eine Reihe von gemeinschaft- 
lichen Verfahren fest, denen Hebezeuge und Förder- 
geräte bzw. ihre Bauteile unterworfen werden kön- 
nen, wenn dies in den Einzelrichtlinien vorgesehen 
ist. 

Die Richtlinie unterscheidet klar zwischen: 

a) EWG-Bauartzulassung, d. h. einer Maßnahme, mit 
der bestätigt wird, daß ein Muster eines Gerätes 
den Vorschriften der betreffenden Richtlinie ent- 
spricht; 

b) EWG-Bauteilzulassung, d. h. einer Maßnahme, 
mit der bescheinigt wird, daß eine Bauart eines 
Bauteiles den Vorschriften der betreffenden 
Richtlinien entspricht-, 

c) EWG-Prüfung, mit der kontrolliert werden soll, 
ob die Geräte und ihre Bauteile mit dem Muster 
oder der Bauart, für die die Bauartzulassung bzw. 
die Bauteilzulassung erteilt wurde, übereinstim- 
m.en. 

Die beiden erstgenannten Verfahren sind praktisch 
identisch: sie unterscheiden sich lediglich in ihrem 
A n we n dungsb e r e i ch . 

In den Anhängen sind die Gemeinschaftszeichen für 
die EWG-Bauartzulassung und die EWG-Bauteilzu- 
lassung angegeben, die vom Hersteller auf jedem 
Gerät bzw. Bauteil je nach Fall und entsprechend 
den einschlägigen Richtlinien anzubringen sind. 

Die Hebezeuge und Fördergeräte bzw. deren Bau- 
teile, für die die EWG-Bauartzulassung bzw. die 
EWG-Bauteilzulassung erteilt wurde und die mit 
dem erforderlichen Zeichen versehen sind, können 
frei in den Verkehr gebracht, installiert und ver- 
wendet werden. 

Werden Bauteile, für die eine Bauteilzulassung er- 
teilt wurde, in ein Gerät oder eine Installation ein- 
gebaut, so versteht es sich, daß die an Ort und 
Stelle erfolgenden Abnahmekontrollen, die von den 
nationalen zuständigen Dienststellen vor der Inbe- 
triebnahme durchgeführt werden, sich grundsätzlich 
auf eine Sichtprüfung der Zulassungszeichen be- 
schränken müssen, und zwar ohne daß diese Bau- 
teile erneut weiteren Prüfungen und Versuchen 
unterworfen werden. Dies läßt jedoch das Recht 
dieser Dienststellen unberührt, bei Dimensionie- 
rungsunterschieden Versuche durchzuführen oder 
die Auswechselung der fraglichen Bauteile zu ver- 
langen. 

Ferner wird in der Richtlinie näher ausgeführt, daß 
es den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 
obliegt einem Antragsteller die EWG-Bauartzulas- 
sung bzw. die EWG-Bauteilzulassung zu erteilen. 
Dadurch wird aber keineswegs die in den Mitglied- 
staaten gehandhabte Gewohnheit eingeschränkt, von 
ihnen ausgewählte, ordnungsgemäß befähigte Stel- 
len mit der Durchführung der Prüfungen und Ver- 
suche zu betrauen, die der Zuteilungsentscheidung 
einer Bauart- oder Bauteilzulassung vorausgehen. 


Aufgrund der Besonderheiten des Bereichs der Hebe- 
zeuge und Fördergeräte wird das Verfahren der 
EWG-Prüfung gänzlich mit dem der EWG-Bauartzu- 
lassung und der EWG-Bauteilzulassung verbunden, 
wobei diese hierfür die Voraussetzung bilden. Ver- 
glichen mit anderen Rahmenrichtlinien sieht dieser 
Richtlinienvorschlag keine autonome, unter der 
alleinigen Verantwortlichkeit des Herstellers durch- 
geführte EWG-Prüfung vor. 

Einige Sachverständige jedoch hielten die EWG- 
Prüfung in dem Vorschlag für eine Rahmenrichtlinie 
für überflüssig, da die Anwendungsfälle wahrschein- 
lich sehr begrenzt sind. Deshalb haben diese Sach- 
verständigen es vorgezogen, dieses Verfahren nur 
dann in Betracht zu ziehen, wenn sich eine Notwen- 
digkeit dafür ergibt, wobei dieses dann in die Einzel- 
richtlinien einzufügen ist. 

Dagegen haben die Kommission und die Mehrheit 
der befragten Sachverständigen es für zweckmäßig 
erachtet, auch das Verfahren der EWG-Prüfung in 
dieser Richtlinie als verwaltungsmäßiges und tech- 
nisches Instrument verfügbar zu halten. Dies nimmt 
in keiner Hinsicht die konkrete Anwendung dieses 
Verfahrens vorweg, das von Fall zu Fall in den 
Einzelrichtlinien näher ausgeführt wird. 

Um die gegenseitige Unterrichtung der Mitglied- 
staaten über die zuständigen Behörden und die Kon- 
trollstellen, die mit den Prüfungen, Versuchen und 
Überprüfungen betraut werden, sicherzustellen, muß 
jeder Mitgliedstaat den anderen Mitgliedstaaten und 
der Kom.mission die Liste der auf ihrem Hoheits- 
gebiet tätigen zuständigen Behörden und Steilen 
mitteilen. Sie müssen gleichfalls jede spätere Ände- 
rung bekanntmachen. 

Die Kommission hielt es gemeinsam mit den meisten 
Sachverständigen für zweckmäßig, wie schon bei 
anderen Richtlinien eine Reihe von Kriterien zu er- 
stellen, die die Mitgliedstaaten bei der Auswahl der 
verschiedenen Kontrollstellen zu berücksichtigen 
haben. 

Diese Liste kann natürlich nur eine beschränkte An- 
zahl von grundsätzlichen Merkmalen aufführen. Sie 
beschneidet nicht die Rechte der Behörden und Ver- 
waltungen der Mitgliedstaaten, gemäß den bestehen- 
den nationalen Strukturen derartige Kontrollstellen 
auszuwählen und zu überwachen, und zwar insbe- 
sondere in bezug auf eine getreue und loyale Aus- 
führung der sich aus den Gemeinschaftsrichtlinien 
ergebenden Bestimmungen. 

Zur Sicherstellung einer flexiblen und raschen An- 
passung der Anhänge dieser Rahmenrichtlinie und 
der Einzelrichtlinien über Hebezeuge und Förder- 
geräte an den technischen Fortschritt wird vorge- 
schlagen, die Änderungen und Ergänzungen dem 
Ausschußverfahren zu unterwerfen. Der betreffende 
Ausschuß wurde bereits im Rahmen der „Lastauf- 
nahmeeinrichtungen'' durch die Richtlinie des Rates 
zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten über Bescheinigungen 
und Kennzeichnungen für Drahtseile, Ketten und 
Lasthaken eingesetzt. 
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Kommentar zu dem Vorschlag für eine Richtlinie 
über elektrisch betriebene Aufzüge 

Die elektrisch betriebenen Aufzüge wurden wegen 
ihrer wirtschaftlichen und sozialen Auswirkung so- 
wie aufgrund der Feststellung, daß ihr freier Waren- 
verkehr tatsächlich behindert wird, als erster Sektor 
für die Anwendung der Rahmenrichtlinie ausge- 
wählt. Sie werden nämlich von der gesamten Be- 
völkerung verwendet; mehrere hunderttausend Ge- 
räte werden jedes Jahr in der Gemeinschaft instal- 
liert. Die Produktion umfaßt - abgesehen von mitt- 
leren Betrieben, die insbesondere einen lokalen Wir- 
kungskreis haben - vor allem einige sehr große 
dezentralisierte Unternehmen, die meist in verschie- 
denen, in den Gemeinschaftsländern verstreuten 
Werken jeweils die für die Geräte erforderlichen 
Bauteile herstellen oder herstellen lassen, die so- 
dann in einem anderen Werk montiert werden. 

Die unterschiedlichen Bau- und Sicherheitsvorschrif- 
ten, die von den nationalen Behörden gefordert 
werden, führen in diesem Fall zu einer beträcht- 
lichen Erhöhung der Produktionskosten, die sich 
naturgemäß auf die Endkosten auswirken. Diese Er- 
höhung beläuft sich auf 8 bis 10 v. H. 

Diese bereits seit langem bestehende Situation hatte 
die Internationale Kommission für Sicherheitsvor- 
schriften von Fahrstühlen (CIRA = Commission 
Internationale pour la Reglementation des Ascen- 
seurs) veranlaßt, 1969 eine Empfehlung in Form 
von Sicherheitsrichtlinien für den Bau und die In- 
stallation elektrischer Fahrstühle und Aufzüge aus- 
zuarbeiten. 

Die Europäische Vereinigung für Fördertechnik 
(FEM) hat 1971, gestützt auf die Arbeiten der CIRA, 
unter Berücksichtigung der in den Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft bestehenden gegenwärtigen Lage 
einen Entwurf von Sicherheitsrichtlinien ausgearbei- 
tet. Die vorstehend erwähnten Arbeiten wurden vom 
Europäischen Komitee für Normung (CEN) im Hin- 
blick auf die Festsetzung einer europäischen Norm 
für elektrische Fahrstühle und Aufzüge wiederauf- 
genommen, ergänzt und geändert. 

Was die Fahrstühle betrifft, so sind die Arbeiten 
zur Zeit in ihre Endphase eingetreten. Wegen der 
bereits bei der Harmonisierung und der Normung 
im Bereich der Fahrstühle erzielten Fortschritte hat 
es die Kommission für zweckmäßig erachtet, die 
technischen Anhänge zu dieser Richtlinie auf den 
Entwurf der CEN-Norm zu stützen. Sollte der Ent- 
wurf im CEN verabschiedet werden, bevor der Vor- 
schlag der EWG-Richtlinie vom Rat geprüft wird, 
ist die Kommission bereit, die technischen Anhänge 
zu ersetzen und sich ganz oder teilweise auf die 
europäische Norm zu beziehen, um den technischen 
Teil dieser Richtlinie zu reduzieren. 

Es ist darauf hinzuweisen, daß einige Sachverstän- 
dige die vollständige Einbeziehung des Entwurfs 
der CEN-Norm in den Anhang zu der Richtlinie be- 
fürworten, wohingegen andere Sachverständige eine 
Reihe von Änderungsanträgen für diese Anhänge 


gestellt und bestimmte Vorbehalte geäußert haben. 
Das CEN, das an der Ausarbeitung des Richtlinien- 
vorschlags eng beteiligt wurde, wird sich bemühen, 
diesem Umstand bei der endgültigen Abfassung des 
Normenentwurfs Rechnung zu tragen. Zu bemerken 
ist, daß die Einzelrichtlinie für Fahrstühle unter den 
verschiedenen Verfahren, deren Anwendung die 
Rahmenrichtlinie vorsieht, nur dasjenige aufführt, 
das der EWG-Bauteilzulassung für bestimmte Bau- 
teile entspricht, mit Ausnahme der EWG-Bauartzu- 
lassung und der EWG-Prüfung, die von der Kom- 
mission, die darin von den Sachverständigen unter- 
stützt wird, für diese Bauart von Geräten nicht als 
angemessen angesehen werden. 

Lediglich fünf wesentliche Bauteile, die für die 
Sicherheit des Gerätes und seine Installation von 
grundsätzlicher Bedeutung sind, unterliegen dem 
Verfahren der EWG-Bauteilzulassung, und zwar: 

— die Verriegelungsvorrichtungen der Stockwerks- 
türen; 

— das Verhalten der Stockwerkstüren im Falle 
eines Brandes; 

— die Fangvorrichtungen; 

— die Geschwindigkeitsbegrenzer; 

— die hydraulischen Stoßdämpfer. 

Die Harmonisierungslösung, die berücksichtigt wur- 
de, ist die sogenannte Alternativlösung. 

Die Kommissionsdienststellen haben es für zweck- 
mäßig erachtet, sich der Stellungnahme anzuschlie- 
ßen, die von der Mehrheit der zu Rate gezogenen 
Sachverständigen abgegeben worden war. Es ist 
jedoch zu bemerken, daß einige Sachverständige so- 
wie die Vertreter der betreffenden Berufskreise eine 
vollständige Harmonisierung entweder in Form 
einer direkten Anwendung oder mit übergangs- 
fristen von beispielsweise fünf Jahren in dem Be- 
streben befürworten, die etwaigen Wettbewerbsver- 
zerrungen zu beseitigen, die aufgrund der Anwen- 
dung der alternativen Harmonisierungslösung ver- 
ursacht werden. 

Die technischen Spezifikationen in Anhang I zu die- 
ser Richtlinie umfassen die gesamte Installation der 
Fahrstühle und stützen sich ausschließlich auf den 
Entwurf der CEN-Norm. Diese Spezifikationen be- 
treffen lediglich die Fahrstühle, ihre Installation, 
ihre Arbeitsweise und ihre Überwachung. Diese Be- 
stimmungen beeinträchtigen keinesfalls die Erfor- 
dernisse auf dem Gebiet des Wohnungsbaus und 
die im Hinblick auf die Brandbekämpfung zu treffen- 
den Maßnahmen, die in den Mitgliedstaaten be- 
stehen oder Gegenstand der Gemeinschaftsbestim- 
mungen sind. 

V. Anhörung des Europäischen Parlaments und des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Gemäß Artikel 100 Absatz 2 des EWG-Vertrags ist 
die Stellungnahme dieser beiden Instanzen erforder- 
lich; die Durchführung der in den beiden Richtlinien 
vorgesehenen Bestimmungen hat nämlich für sämt- 
liche Mitgliedstaaten eine Änderung ihrer gesetz- 
lichen Vorschriften zur Folge. 
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